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Bayerisches EnergieForum  
2. April 2025, Stadthalle Gunzenhausen
Veranstalter: Bayerischer Gemeindetag und Bayerische GemeindeZeitung 

Das Bayerische Energieforum – eine gemeinsame Veranstaltung 
von Bayerischem Gemeindetag und Bayerischer Gemeinde- 
Zeitung ist Fachforum und Marktplatz zugleich. Schwerpunkt-
themen sind erneut die Wärmeplanung mit Fokus auf Umsetzung 
und Wertschöpfung vor Ort durch erneuerbare Energien. Erst-
mals wird der neue Kooperationspartner der Kommunal GmbH 
des Gemeindetags, die enPORTAL, mit seinem Team vor Ort 
sein. Das Bayerische Wirtschaftsministerium stellt die Rechts-
verordnung zur Wärmeplanung und das Umsetzungspaket vor.
Einen Überblick über die Veranstaltung bietet unser QR-Code.

Fraktionsinitiativen zum Haushalt 2025:

90 Mio. Euro für ein 
vielfältiges Bayern

Für bayernweite Akzente und regionale Projekte haben die Re-
gierungsfraktionen von CSU und Freien Wählern zusätzlich zum 
diesjährigen Haushaltsentwurf der Staatsregierung 90 Mio. Eu-
ro eingeplant, 10 Mio. Euro weniger als im vergangenen Jahr. Be-
sonderes Augenmerk wird dabei auf die Förderung des ländlichen 
Raums, die Unterstützung der Inneren Sicherheit sowie Aufsto-
ckungen bei den Themen Jugend und Wissenschaft gelegt.

Mit rund 11,3 Mio. Euro liegt 
ein Schwerpunkt der Fraktions-
initiativen heuer auf der Inne-
ren Sicherheit. So fließen al-
lein 3,8 Mio. Euro in den Aus-
bau der Videoüberwachung im 
öffentlichen Raum. Besonders 
wichtig ist CSU und Freien Wäh-
lern die Förderung des sicher-
heitsrelevanten Ehrenamts: So 
wird etwa der Neubau des Lan-
desschulungszentrums der DL-
RG im mittelfränkischen Schein-
feld (500.000 Euro) unterstützt. 
Zudem erhalten die Landkrei-
se Aichach-Friedberg und Günz-
burg nach dem Vorbild der Ge-
meinde Ergoldsbach ein mit 
450.000 Euro gefördertes Hoch-
wasserwarnsystem. Für Dorfer-
neuerungsmaßnahmen wie eine 
Erinnerungstafel an „500 Jahre 
Bauernaufstand“ am Mässinger 
Haufen in Greding, über einen 
Zuschuss zum Ankauf des ober-
fränkischen Kleinods „Nass- 
angers“, bis hin zu zahlreichen 
Dorfgemeinschaftshäusern wird 
ein Betrag von 5,6 Mio. Euro auf-
gewendet . Insgesamt werden in 
das Segment „Ländlicher Raum, 
Heimat, Dorfgemeinschaftshäu-
ser“ 8,95 Mio. Euro investiert.

Förderung von Bildung, 
Wissenschaft ...

Erfolge in Bildung und Wissen-
schaft entscheiden die Zukunft 
unseres Landes. Mit 14,4 Mio. 
Euro stocken die Fraktionsinitia- 
tiven diese Bereiche im Staats-
haushalt deutlich auf. So sind 
für sonderpädagogische För-
derschulen 2 Mio. Euro veran- 
schlagt und weitere 1,7 Mio. Eu-
ro für die Sanierung einzelner 
Schulgebäude, die vom Pfingst-
hochwasser 2024 betroffenen 
waren. Auch 375.000 Euro für 
die Leseförderung an Bayerns 
Schulen sind gut angelegtes Geld 

für Bayerns Köpfe von morgen.
Insgesamt 4,45 Mio. Euro ge-

hen in den Bereich „Landwirt-
schaft und Natur“. 450.000 Euro 
werden dem AgroMissionHub, 
einer gemeinsamen Initiative 
der TU München, der Lan-
desanstalt für Landwirtschaft 
und der Hochschule Weihen-
stephan-Triesdorf, zuteil.

... Kultur,

5,44 Mio. investieren CSU 
und FW in die Kultur. Unter-
stützt werden u.a. die Knaben-
chöre als Aushängeschild Bay-
erns mit 560 .000 Euro und 
die Neuschwanstein-Konzerte 
mit 160.000 Euro. Im Muse-
umsbereich stellen die Fraktio-
nen für die Modernisierung des  
Archäologie-Museums Quinta-
na in Künzing 100.000 Euro und 
für die Unterstützung einer Son-
derausstellung im Fränkischen 
Schweiz-Museum Tüchersfeld 
40.000 Euro zur Verfügung.

Gesundheit ...

Neue Wege geht der Freistaat 
Bayern bei der Anwerbung von 
Landärzten: Die Fraktionen star-
ten ein Stipendienprogramm 
für Medizinstudenten, die im 
EU-Ausland studieren . Als Ge-
genleistung verpflichten sich 
die jungen Menschen, nach Ab-
schluss des Studiums mindes-
tens fünf Jahre als Landarzt in 
Bayern zu arbeiten. Dafür ste-
hen 2,4 Mio. Euro bereit.

Im Sektor „Gesundheit und 
Pflege“ stellen die Regierungs-
fraktionen insgesamt 6,67 Mio. 
Euro zur Verfügung. 345.000 Eu-
ro fließen in die Akademie Bar-
bara Stamm . In der ehemaligen 
Klosteranlage Maria Bildhausen 
entsteht ein neues Zentrum als 
Kraftort und Wissensdrehschei-
be für Beschäftigte in der Pfle-
ge, pflegende Angehörige und 
ehrenamtlich Tätige in Sozialbe-
rufen. Mit den Mitteln können 
weitere Planungen zur Vorbe-
reitung der umfangreichen Bau-
maßnahme finanziert werden.

... und Breitensport

Wichtige sportpolitische Wei-
chenstellungen sind die Finanzie-
rung des BLSV-Sportcamps Nord 
im oberfränkischen Bischofsgrün 
mit 800.000 Euro und eine kräfti-
ge Spritze für die Skiflugschanze 
Oberstdorf (500.000 Euro). Der 
Ausbau zum Judoka-Landeszen-
trum in Ensdorf (Landkreis Am-
berg-Sulzbach) wird mit 900.000 
Euro gefördert. Insgesamt 6,2 
Mio. Euro gehen damit in den 
bayernweiten Ausbau des Leis-
tungs- und Breitensports .

Wie CSU-Fraktionsvorsitzen-

Deutscher Landkreistag zum Investitionspakt: 

„Wer die Backen spitzt,  
der muss auch pfeifen“

Der Deutsche Landkreistag hat auf die Ankündigung neuer mil-
liardenschwerer Investitionspakete des Bundes mit einer ersten 
Bewertung reagiert. Präsident Landrat Dr. Achim Brötel sagte: 
„CDU, CSU und SPD haben mit ihrer schnellen Teileinigung zu den 
geplanten Sondervermögen in den Sondierungsgesprächen ein 
Signal gesetzt, das für die weiteren Verhandlungen, aber auch für 
den dringend notwendigen Stimmungsumschwung in der Wirt-
schaft durchaus hoffen lässt. Angesichts der weltpolitischen Lage, 
aber auch der drängenden Herausforderungen im eigenen Land 
braucht Deutschland jetzt nämlich schnell eine stabile und hand-
lungsfähige Regierung.“ 

Dass der erste Weg ausge-
rechnet über neue Schulden in 
gigantischer Höhe laufen soll, 
ist für Brötel gleichwohl über-
raschend . Die deutschen Land-
kreise haben deshalb vor allem 
drei Erwartungen für die noch 
bevorstehenden Koalitionsver-
handlungen:

Konkrete Erwartungen

1. Wer die Backen spitzt, der 
muss auch pfeifen. Wenn das 
Geld seinen Zweck erfüllen soll, 

dann muss es zügig, in vollem 
Umfang und ohne überbürokra-
tisierte Zuteilungsverfahren ein-
fach und schnell dorthin kom-
men, wo es tatsächlich gebraucht 
wird, nämlich in den Kommunen 
vor Ort. Förderprogramme, in 
denen zwar Geld bereitgestellt, 
dann aber durch umständliche 
Vorgaben so gesichert wird, dass 
es am Ende für viele unerreichbar 
ist, helfen niemand.
2. Der Bund darf die neue Frei-
heit nicht dazu nutzen, um sich 
selbst aus bestehenden Investi-

tionsprogrammen zurückzuzie-
hen und mit dem dort eingespar-
ten Geld weitere konsumtive 
Ausgaben zu finanzieren. Wenn 
die kreditfinanzierten Milliarden 
tatsächlich die Wirtschaft ankur-
beln sollen, muss es vielmehr de-
finitiv zusätzliches Geld sein.
3.Wir dürfen nicht schon wie-
der in den Fehler verfallen, Pro-
bleme mit Geld zuzudecken, 
statt sie endlich beherzt anzuge-
hen und vor allem auch zu lösen. 
Die aktuellen Herausforderun-
gen der Landkreise, Städte und 
Gemeinden lassen sich nämlich 
nicht nur auf die Infrastruktur 
allein reduzieren . Unser Grund-
problem ist die drohende finan-
zielle Handlungsunfähigkeit un-
serer Kommunalhaushalte, die 
schlicht und ergreifend daher 
rührt, dass der Staat den Kom-
munen in den letzten Jahren im-
mer mehr, immer komplizier-
tere und vor allem auch immer 
teurere Aufgaben übertragen 
hat, ohne für eine ausreichen-
de Gegenfinanzierung zu sor-
gen. Neue Schulden im investi-
ven Bereich lösen dieses Prob-
lem aber ganz sicher nicht . Im 
Gegenteil. Die finanzielle Kon-
solidierung des Staates wird da- 
 (Fortsetzung auf Seite 4)

der Klaus Holetschek darlegte, 
„stärken wir mit unseren Frak-
tionsinitiativen über 400 Projek-
ten in allen Regionen Bayerns 
kräftig den Rücken. Ob die Aus-
weitung der Videoüberwachung 
im öffentlichen Raum, mehr 
Geld für sonderpädagogische 
Schulen oder unsere Unterstüt-
zung der Bahnhofsmissionen: 
Wir wissen, wo den Menschen 
in Bayern der Schuh drückt und 
wo wir mit zusätzlichen Mitteln 
bestehendes Engagement ‚pus-
hen‘ können. Besonders Jugend-
lichen müssen wir Mut machen 
und Orientierung geben. Mehr 
als vier Mio. Euro für Projekte 
der Jugendarbeit sind ein star-
kes Signal und unser Bekennt-
nis, jungen Menschen in Bay-
ern neue Chancen zu eröffnen. 
Allein die wertvolle Arbeit des 
Bayerischen Jugendrings unter-
stützen wir mit zusätzlichen 1,9 
Mio. Euro.“ 

Neue Schwerpunkte

„Mit den vorgestellten Initia-
tiven unserer Regierungsfrakti-
onen setzen wir neue Schwer-
punkte für den Nachtragshaus-
halt 2025 und stärken wich- 
 (Fortsetzung auf Seite 2)

Bayerischer Ministerrat:

Ambitionierte Ziele
Freiräume kann nur eine Verwaltung schaffen, die selbst Freiraum 
hat. Deshalb ist die Zahl der Verwaltungsvorschriften in Bayern 
deutlich reduziert worden, wie Staatskanzleichef Florian Herrmann 
nach einer Ministerratssitzung in München vor Pressevertretern be-
kanntgab. Bis zum Stichtag 31. Dezember 2024 strichen die Minis-
terien 519 entsprechende Vorschriften. Verglichen zum Beginn der  
Legislaturperiode entspreche dies einer Reduzierung von mehr als 
15 Prozent, betonte Herrmann. Er sprach von einem „vollen Erfolg“, 
die notwendige Dynamik sei in allen Ministerien angekommen.

Im Juni 2024 hatte das Kabi-
nett beschlossen, bis Ende 2024 
mindestens zehn Prozent der 
Verwaltungsvorschriften abzu-
bauen. Stand 1. Januar 2025 gab 
es in Bayern davon noch 2.867. 
Außerdem gilt im Freistaat bis 
Ende 2026 ein Moratorium, das 
neue Verwaltungsvorschriften 
verhindern soll .

Weniger Gesetze  
und Verordnungen

Auch die Zahl der Gesetze in 
Bayern ist nach Angaben des 
Staatskanzleichefs seit 2002 
kontinuierlich gesunken: „Wir 
hatten 2002 den Höchststand 
von 321 Gesetzen und mittler-
weile sind es nur noch 242.“ Zu-
dem nahm die Zahl der Rechts-
verordnungen deutlich ab: von 
1.209 Rechtsverordnungen im 
Jahr 2002 auf nunmehr 530.

Passend dazu hat das Kabi-
nett laut Herrmann auch das 
dritte Modernisierungsgesetz 
in die Verbandsanhörung gege-
ben. Damit soll die Entbürokra-
tisierung weiter vorangebracht 
werden . Unter anderem sieht 
das Gesetz vor, dass Nachweis-
pflichten im Zuwendungsrecht 
reduziert werden – zunächst in 
Form eines auf fünf Jahre ange-
legten Verwaltungsversuchs .

Für Kleinförderungen bis 
10.000 Euro und Kommunalför-
derungen von bis zu 100 .000 
Euro sind keine Nachweise über 
die Verwendung des Geldes 

mehr erforderlich. Stattdessen 
soll es nur noch Stichproben bei 
mindestens 10 Prozent der För-
derempfänger geben. Betroffen 
sind auch Vorschriften für Um-
weltverträglichkeitsprüfungen: 
Die Grenzwerte für verpflicht-
ende Umweltverträglichkeits-
prüfungen bei Beschneiungsan-
lagen, Skipisten und Seilbahnen 
sowie bei der Inanspruchnahme 
von Biotopen würden „ange-
messen erhöht“, wie Herrmann 
mitteilte. Das EU-Recht erlaube 
die Änderungen; Ziel sei es, Ab-
läufe zu beschleunigen.

Entlastung für die Gemeinden

Auch die Bayerische Luftrein-
halteverordnung („Baumaschi-
nen-Verordnung“) soll ersatz-
los gestrichen werden . Ange-
sichts des technischen Fort-
schritts würden die dortigen 
Grenzwerte für Feinstaub bay-
ernweit deutlich unterschrit-
ten, so dass kein Nutzen mehr 
besteht . Bei der vorbeugenden 
Feuerbeschau wird der bisher 
weite Anwendungsbereich ein-
gegrenzt. Sie soll künftig regel-
mäßig nur noch bei Sonderbau-
ten (z.B. Hochhäuser, Hotels, 
größere Supermärkte, Spielhal-
len) stattfinden. Damit, so Herr-
mann, würden die Gemein-
den und örtlichen Feuerweh-
ren spürbar entlastet, ohne das 
Sicherheitsniveau über Gebühr 
abzusenken.

Auf der Agenda des Minister-

rats stand zudem die Umset-
zung des Masterplans Kernfusi-
on . Die Staatsregierung hat sich 
auf dem Gebiet der Kernenergie 
das ambitionierte Ziel gesetzt, 
aus Bayern heraus einen signi-
fikanten Beitrag zur Weiterent-
wicklung nachhaltiger, sicherer 
und grundlastfähiger Technolo-
gien zu leisten . Aus ihrer Sicht 
ist insbesondere auf dem Gebiet 
der Kernfusion die Ausgangslage 
für innovative Impulse und Mei-
lensteine auf dem Weg zur kom-
merziellen Nutzung dieser Tech-
nologie ausgezeichnet – schließ-
lich verfüge der Freistaat über 
grundlegendes Know-how in 
vielen fusionsrelevanten Schlüs-
seltechnologien .

Masterplan Kernfusion

Eine Expertenkommission, 
bestehend aus Experten aus 
Wissenschaft und Wirtschaft, 
hat der Bayerischen Staatsre-
gierung nun ihre Empfehlungen 
zur Umsetzung des Masterplans 
Kernfusion vorgelegt. Sie zie-
len darauf ab, ein leistungsfähi-
ges Fusionsökosystem zu schaf- 
 (Fortsetzung auf Seite 4)



Wir gratulieren
ZUM 60. GEBURTSTAG

Bürgermeister Dieter Neubauer 
Markt Essenbach  

am 17 .3 .

Bürgermeister  
Wolfgang Haberberger  

Stadt Neustadt am Kulm  
am 17 .3 .

Bürgermeister Josef Schäffler  
Gemeinde Moorenweis  

am 19 .3 .

ZUM 55. GEBURTSTAG
Bürgermeister Thilo Wagner  

Gemeinde Stegaurach  
am 16 .3 .

ZUM 50. GEBURTSTAG
Bürgermeister Michael Franken 

Markt Reichertshofen  
am 25 .3 .

Bürgermeister Christian Pröbst 
Markt Wartenberg  

am 26 .3 .

ZUM 40. GEBURTSTAG
Bürgermeister Thomas Gesche 

Gemeinde Burglengenfeld  
am 14 .3 .

ZUM 35. GEBURTSTAG
Bürgermeister Max Höcherl  

Gemeinde Hunderdorf  
am 17 .3 .

Hinweis in eigener Sache
Trotz aller Bemühungen sind un-
sere Daten nicht vollständig . Wir 
bitten deshalb um rechtzeitige 
Bekanntgabe der bevorstehen-
den runden Geburtstage .
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90 Mio. Euro ...
(Fortsetzung von Seite 1)
tige Bereiche im Alltag der Men-
schen“, stellte FW-Fraktionschef 
Florian Streibl fest. „Beispiels-
weise fließen zusätzliche Mittel 
in den Gesundheits- und Pflege-
sektor sowie in den Bereich der 
Jugendförderung. Bildungspro-
jekte, die Erinnerungskultur und 
die Sanierung von Kirchen und 
Kapellen werden ebenso stark 
unterstützt wie Projekte im Be-
reich der Digitalisierung und 
Künstlichen Intelligenz. All die-
se Maßnahmen sind uns Freien 
Wählern im Bayerischen Land-
tag echte Herzensanliegen.“ 
Nach Angaben des Vorsitzen-
den des Haushaltsausschusses 
Josef Zellmeier, „gehen fast zwei 
Drittel unserer Fraktionsinitiati-
ven in den ländlichen Raum. Da-
mit unterstützen wir besonders 
Projekte, die unmittelbar vor Ort 
wirken. Oft sind es gerade klei-
nere Initiativen in den Kommu-
nen, bei denen der Staat mit ver-
gleichsweise wenig Geld neue 
Kräfte für das Gemeinwohl ent-
fesseln kann. Deshalb nutzen wir 
unsere Fraktionsinitiativen ganz 
gezielt, um die oftmals ehren-
amtliche Arbeit in lokalen Pro-
jekten wertzuschätzen. Wenn 
wir Bayerns Spitzenposition hal-
ten möchten, brauchen wir den 
Einsatz der Menschen für unse-
re Gemeinschaft.“ Die Fraktions-
initiativen werden im Haushalts-
ausschuss beraten und sollen 
am 9 . April mit dem Nachtrags-
haushalt 2025 vom Landtag be-
schlossen werden .  DK

Sachverständigenanhörung im Bayerischen Landtag:

Schutz vor Hochwasser und Sturzfluten
Eine Sachverständigenanhörung zum Thema Hochwasserschutz 
fand auf Antrag von Bündnis 90/Die Grünen und SPD im Aus-
schuss für Umwelt und Verbraucherschutz des Bayerischen Land-
tags statt. Aus Sicht der Landtags-Grünen ist eine grundlegende 
Reform notwendig, um die Bevölkerung besser vor Überschwem-
mungen und Sturzfluten zu schützen. Die Sozialdemokraten 
mahnten, Hochwasserschutzmaßnahmen schneller fertigzustel-
len. Noch immer würden die Gefahren vielerorts unterschätzt.

Laut Tobias Kunz, Erster Bür-
germeister von Nordendorf im 
Landkreis Augsburg, wurde seine 
Gemeinde im Zuge des letztjäh-
rigen Hochwassers überflutet. 
Ein aus Kunz‘ Sicht vermeidba-
rer Vorgang, habe man sich doch 
bereits vor über zehn Jahren ent-
schieden, einen Deich zu bauen . 
Da das Wasserwirtschaftsamt je-
den Schritt mit der Regierung 
in Schwaben abstimmen müs-
se, werden bis zur Fertigstellung 
wohl noch mindestens fünf Jah-
re ins Land gehen, mutmaßte der 
Rathauschef und forderte mehr 
Entscheidungs- und Budgetkom-
petenz für Kommunen.

Abgestimmte Konzepte  
und solidarisches Handeln

Prof. Dr. Harald Kunstmann, 
Inhaber des Lehrstuhls für Regio- 
nales Klima und Hydrologie an 
der Universität Augsburg, plä-
dierte für abgestimmte Konzep-
te zwischen den Kommunen und 
in punkto Investitionen für ein 
solidarisches Handeln . So soll-
ten, falls nötig, kleinere Kommu-
nen vom Freistaat Bayern finan-
ziell besser unterstützt werden . 
Auch müsse das Pegelmessnetz 
weiter ausgebaut werden .

Für eine eindeutigere Defini-
tion des Begriffs Sturzflut oder 
Starkregen sprach sich die Di-
rektorin des Bayerischen Ge-
meindetages, Dr. Juliane Thi-
met, aus . Während bei Hoch-
wasserereignissen die Zustän-
digkeit geregelt ist, sei diese bei 
Sturzfluten oder Starkregen un-
klar. Handlungsbedarf besteht 
laut Thimet auch mit Blick auf 
die um 21 Prozent gesunkene 
Grundwasserneubildungsrate .

Auf eine steigende Anzahl von 
Schäden durch Extremwetter 
wies Anja Käfer-Rohrbach, stell-

vertretende Hauptgeschäftsfüh-
rerin des Gesamtverbandes der 
Deutschen Versicherungswirt-
schaft, hin. Gleichwohl sei eine 
Pflichtversicherung der falsche 
Weg. Wichtiger wäre es, Bau-
herren nach österreichischem 
Vorbild verpflichtend aufzuklä-
ren, wenn sie in einer Gefahren-
zone bauen .

Hochwasserschutz und  
Naturschutz im Einklang

Nach Auffassung von Georg 
Loy, Vorsitzender der Projekt-
gruppe „Wasserkraft“ des Ver-
bandes der Bayerischen Energie- 
und Wasserwirtschaft, sollten 
Naturschutz und Hochwasser-
schutz miteinander verbunden 
werden . Daher sei gesetzlich 
zu verankern, dass Maßnah-
men zum Hochwasserschutz von 
übergeordnetem Interesse sind . 
Andernfalls habe derjenige, der 
ökologisch wirtschaftet, ein Pro-
blem, bemerkte Loy.

Dr. Bernhard Böhm vom 
DWA-Landesverband Bayern be-
trachtet Hochwasserschutz als 
gesamtgesellschaftliche Aufga-
be. Auch die Land- und Forst-
wirtschaft sei hier gefordert. Zu-
mindest bei kleineren oder mitt-
leren Extremwetterereignissen 
seien Schwammlandschaften, 
Notentlastungsräume und resili-
ente Bauwerke wesentliche Bau-
steine beim Hochwasserschutz .

Starkregenmanagement

Da Starkregen im Gegen-
satz zu Hochwasser Menschen 
oft völlig unvorbereitet trifft, 
ist Kommunikation laut Prof. 
Dr. Wolfgang Günthert von der 
Universität der Bundeswehr in 
München umso wichtiger. So 
habe man zur besseren Vor-
bereitung etwa Flugblätter an 
Kommunen und Hausbesitzer 

verschickt. Kritik äußerte Gün-
thert daran, dass seit 2017 nur 
zehn Prozent der über 2 . 000 
Gemeinden im Freistaat am 
Starkregenmanagement teilge-
nommen hätten.

80 Millionen Euro zusätzlich

In der anschließenden Aus-
sprache verwies Tanja Scho-
rer-Dremel (CSU) darauf, dass der 
Landtag im aktuellen Nachtrags-
haushalt für Hochwasserschutz 
zusätzlich 80 Millionen Euro be-
reitgestellt habe. Zudem kritisier-
te sie die mit 10 Prozent geringe 
Beteiligung der Gemeinden beim 
Sturzflutenmanagement.

Bauen muss nach Ansicht von 
Benno Zierer (Freie Wähler) un-
komplizierter werden. Speziel-
le Auflagen beim Hausbau sei-
en nicht förderlich, „sonst ist 
die Baugenehmigung eines Ta-
ges so teuer wie das Bauwerk“. 
Harald Meußgeier (AfD) vertrat 
die Meinung, dass sich das Klima 
bereits seit Milliarden Jahren 
wandle und der Mensch nicht 
dafür verantwortlich sei. Aller-
dings räumte er beim Hochwas-
serschutz durchaus menschliche 
Fehler, wie etwa das Teeren  
von Flurbereinigungswegen oder 
das Zuschütten von Straßengrä-
ben, ein .

Schnell umsetzbare  
Maßnahmen

Christian Hierneis (Bündnis 
90/Die Grünen) zufolge wurde 
bayernweit zu viel in den tech-
nischen und zu wenig in den na-
türlichen Hochwasserschutz in-
vestiert und gleichzeitig in den 
Wasserwirtschaftsämtern Per-
sonal abgebaut. Erforderlich sei-
en zuallererst flächendeckend 
schnell umsetzbare Maßnah-
men zum Schutz der Menschen 
im Freistaat. „Und das ist der na-
türliche Hochwasserschutz, mit 
dem wir das Wasser zurückhal-
ten, bevor es unsere Dörfer und 
Städte überschwemmt . Und 
dort, wo es nicht reicht, kön-
nen wir technische Hochwas-
serschutzprojekte umsetzen. 
Aber nicht nur an wenigen Stel-
len große und teure Maßnah-
men und der Rest bleibt unge-
schützt.“ Die Mittel, so Hierneis, 
flössen weiterhin vor allem in 
langwierige Polderbauprojekte, 
die nur bei extremen Hochwas-
serereignissen wirken: „Diese 
Großprojekte sind nicht genug. 
Besonders nach den verheeren-
den Überschwemmungen im 
Juni 2024, die Schäden von 1,8 
Milliarden Euro verursachten, 
ist es höchste Zeit, dass wir end-
lich effektivere und nachhaltige-
re Lösungen umsetzen.“

Projekte zügig umsetzen

Das nächste Hochwasser 
kommt bestimmt und jeder jetzt 
schon vorbeugend investierte 
Cent zahle sich später doppelt 
und dreifach aus. Diesen Schluss 
zog Anna Rasehorn (SPD) aus 
der Anhörung im Bayerischen 
Landtag. „Schnell muss es ge-
hen, viel schneller als bisher“, 
mahnte die Augsburger Abge-
ordnete. Sie fühlt sich durch die 
Aussagen der Expertinnen und 
Experten in ihrer Position bestä-
tigt: „Es dauert einfach viel zu 
lange, bis die Staatsregierung in 
die Puschen kommt.“ 

Beispiel Wertach: Die Rena-
turierungsmaßnahmen nach 
dem Pfingsthochwasser 1999 
sind Rasehorn zufolge bis heu-
te nicht abgeschlossen . Noch 
immer warteten Günzburg 
und Leipheim auf ihre Flutpol-
der, schwäbische Bürgermeis-
ter müssten 16 Jahre auf den 
Baubeginn ihrer Deichprojekte 
warten. „Das Hochwasser letz-
tes Jahr wäre viel glimpflicher 
ausgegangen, wenn die Pro-

jekte schon fertig gewesen wä-
ren“, urteilte die Abgeordnete 
und plädierte für eine klare Auf-
teilung der Zuständigkeiten in 
Verwaltung und Politik. Zudem 
brauche es für wirksame Prä-
vention belastbare Daten.

Rückhaltekapazitäten  
für den Ernstfall

„Starkregenereignisse wie im 
Sommer 2024 sind nicht vorher-
sagbar. Darauf müssen wir vor-
bereitet sein. Rückhaltekapazi-
täten sind im Ernstfall eine wich-
tige Notbremse. Deshalb bauen 
wir sie in engem Schulterschluss 
mit der Bevölkerung vor Ort aus. 
Allein sind sie aber kein Allheil-
mittel. Viele Stimmen aus der 
Landespolitik machen es sich 
hier schlicht zu einfach“, hat-
te CSU-Fraktionsvorsitzender 
Klaus Holetschek im Vorfeld der 
Expertenanhörung betont.

Die CSU setze auf einen ef-
fektiven Maßnahmenmix, bei 
dem technischer und natürli-
cher Hochwasserschutz sowie 
Planung und Vorsorge Hand in 
Hand gehen, so Holetschek. „Im 
Ernstfall lassen wir die Bevöl-
kerung nicht im Regen stehen: 
Die großzügigen Hochwasserhil-
fen für Landwirte im Riedstrom 
sind dafür ein Beispiel. Grüne 
Absichtserklärungen bringen 
hingegen wenig. Gefragt ist ak-
tives Anpacken und Überzeu-
gungsarbeit vor Ort, um unse-
re Klima-Resilienz zu stärken 
und auf den Ernstfall vorberei-
tet zu sein.“ Der umweltpoliti-
sche Sprecher der CSU-Frakti-
on Alexander Flierl ergänzte: 
„Hochwasserschutz heißt zu-
allererst mehr Raum für unse-
re Flüsse. Insgesamt vier Milli-

Bayerischer Landtag lobt  
Bürgerpreis 2025 aus

Die Ausschreibung für den Bürgerpreis des Bayerischen Land-
tags 2025 hat begonnen. Mit dem Preis, der sein 25-jähriges 
Jubiläum feiert, werden herausragende ehrenamtliche Projek-
te im Freistaat gewürdigt. Das Leitthema lautet diesmal: „FRIE-
DEN FÖRDERN, FREIHEIT LEBEN, BRÜCKEN BAUEN – Ehrenamt-
liches Engagement für den Frieden“.

Bis zum 30. April 2025 können sich Vereine, Institutionen und 
Einzelpersonen bewerben, die mit ihren Projekten den Erhalt und 
die Festigung eines friedlichen Zusammenlebens in Freiheit för-
dern. Landtagspräsidentin Ilse Aigner: „Frieden und Freiheit sind 
keine Selbstverständlichkeiten. Sie erfordern das Engagement 
von Bürgerinnen und Bürgern, die sich mutig für Demokratie und 
gesellschaftlichen Zusammenhalt einsetzen. Mit dem Bürgerpreis 
möchten wir Menschen würdigen, die durch ihr Ehrenamt gegen-
seitiges Verständnis fördern und Verantwortung für ein friedli-
ches Miteinander übernehmen. Gerade in Zeiten voller Unsicher-
heiten senden sie ein Zeichen der Hoffnung und Zuversicht.“

Die aktuelle geopolitische Lage zeigt, dass der Einsatz für den 
Frieden dringlicher denn je ist. Der Bürgerpreis richtet sich daher 
an Projekte, die sich für eine Friedensinitiative engagieren, Er-
innerungsarbeit leisten, gewaltfreien Umgang fördern oder Prä-
ventionsarbeit für eine friedliche Zukunft betreiben.

Das Preisgeld, das auf mehrere Preisträger aufgeteilt werden 
kann, beträgt insgesamt 50.000 Euro. Es ist zweckgebunden für 
die Förderung oder Weiterentwicklung der prämierten Projekte. 
Informationen: www.buergerpreis-bayern.de oder über Petra 
Thielen | Bayerischer Landtag | Landtagsamt | Maximilianeum |  
81627 München | Telefon 089 4126-2685 | E-Mail: buerger-
preis-bayern@bayern.landtag.de .  r

arden Euro sind in unsere bay-
erischen Gewässer-Aktionspro-
gramme geflossen – bundesweit 
beispiellos. Bis 2030 investieren 
wir weitere zwei Milliarden Eu-
ro in Hochwasserschutz und Ge-
wässerökologie. Denn ein natür-
licher Wasserhaushalt speichert 
Regenwasser und dämpft damit 
Hochwasserspitzen . Auch unse-
re Kommunen unterstützen wir 
kräftig bei der Starkregen-Prä-
vention – mit hohen Förde-

rungen bis zu 75 Prozent beim 
Sturzflut-Risikomanagement. 
Der große Zuspruch der Kom-
munen zeigt: Unser Programm 
ist ein echtes Erfolgsmodell. Au-
ßerdem brauchen wir endlich 
eine flächendeckende Elemen-
tarschadenversicherung, die 
für die Eigentümer auch bezahl-
bar ist . Hier muss der Bund ei-
ne deutschlandweite Regelung 
schaffen, um die Eigenvorsorge 
zu verbessern.“  DK

V.l.: Oliver Wittmann (Leiter Bayerisches Zentrum für Kultur- und 
Kreativwirtschaft), Dr. Christine Fuchs (Leitung STADTKULTUR 
Netzwerk Bayerischer Städte e.V.), Prof. Dr. Julia Lehner (Nürnber-
ger Kulturbürgermeisterin und Vorsitzende des Kulturausschus-
ses des Bayerischen Städtetags), Dr. Ralf Weiß (Culture4Climate). 
 Bild: STADTKULTUR, Netzwerk Bayerischer Städte e. V.

Übergabe an den Bayerischen Städtetag:

Abschlussbericht  
zur Klimapartnerschaft

Nachhaltigkeit und Klimaschutz  
in Kulturförderung und Kreativwirtschaft 

Das Netzwerk STADTKULTUR Bayern, das Bayerische Zentrum für 
Kultur- und Kreativwirtschaft in Trägerschaft der Bayern Innova-
tiv GmbH und der Bayerische Landesverband für Kultur- und Kre-
ativwirtschaft haben sich 2024 an dem SDG-Tandem-Programm 
der Initiative Culture4Climate beteiligt und eine innovative Klima-
partnerschaft begründet, um Synergien zwischen Kultur und Wirt-
schaft für Klimaschutz und Nachhaltigkeit zu erschließen. Der ge-
meinsame Abschlussbericht der Verbände wurde nun am Rande 
der Kulturausschusssitzung des Bayerischen Städtetags an Prof. 
Dr. Julia Lehner, Nürnberger Kulturbürgermeisterin und Vorsitzen-
de des Kulturausschusses des Bayerischen Städtetags übergeben.

„Klimaschutz und kulturelle 
Nachhaltigkeit sind für alle Kom-
munen Themen von hoher Rele-
vanz“, meinte Prof. Lehner in ih-
ren Dankesworten. Die im vor-
liegenden Bericht vereinigte Ex-
pertise sei für Bayerns Städte 
„eine mehr als hilfreiche Hand-
reichung“.

Die Tandempartner erklären 
in ihrem Bericht: „Wir sind über-
zeugt, dass der Austausch zwi-
schen Kulturverwaltungen und 
Akteur*innen aus der Kultur- 
und Kreativwirtschaft hilfreich 
ist, um gemeinsam die notwen-
dige Entwicklung in eine nach-
haltige und klimaverträgliche 
Kultur- und Kreativwirtschaft zu 
vollziehen . Der Bericht soll da-

zu einen Anstoß geben und eine 
erste Hilfe auf dem Weg sein.“ 

Dialogprozesse aufnehmen 
und Gesprächsraum öffnen

In dem Abschlussbericht resü-
mieren die SDG-Tandem-Part-
ner den gemeinsamen Dialog-
prozess und wie es ihnen gelun-
gen ist, einen Gesprächsraum 
zu öffnen, in dem Transforma-
tions-, Beratungs- und Förder-
bedarfe identifiziert werden 
konnten. 

Die Entwicklung gemeinsa-
mer Ideen für eine nachhaltige 
Transformation mündet in fünf 
konkreten Lösungsansätzen und 
Handlungsempfehlungen. 

Die Tandempartner empfehlen: 
• Erstens, die Förderpraxis an-
zupassen und dabei kulturelle 
Qualität stärker als Quantität zu 
berücksichtigen. 
• Zweitens plädieren sie dafür, 
Vergabeverfahren anzupassen, in-
dem nachhaltiges Handeln als Ver-
gabekriterium eingeführt und Bud-
gets dafür bereitgestellt werden. 
• Drittens sprechen sich die 
Tandempartner für die Förde-
rung von kommunalen Kultur-
kooperationen und von lokalem 
Austausch aus . 
• Sie empfehlen viertens, Dia-
logprozesse und Beratungen an-
zubieten und führen dafür bei-
spielhafte Pilotprojekte auf. 
• Die fünfte Handlungsemp-
fehlung beschäftigt sich mit der 
Schaffung von Anreizen, die so-
wohl monetärer Art sein kön-
nen als auch auf mehr Sichtbar-
keit durch öffentliche Auszeich-
nungen zielen können. r

Umweltminster Glauber: 

EU-Bürokratie 
erdrückt Bayern

Kaum Mehrwert für Wirtschaft, 
Gesellschaft und Umwelt

Das Bayerische Umwelt- und 
Verbraucherschutzministerium 
setzt sich gegen übermäßige 
EU-Regulierungen ein. Ziel sind 
weniger Bürokratie und schlan-
kere Verfahren. Minister Thors-
ten Glauber kritisiert dass Brüssel 
neue Gesetze schafft, ohne Mehr-
wert zu bieten. Zudem fehle die fi-
nanzielle Ausstattung für deren 
Umsetzung. Ein Konnexitätsprinzip 
wie in Bayern könnte Bürokratie 
abbauen. EU-Vorgaben sollten auf 
den Prüfstand gestellt werden, um 
unverhältnismäßigen Aufwand zu 
vermeiden. Bayern fordert gezielte 
Entbürokratisierungsmaßnahmen. 
Konkret sollen Umwelt- und Ver-
braucherschutzvorschriften ver-
einfacht werden. Mit dem Dritten 
Modernisierungsgesetz will Bay-
ern unter anderem das Umwelt-
recht deregulieren . Seit Beginn der 
Legislaturperiode wurden bereits 
15 Prozent der Verwaltungsvor-
schriften gestrichen. Ein Moratori-
um soll verhindern, dass neue Bü-
rokratie entsteht.  r

http://www.buergerpreis-bayern.de
mailto:buergerpreis-bayern%40bayern.landtag.de?subject=Bayerische%20GemeindeZeitung
mailto:buergerpreis-bayern%40bayern.landtag.de?subject=Bayerische%20GemeindeZeitung
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die Bundestagswahl 2025 
ist vorbei und die Union ist klar 
die stärkste Kraft bei der Wahl 
geworden. Die politische Ar-
beit des neuen Bundestags be-
ginnt in Kürze und aktuell lau-
fen die Sondierungsgespräche 
zwischen Union und SPD. In 
den nächsten Tagen und Wo-
chen werden die Leitlinien der 
künftigen Bundesregierung für 
unser Land gesetzt. Doch was 
bedeutet dies für die Kommu-
nen in Bayern? 

Die Herausforderungen auf lokaler Ebene sind 
immens – insbesondere in den Bereichen Büro-
kratieabbau, Migration und kommunale Finan-

zen. Die KPV fordert daher von der neuen Re-
gierung klare Weichenstellungen, die den Hand-
lungsspielraum der Städte, Gemeinden, Land-
kreise und Bezirke stärken und die Kommunen 
massiv entlasten.

Bürokratieabbau und  
kommunale Entlastung

Ein zentrales Anliegen bleibt der dringend be-
nötigte Abbau von Bürokratie. In den letzten 
Jahren wurden die kommunalen Verwaltun-
gen mit immer neuen Aufgaben und Regularien 
durch den Bund belastet. Förderprogramme wa-
ren häufig zu kleinteilig und kompliziert, Verga-
beverfahren überreguliert und langwierige Ge-
nehmigungsprozesse lähmten die kommunalen 
Investitionsbemühungen. Die KPV fordert da-
her eine konsequente Vereinfachung des Ver-
gaberechts, höhere Schwellenwerte für öffentli-
che Vergaben und die Reduzierung kommunaler 
Standards. Die Kommunen brauchen mehr Frei-
räume und dürfen nicht weiter durch überbor-
dende Vorschriften in ihrer Gestaltungskraft be-
schnitten werden.

Ohne eine solide finanziel-
le Basis können Kommunen ih-
re Aufgaben nicht bewältigen. 
Die finanzielle Schieflage zahl-
reicher Kommunen zeigt sich 
besonders in der steigenden 
Sozialausgabenlast, während 
gleichzeitig die kommunalen 
Einnahmen nicht im gleichen 
Maß wachsen. Die KPV for-
dert daher eine Anhebung des 
kommunalen Anteils an der 
Umsatzsteuer auf 6 Prozent, 
die dauerhafte Sicherstellung 
aller kommunalen Steuerquel-
len sowie eine klare Regelung 
nach dem Prinzip: „Wer be-

stellt, bezahlt!“ – also eine verlässliche Finanzie-
rung aller durch den Bund oder die Länder über-
tragenen Aufgaben.

Migrationspolitik mit klaren Regeln

Die Aufnahme- und Integrationskapazitäten 
der Kommunen sind vielerorts an ihrer Gren-
ze angelangt. Eine unkontrollierte Migration 
führt zu einer Überforderung der sozialen In- 
frastruktur, des Wohnungsmarktes und der Bil-
dungseinrichtungen. Die neue Bundesregierung 
muss eine klare Wende in der Migrationspoli-
tik einleiten: Illegale Migration beenden, kon-
sequente Rückführungen durchführen und ei-
ne auskömmliche Finanzierung der kommuna-
len Integrationsleistungen gewährleisten. Eine 
pragmatische Steuerung der Migration ist nicht 
nur notwendig, sondern entscheidend für den 
gesellschaftlichen Zusammenhalt.

Für uns als KPV ist klar: Die Koalitionsverhand-
lungen müssen die kommunale Ebene in den Mit-
telpunkt stellen. Die Kommunen sind das Funda-
ment unseres demokratischen Gemeinwesens. 
Sie brauchen mehr finanzielle Mittel, weniger 
Bürokratie und klare politische Leitlinien in der 
Migrationspolitik. Wir erwarten von der neuen 
Regierung ein klares Bekenntnis zur Stärkung der 
kommunalen Selbstverwaltung. Denn nur, wenn 
die Kommunen handlungsfähig bleiben, kann 
Deutschland als Ganzes erfolgreich sein.

Mit kommunalpolitischen Grüßen

GZ KOLUMNE
Stefan Rößle

Kommunen in den Fokus  
der Sondierungsgespräche! 

Liebe Leserinnen
und Leser,

13. März 2025

Ihr Stefan Rößle
Landesvorsitzender der KPV Bayern
Landrat des Landkreises Donau-Ries

Kompetente Frauen für die Kommunalpolitik! Die CSU-Frauen verfügen über Kompetenz, Netzwer-
ke, Mut und einen langen Atem. Bild: Franz

Starker Auftritt der CSU-Kommunalpolitikerinnen: 

Eine starke Kommunalpolitik 
braucht starke Frauen!

„Frauen müssen sichtbarer werden, mehr Verantwortung über-
nehmen, sich gegenseitig stärker unterstützen und selbstver-
ständlich müssen sich auch die Männer für kompetente Frauen 
stark machen.“ Dies war die zentrale Botschaft beim 3. Kongress 
der CSU-Kommunalpolitikerinnen in der CSU-Landesleitung ge-
nau ein Jahr vor den nächsten Kommunalwahlen.

Für den Landesvorsitzenden 
der Kommunalpolitischen Ver-
einigung der CSU (KPV), Land-
rat Stefan Rößle, ist ganz klar, 
dass der Frauenanteil in der Po-
litik – und explizit auch in der 
Kommunalpolitik – deutlich ge-
steigert werden muss. Carmen 
Pepuik, Erste Bürgermeisterin 
von Trabitz und stellvertreten-
de KPV-Landesvorsitzende, be-
tonte in ihrer Eröffnungsrede 
die zentrale Rolle von Frauen 
im öffentlichen Leben. Sie un-
terstrich, dass Frauen durch ih-
re vielfältigen Perspektiven zu 
besseren und gerechteren Ent-
scheidungen beitragen können. 
Ein höherer Anteil von Frauen in 
der Politik sei ein entscheiden-
der Schritt für eine repräsenta-
tive Demokratie. Zudem appel-
lierte sie an alle Anwesenden, 
aktiv weitere Frauen für die 
kommenden Kommunalwahlen 
2026 zu gewinnen .

Fundament der  
politischen Landschaft

Stefan Rößle zeigte sich 
selbstkritisch bezüglich der Do-
minanz von Männern in politi-
schen Spitzenpositionen, insbe-
sondere in der CSU. Er beton-
te, dass Frauen oft anderen Her- 
ausforderungen begegnen: „Es 
gibt immer noch viele Wählerin-
nen und Wähler, die Frauen we-
niger politische Kompetenz zu-
schreiben.“ Zudem seien tradi-
tionelle Rollenbilder weiterhin 
tief verankert. Dennoch zeigte 
er sich zuversichtlich, dass eine 
schrittweise Veränderung mög-
lich ist. Sein Appell an die Frau-
en: „Lasst euch nicht entmuti-
gen, übernehmt Verantwortung 
und baut euren Einfluss inner-
halb der CSU weiter aus!“

Europaabgeordnete Angelika 
Niebler stellte in ihrem Impuls-
vortrag die Bedeutung der Kom-
munalpolitik heraus. „Entschei-
dungen auf kommunaler Ebene 
sind maßgeblich für das politi-
sche Klima auf Landes-, Bundes- 
und Europaebene,“ so Nieb-
ler. Frauen seien in der Kommu-
nalpolitik unverzichtbar, da sie 
durch ihre pragmatischen Ansät-
ze oft entscheidend zur Lösung 
lokaler Probleme beitragen.

Niebler warnte zudem vor 
geopolitischen Herausforderun-
gen und dem wachsenden Ein-
fluss von Desinformation durch 
soziale Medien. Sie appellierte 
an die CSU, entschlossen gegen 
populistische Strömungen ein-
zutreten und Frauenrechte so-
wie demokratische Werte aktiv 
zu verteidigen .

Sebastian Franz, KPV-Landes-
geschäftsführer, gab den Teil-
nehmerinnen wertvolle Einbli-
cke in die strategische Vorberei-
tung auf die Kommunalwahlen 
2026 . Er betonte, dass ein er-
folgreicher Wahlkampf auf Bür-
gernähe, klare Themen und eine 

starke digitale Präsenz setzen 
müsse . Besonders hob er die 
Bedeutung von Haustürwahl-
kampf und direkter Wähleran-
sprache hervor. Gleichzeitig sei 
es essenziell, mehr Frauen für 
die Kandidatur zu gewinnen, um 
langfristig eine stärkere weibli-
che Präsenz in den kommunalen 
Gremien zu erreichen. „Nutzen 
Sie die Zeit bis zur Wahl strate-
gisch, setzen Sie auf Bürgernähe 
und machen Sie Kommunalpo-
litik erlebbar“, lautete sein ab-
schließender Appell.

Unter der Moderation von 
GZ-Chefredakteurin Constanze 
von Hassel diskutierten Cornelia 
Trinkl, (Referentin für Schule und 
Sport in Nürnberg), Tanja Ren-
ner (Gemeinderätin und Zweite 
Bürgermeisterin in Schlammers-
dorf und Kreistagsfraktionsvor-
sitzende) und Hannelore Lang-
wieser (Stadträtin, Zweite Bür-
germeisterin in Mainburg und 
Bezirksrätin) über ihre Erfahrun-
gen in der Kommunalpolitik.

Fehlender Antrieb oder  
fehlende Unterstützung?

Dass viele Frauen nicht von 
selbst in die Politik gehen, son-
dern ermutigt werden müssen, 
war ein zentrales Tagungsthe-
ma. „Politik ist für viele Frauen 
wie eine Party, zu der sie ein-
geladen werden müssen – und 
selbst dann überlegen sie noch, 
ob sie wirklich hingehen“, stell-
te von Hassel fest. Dabei sei es 
gerade die Kommunalpolitik, die 
direkte Gestaltungsmöglichkei-
ten biete .

Ein besonderer Fokus lag auf 
den persönlichen Erfahrungen 
von Frauen in der Politik. Cor-
nelia Trinkl berichtete von ih-
rem Werdegang und forderte 
mehr Mut und Durchhaltever-
mögen von Frauen: „Politik ist 
kein Sprint, sondern ein Mara-
thon! Es gibt Rückschläge, aber 
wer dranbleibt, kann viel bewe-
gen.“ Sie hob hervor, dass Frau-
en oft unterschätzt werden – 
nicht nur von Männern, sondern 
auch von anderen Frauen. Umso 
wichtiger sei es, dass sich Frau-
en gegenseitig unterstützen und 
Netzwerke aufbauen.

Tanja Renner berichtete, dass 
sie seit 2014 die einzige Frau im 
Gemeinderat sei. „Das Klima 
hat sich durch meine Anwesen-
heit positiv verändert, aber es 
ist manchmal schwierig, weibli-
che Perspektiven zu vertreten, 
wenn das Gegenüber nur mit 
Stirnrunzeln reagiert.“ Ihre For-
derung: Mehr Frauen müssen 
sich trauen, sich einzubringen .

Hannelore Langwieser teil-
te ihre persönliche Geschichte: 
Viermal kandidierte sie als Bür-
germeisterin, viermal verlor sie . 
„Aber das hielt mich nicht davon 
ab, weiterzumachen. Man darf 
sich von Rückschlägen nicht ent-
mutigen lassen!“

Zum Abschluss des Kongres-
ses fasste Kathrin Alte, Bürger-
meisterin von Anzing und Spre-
cherin der ARGE „Frauen führen 
Kommunen“ des Bayerischen 
Gemeindetags, die wichtigsten 
Erkenntnisse zusammen:
• Bessere Rahmenbedingun-
gen: Hybrid-Sitzungen und fami-
lienfreundliche Strukturen sind 
notwendig, um mehr Frauen in 
die Kommunalpolitik zu bringen.
• Mehr Respekt und eine sach-
liche Debatte: Frauen in der Po-
litik sind oft Anfeindungen aus-
gesetzt. Dies dürfe nicht hinge-
nommen werden .
• Sichtbarkeit und Netzwer-
ke: Frauen müssen ihre Erfolge 
sichtbarer machen und sich ge-
genseitig stärker unterstützen.
• Zusammenarbeit mit Män-
nern: Der Wandel gelingt nur 
gemeinsam. Männer müssen 
eingebunden werden, um Frau-
en gezielt zu fördern.
• Mit einem klaren Appell be-
endete sie den Kongress: „Eine 
starke Kommunalpolitik braucht 
starke Frauen! Jetzt ist die Zeit, 
sich zu engagieren und Verant-
wortung zu übernehmen .  r

Jubiläum der Versicherungskammer Stiftung – Fachtagung FUNKE 2025:

Bevölkerungsschutz im Visier
„Die Bedrohungslage und die europäische Sicherheitsordnung 
haben sich grundlegend geändert. Die zu bewältigenden Aufga-
ben erfordern ein Umdenken in der Sicherheits- und Krisenvor-
sorge, sowohl im militärischen als auch im zivilen Bereich“, unter-
strich Bayerns Innen- und Katastrophenschutzminister Joachim 
Herrmann auf der FUNKE, der Fachtagung des Führungsunter-
stützungsnetzwerks für Katastrophenschutzeinheiten, in Mün-
chen. Zu ihrem fünfjährigen Jubiläum fand die Tagung der Ver-
sicherungskammer Stiftung in diesem Jahr unter dem Motto 
„Bevölkerungsschutz 360° – 5 Jahre Einsatzberichte von gestern, 
Erfahrungen und Lösungen von heute, Perspektiven für morgen“ 
und unter der Schirmherrschaft des Innenministers statt.

Herrmann zufolge sind die Her- 
ausforderungen im Katastro-
phen- und Zivilschutz vielfältig 
und komplex. Die Vernetzung 
sowie ein regelmäßiger Erfah-
rungsaustausch seien deshalb 
unverzichtbar für ein möglichst 
reibungsloses Zusammenwir-
ken aller Akteure. Der Minister 
hob die Relevanz von Investitio-
nen in den Katastrophenschutz, 
aber auch den Zivilschutz her-
vor: „Wir haben Sachmittel im 
Umfang von 90 Millionen Euro 
für zwei Jahre bereitgestellt und 
auch zukünftig werden wir aus 
Überzeugung kräftig in den Ka-
tastrophenschutz sowie die Si-
cherheit der Einsatzkräfte und 
der Bevölkerung investieren.“

Enttäuscht zeigte sich Herr-
mann von den zuletzt mehr-
fach erfolgten Kürzungen auf 
Bundesebene im Bereich des 
Bevölkerungsschutzes: „Die Si-
cherheit unserer Bevölkerung 
ist kein Luxus. Sie ist unerlässli-
che Voraussetzung unserer De-
mokratie. Deshalb brauchen wir 
einen Stärkungspakt Bevölke-
rungsschutz und Investitionen 
des Bundes von zehn Milliarden 
Euro binnen zehn Jahren für ei-
nen raschen Aufbau belastbarer 
Strukturen im Zivilschutz.“

Vorträge zu Strategien im  
Katastrophenschutz sowie zu 

wissenschaftlichen und techni-
schen Neuerungen, Einsatzbe-
richte und eine Fachausstellung 
zu Innovationen und IT-Lösun-
gen standen im Mittelpunkt der 
Fachtagung. Zudem wurden für 
ihre Verdienste um den Katas- 
trophenschutz in Bayern Johann 
Eitzenberger, Vorsitzender des 
LFV Bayern, und Dr. Kilian Wim-
mer, Bayerisches Staatsministe-
rium für Wirtschaft, Kreisbrand-
meister und Mitgründer der 
Fachtagung FUNKE, mit der Eh-
renamtsmedaille der Versiche-
rungskammer Stiftung durch den 
Vorstandsvorsitzenden Prof. Dr. 
Frank Walthes ausgezeichnet.

Heimatschutz  
im Verteidigungsfall

Oberst i.G. Armin Schaus gab 
Einblicke in Herausforderungen 
für den Zivilschutz. Der „OPLAN 
DEU“ ist eine Reaktion auf die 
sich verschärfende sicherheits-
politische Lage in Europa. Er be-
schreibt, was in Verteidigungs-
fall mit Blick auf Heimatschutz, 
Sicherung der verteidigungsre-
levanten Infrastruktur und mi-
litärischer Reaktion zu tun ist. 
Zugleich legt der Plan die Zu-
ständigkeiten von Bund und 
Bundesländern fest. Ziel ist die 
übergreifende Planung der Bun-

deswehr in den Dimensionen 
Land, See, Luft, Weltraum sowie 
Cyber- und Informationsraum 
unter Beteiligung ziviler Partner- 
organisationen und Behörden 
sowie Länder und Kommunen.

Oliver Werthes beleuchte-
te das neu entstehende DRK- 
Bevölkerungsschutzzentrum in 
Luckenwalde als bedeutendes 
Projekt für den Bevölkerungs-
schutz. Moderne Technik, große 
Lagerkapazitäten und das Schu-
lungszentrum ermöglichen bes-
sere Vorbereitung und Hilfeleis-
tung in Krisen- und Katastro-
phenfällen.

In einer Gesprächsrunde prä-
sentierte das Bayerische Lan-
desamt für Gesundheit und Le-
bensmittelsicherheit die Er-
gebnisse der Studie HIRTE, die 
akute hitzeassoziierte Gesund-
heitsbelastungen bei Hitzewel-
len untersucht, um kurzfris-
tig Aussagen über gesundheitli-
che Auswirkungen dieser in ver-
schiedenen Regionen Bayerns 
treffen zu können und Empfeh-
lungen zur Belastungsreduktion 
zu entwickeln. Ergänzend wur-
den die ganz praktischen Aus-
wirkungen im Einsatzfall für Ein-
satzkräfte aufgezeigt. Wie Star-
kregen aufgrund der Klimaver-
änderungen entsteht erläuterte 
Florian Mikschy wie den Entwick-
lung der Hochwasser- und Stark- 
regengefahrenkarten die es er-
möglichen sollen, vor die Lage 
eines Hochwasser- und Stark- 
regenereignisses zu kommen.

In Zeiten zunehmender Wet-
terextreme präsentierte Dr.-Ing. 
Julian Hofmann eine neue KI-ge-
stützte Technologie zur Simula-
tion und Vorhersage von Stark-
regenereignissen und Überflu-
tungen. Das interaktive System 

DeepWaive erlaubt sowohl die 
Echtzeitsimulation von flächi-
gen Überflutungssituationen als 
auch die Live-Planung von Maß-
nahmen sowie deren Evaluati-
on. Hofmann zeigte auf, wie mo-
dernste KI-Technologie zu einem 
proaktiven und effizienteren Kri-
senmanagement beiträgt .

Über die Mobile Pegelmes-
sung des Technischen Hilfswerks 
informierte Christoph Sched-
el. Der Mobile Hochwasserpe-
gel (MHP) ist ein System zur Er-
fassung von Wasserstandsda-
ten, das im Einsatz kurzfristig 
an Gewässern aufgebaut wer-
den kann. Es wird genutzt, um in 
Hochwassersituationen die Ent-
wicklung eines Wasserstandes 
an einem Gewässer beobachten 
zu können. Somit kann die Lage 
besser eingeschätzt und der Er-
folg von schon durchgeführten 
Maßnahmen überprüft werden.

Über die länderübergreifende 
Wald- und Vegetationsbrand-
bekämpfungsübung „Eichkater 
2024“ berichtete Johann Eitzen-
berger, Vorsitzender des LFV Bay-
ern. Die Übung im Landkreis Cel-
le zählt zu den größten ihrer Art. 
Vier Tage lang übten rund 1.000 
überwiegend ehrenamtliche Be-
teiligte der Feuerwehren aus Nie-
dersachsen und Bayern gemein-
sam mit Hubschraubern und Lö-
schflugzeugen verschiedener Or-
ganisationen im „Revier Miele“ 
die Vegetationsbrandbekämp-
fung am Boden und aus der Luft.

Eitzenberger bezeichnete die 
Übung „Eichkater“ als eine her-
vorragende Möglichkeit, mitein- 
ander und voneinander zu ler-
nen: Hier würden nicht nur die 
konkreten Handgriffe bei den 
Löscharbeiten beübt, sondern 
auch die behördlichen Wege 
und Strukturen erprobt. „Damit 
ist diese Großübung ein wichti-
ger Baustein, um unser Fähig-
keits- und Ressourcenmanage-
ment weiterzuentwickeln.“  DK
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durch sogar noch wichtiger. Wir 
brauchen deshalb auf der Aus-
gabenseite ein mutiges Bekennt-
nis zur Aufgabenkritik, zum Stan-
dardabbau und vor allem auch 
zur Entfesselung aus den Klauen 
einer immer mehr überborden-
den, vielfach weitgehend sinnfrei-
en Bürokratie. Und: Die Landkrei-
se erwarten als Soziallastenträger, 
aber auch für die Gewährleistung 
der Daseinsvorsorge in vielen an-
deren Bereichen endlich eine 
grundständige, unseren Aufga-
ben auch tatsächlich gerecht wer-
dende Finanzierung. Im Klartext 
heißt das: Ohne eine deutliche Er-
höhung unseres Anteils am Auf-
kommen der Umsatzsteuer wird 
die Sache nicht funktionieren. Das 
muss deshalb zentraler Inhalt der 
Koalitionsverhandlungen sein.“

Bislang die größte Krise

Brötel erläuterte dazu, dass 
die kommunale Ebene finanzi-
ell in ihrer bislang größten Kri-
se stecke. „Daher ist es uns ge-
rade vor dem neuerlichen Hin-
tergrund umso wichtiger, eige-
ne zusätzliche Steuermittel zu 
erhalten. Keine Frage: In die In-
frastruktur muss investiert wer-
den, denn es bestehen riesige 
Bedarfe z. B. in den Bereichen 
Verkehr, Krankenhäuser oder 
Bildung . Aber der Einsatz der In-
vestitionshilfen bindet zugleich 
eben auch weitere kommunale 
Kapazitäten und Gelder, so dass 

der kommunale Handlungsspiel-
raum dadurch weiter begrenzt 
wird, wenn nicht gleichzeitig 
auch die strukturelle Schiefla-
ge der Kommunalfinanzen ange-
gangen wird.“ Investitionspro-
gramme lösen nämlich die kom-
munalen Finanzprobleme nicht, 
wenn es etwa um Steigerungen 
der Personalkosten infolge teu-
rer Tarifabschlüsse, zusätzliche 
Personalbedarfe durch neue 
Aufgaben oder aus dem Ruder 
laufende Sozialausgaben geht.

Zurück zum  
Konsolidierungspfad

Der Bund muss zudem dafür 
Sorge tragen, die Bedingungen 
des Investitionspakets so zu ge-
stalten, dass die Mittel schnell ab-
fließen können. „Das ist eine Frage 
von Verfahren und Kapazitäten, 
etwa in der Baubranche.“ Schließ-
lich steige mit den nun getroffe-
nen Entscheidungen aber auch 
die Notwendigkeit, den Bundes-
haushalt an anderer Stelle umge-
hend auf den dringend notwendi-
gen Konsolidierungspfad zurück-
zubringen: „Deshalb muss schon 
jetzt auch die Ausgabenseite in 
all ihren Facetten auf den Prüf-
stand.“ Das sei unabdingbar, um 
Deutschland wieder nachhaltig 
auf den Wachstumspfad zu füh-
ren. Und: Die kommunalen Spit-
zenverbände müssten zudem die 
Möglichkeit erhalten, in der Kom-
mission zur Reform der Schulden-
bremse mitzuarbeiten .  r

Wer die Backen ...

Deutscher Landkreistag:

Die kommunale Finanznot muss 
in den Koalitionsvertrag

Angesichts der dramatischen Finanzlage vieler Kommunen 
fordert der Deutsche Landkreistag von CDU, CSU und SPD 
entschlossene Maßnahmen, um die Handlungsfähigkeit der 
Landkreise, Städte und Gemeinden zu sichern. Die Kommu-
nen stecken in ihrer bisher größten Finanzkrise. Bereits für 
2024 war ein Rekorddefizit von -13,2 Mrd. Euro prognosti-
ziert, tatsächlich betrug das Minus jedoch rund 20 Mrd. Euro. 

„Setzt sich diese Entwicklung fort, sind viele Landkreise in 
wenigen Jahren nicht mehr in der Lage, ihre Aufgaben zu er-
füllen“, erklärte der Vizepräsident des Deutschen Landkreis-
tages, Landrat Sven Ambrosy. Die Parteien müssten daher in 
den aktuellen Koalitionsverhandlungen die kommunale Notla-
ge aufgreifen und Lösungen für die Finanzmisere der Landkrei-
se, Städte und Gemeinden fest verabreden. „Nur so bleibt die 
kommunale Ebene auch künftig handlungsfähig.“

Hauptgeschäftsführer Hans-Günter Henneke sagte: „Das, 
was die zukünftigen Koalitionäre vorhaben, kann man mit Fug 
und Recht als kühn bezeichnen. Obgleich wir bei der kommuna-
len Infrastruktur einen großen Nachholbedarf haben, fürchten 
wir eine Steuerung aus Berlin, die im Ergebnis kontraproduktiv 
ist, wenn es darum geht, die kommunalen Gestaltungskräfte zu 
stärken. Die Kommunen sind vor Ort das Gesicht des Staates für 
die Bevölkerung. Sie müssen für passgenaue Lösungen sorgen.“

Ambrosy ergänzte: „Die Finanzierungslücke zwischen den 
steigenden kommunalen Ausgaben und den unzureichenden 
Einnahmen ist nicht mehr tragbar. „Die kommunale Ebene er-
hält lediglich ein Siebtel (15,5 %) der öffentlichen Steuereinnah-
men, während sie für mehr als ein Viertel (28,4 %) der öffent-
lichen Ausgaben aufkommt. Diese Rechnung geht nicht auf.“

Der Deutsche Landkreistag fordert daher eine deutliche Erhö-
hung des kommunalen Anteils an der Umsatzsteuer. „Wir brau-
chen eine Verdreifachung des aktuellen Umsatzsteueranteils für 
die Kommunen. Das bedeutet eine zusätzliche Entlastung von 
11,5 Mrd. € jährlich, von der auch die Landkreise direkt profi-
tieren würden. Diese Mittel müssen nach Einwohnerzahlen und 
nicht nach Wirtschaftskraft verteilt werden, um strukturschwa-
che Landkreise gezielt zu unterstützen“, forderte Ambrosy.

Rückführung der dynamisch wachsenden Sozialausgaben

Neben einer verbesserten Steuerausstattung fordert der 
Deutsche Landkreistag eine Rückführung der dynamisch wach-
senden Sozialausgaben. „Es kann nicht sein, dass der Bund im-
mer neue gesetzliche Verpflichtungen schafft, die Kommunen 
aber ohne ausreichende Finanzierung die Lasten tragen“, kri-
tisierte Ambrosy. Besonders im Bereich der Sozialausgaben 
sieht der Landkreistag dringenden Handlungsbedarf: „Die Kos-
ten für das Bürgergeld, die Eingliederungshilfe und andere So-
zialleistungen steigen rasant. Hier braucht es eine strukturelle 
Reform, um die kommunalen Haushalte zu entlasten.“

Ein wichtiger Schritt sei es, mehr Arbeitsanreize im Bürger-
geld zu schaffen. „Wir fordern die Streichung der Karenzzeiten 
für teure Wohnungen und hohe Vermögen, um Fehlanreize zu 
vermeiden. Gleichzeitig muss der Steuerfreibetrag für Erwach-
sene und Kinder deutlich erhöht werden, damit gerade Gering-
verdiener nicht mehr auf staatliche Hilfen angewiesen sind.“

Die derzeitige Finanzlage bedrohe die Zukunftsfähigkeit vie-
ler Landkreise: „Wenn wir unsere Schulgebäude sanieren, Kitas 
ausbauen oder die Digitalisierung in Verwaltung und Bildung 
vorantreiben wollen, brauchen wir eine stabile Finanzbasis“, 
fasste Ambrosy abschließend zusammen.  r
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fen und den Freistaat Bayern 
nachhaltig in Forschung, Ausbil-
dung und Technologieentwick-
lung für die Kernfusion zu stär-
ken. Darauf basierend erarbei-
tete das Staatsministerium für 
Wissenschaft und Kunst folgen-
den Fünf-Punkte-Plan:
1. Errichtung eines Bavarian Fu-
sion Clusters (BFC): Das Aus-
wahlverfahren für das Leitungs- 
und Geschäftsstellenpersonal 
des BFC wird gestartet.
2. Start des Kompetenzaufbaus 
an den Hochschulen: Bis 2028 
sind Investitionen von 100 Mil-
lionen Euro geplant . Die bereits 
vorhandenen Kompetenzen 
werden mit einer großen Ausbil-
dungsoffensive mit bis zu sechs 
neuen Lehrstühlen, davon drei 
prioritär, Nachwuchsforscher-
gruppen und einschlägigen Stu-
dien- und Graduiertenangebo-
ten deutlich ausgebaut . Zudem 
wird ein hochschulübergreifen-
der Studiengang Nuclear Fusion 
Technologies unter Beteiligung 
der BFC-Leitung eingerichtet.
3. Identifikation und Sicherung 
eines Fusion Campus: Es werden 
Bewertungsmaßstäbe für kon-
krete Nutzungsszenarien entwi-
ckelt. Die Suche nach geeigne-
ten Standorten wird fortgeführt.
4. Ausweitung der nationalen 
Abstimmung und internationa-
len Vernetzung: Es werden wei-
tere Aktivitäten und Impulse zur 
länderübergreifenden, nationa-
len, europäischen und interna-
tionalen Kooperation und Ab-
stimmung sowohl im wissen-
schaftlichen als auch im wirt-
schaftlichen Bereich gestartet. 
Zudem wird ein von der Exper-
tenkommission empfohlener 
unabhängiger Expertenbeirat 
zur beratenden Begleitung wei-
terer Aktivitäten eingerichtet.
5. Definition von Kernfusion als 
nationales Schlüsselprojekt: Die 
Expertenkommission kommt 

zum Schluss, dass für die erfolg-
reiche Erforschung und Entwick-
lung der Kernfusionstechnolo-
gie deutlich größere Ressourcen 
notwendig sind, als sie auf baye-
rischer Ebene zur Verfügung ge-
stellt werden könnten. Daher ist 
es neben den vorgenannten re-
gulatorischen Aspekten zent-
ral, die Mission Kernfusion auch 
im Arbeitsprogramm der neuen 
Bundesregierung zu verankern.

Pioniere der Zukunft

„Wir sind Pioniere der Zukunft: 
Bayern setzt voll auf Wissen-
schaft und Forschung. Wir zün-
den die nächste Stufe unserer 
Hightech-Rakete… Wir schaffen 
sechs Professuren und neue Stu-
diengänge, forschen am Bau ei-
nes Kernfusion-Demonstrations-
reaktors und gründen das Bava-
rian Fusion Cluster für den Aus-
tausch zwischen Start-ups und 
Grundlagenforschung“, hob Mi-
nisterpräsident Dr. Markus Sö-
der hervor. Der Bedarf an Ener-
gie werde durch Digitalisierung, 
KI und E-Mobilität massiv steigen. 
Kernfusion sei dabei eine neue 
Chance für die Energiegewinnung.

Entwicklung  
neuartiger Technologien

Der Freistaat will sich über die 
Kernfusion hinaus auch bei der 
Entwicklung neuartiger Techno-
logien zur Kernspaltung, insbe-
sondere in den Bereichen Small 
bzw. Advanced Modular Re-
actors (SMR/AMR) und Trans-
mutation, einbringen. Der neue, 
noch einzurichtende TUM-Lehr-
stuhl für Angewandte Kerntech-
nologien ist daher so gestaltet, 
dass er auch für AMR und Trans-
mutation wertvolle Beiträge lie-
fern und gleichzeitig Entwick-
lungen bei diesen Technologien 
für die Fusion nutzbar machen 
kann.  DK

Ambitionierte Ziele ...

Neue Online-Wissensplattform:

„Mein ÖGD-Handbuch“
Bayern treibt Modernisierung  

des Öffentlichen Gesundheitsdienstes voran
Bayern setzt seine Bemühungen zur Modernisierung des Öffentli-
chen Gesundheitsdienstes (ÖGD) konsequent fort. Ein bedeutender 
Meilenstein auf diesem Weg ist die neu eingeführte Online-Wis-
sensplattform „Mein ÖGD-Handbuch“, die speziell für die Beschäf-
tigten im ÖGD entwickelt wurde. Bayerns Gesundheitsministerin 
Judith Gerlach betonte die Bedeutung dieser Initiative: „Ein leis-
tungsfähiger Öffentlicher Gesundheitsdienst ist der Schlüssel für ei-
nen nachhaltigen Schutz der Gesundheit unserer Bevölkerung. Da-
für müssen wir den ÖGD zukunftsfest und modern aufstellen.“

Die neue Plattform bietet eine 
benutzerfreundliche Oberfläche 
und ermöglicht eine einfache, di-
gitale Zusammenarbeit. „Durch 
unser innovatives Handbuch ge-
hen wir einen weiteren wichti-
gen Schritt in Richtung Digitali-
sierung und Vernetzung“, so Ger-
lach. Eine zentrale Funktion der 
Plattform ist die Suchmöglichkeit, 
durch die Informationen schnel-
ler auffindbar sind. Zudem kön-
nen die Nutzer in geschützten Fo-
ren Anwendungsfälle diskutieren 
und Praxisbeispiele austauschen .

„Diese Funktion erleichtert 
den Mitarbeitenden im ÖGD 
unter anderem die Umsetzung 
neuer Verordnungen, insbe-
sondere in den Bereichen In-
fektionsschutz und Trinkwas-
serüberwachung“, erklärte die 
Ministerin weiter. Gerade in 
Krisenzeiten biete das moder-
nisierte ÖGD-Handbuch umfas-
sende Informationen und un-
terstütze neue Mitarbeitende 
durch Prozessmodellierungen 
bei der schnellen Einarbeitung, 
beispielsweise bei der Bekämp-
fung von Tuberkulose oder bei 
Schuleingangsuntersuchungen .

Beteiligung der Nutzer

Besonderen Wert legt das Ge-
sundheitsministerium auf die 
aktive Mitwirkung der Nutzer. 
„Wir möchten, dass alle Mitar-
beitenden im ÖGD von den neu-

esten Informationen profitieren 
und aktiv an der Weiterentwick-
lung der Plattform mitwirken“, 
betonte Gerlach. Dafür steht ei-
ne Feedback-Funktion zur Verfü-
gung, mit der Vorschläge direkt 
eingebracht werden können. In 
den kommenden Wochen wird 
die Plattform kontinuierlich mit 
aktuellen Inhalten und neuen 
Funktionen erweitert.

Programm NextGenerationEU

Die Entwicklung der Plattform 
wurde vom Bayerischen Landes-
amt für Gesundheit und Lebens-
mittelsicherheit geleitet. Sie ent-
stand im Rahmen des Paktes für 
den Öffentlichen Gesundheits-
dienst, einer gemeinsamen In-
itiative von Bund und Ländern. 
Dieses Programm, das während 
der Corona-Pandemie ins Leben 
gerufen wurde, sieht bis 2026 
bundesweit vier Milliarden Eu-
ro zur Stärkung des ÖGD vor. Ne-
ben personellen Investitionen 
wird auch die Digitalisierung der 
Gesundheitsämter gefördert, fi-
nanziert durch das europäische 
Programm NextGenerationEU.

Ministerin Gerlach ist über-
zeugt: „Ein moderner und zu-
kunftsfähiger ÖGD ist unerläss-
lich, um auf gesundheitliche Her- 
ausforderungen wie Klimaver-
änderungen oder neue Erreger 
schnell und evidenzbasiert re-
agieren zu können.“ r

Deutscher Landkreistag:

„Warnstreiks sind so 
ziemlich das Letzte“

Der Präsident des Deutschen Landkreistages Landrat Dr. Achim 
Brötel kritisiert die Warnstreiks im öffentlichen Dienst scharf. Er 
sagte: „Es trifft auf unser völliges Unverständnis, wenn ausge-
rechnet im Gesundheitswesen, in Kitas und in Sozialeinrichtun-
gen die Arbeit niedergelegt wird. Das ist so ziemlich das Letzte, 
was Deutschland jetzt braucht. Ich bin mir sicher, die vielen Men-
schen, die unmittelbar von diesen Maßnahmen betroffen sind, 
haben dafür ebenso wenig Verständnis.“

Bundesweit wurde in vielen 
Kliniken, Notaufnahmen und 
Pflegeheimen gestreikt. Patien-
ten und Hilfsbedürftige mußten 
sich deshalb auf Einschränkun-
gen einstellen . Ausserdem wur-
de ein Streiktag etwa für Kitas 
und Sozialeinrichtungen ausge-
rufen. „Solche Aktionen scha-
den den Bürgerinnen und Bür-
gern und sie belasten insbeson-
dere auch die ohnehin schon 
stark belasteten Familien noch 
einmal zusätzlich . Da wird ei-
ne Tarifauseinandersetzung auf 
dem Rücken von Pflegebedürfti-
gen, Patienten, Kindern und El-
tern ausgetragen.“

Hintergrund ist der Tarifstreit 
im öffentlichen Dienst von Bund 
und Kommunen. Die Gewerk-
schaft ver.di will vor der nächs-
ten Verhandlungsrunde Druck 
machen. Sie fordert u. a. eine 
Gehaltssteigerung um 8 Pro-
zent, mindestens aber 350 Eu-
ro mehr monatlich sowie höhe-
re Zuschläge . Die Ausbildungs-
vergütungen und Praktikanten- 
entgelte sollen um 200 Euro mo-
natlich angehoben werden . Au-
ßerdem fordert die Gewerk-
schaft mindestens drei zusätzli-
che freie Tage.

„Was da im Raum steht, ist ei-
ne vollkommen überzogene For-
derung“, so Brötel. „Wir wissen 
es sehr zu schätzen, dass unsere 
kommunalen Bediensteten eine 
wirklich hervorragende Arbeit 
leisten. Zur Wahrheit gehört 
aber eben auch, dass es gerade 
erst einen teuren Tarifabschluss 
gegeben hat und wir in den 
Kommunen derzeit absolut mit 
dem Rücken zur Wand stehen, 

nachdem wir im letzten Jahr ein 
historisches Defizit von mindes-
tens 20 Mrd. Euro hatten. Daher 
müssen die Gewerkschaften ihr 
Forderungspaket an die Realität 
in den Landkreisen, Städten und 
Gemeinden anpassen.“

Durchaus konkurrenzfähig

Aber auch unabhängig von der 
Frage des finanziell Leistbaren 
stellte er fest: „Der öffentliche 
Dienst ist gerade mit Blick auf 
die Bezahlung im Gesundheits-, 
Sozial- und Erziehungsdienst in-
zwischen durchaus konkurrenz-
fähig. Dazu kommt noch eine 
hohe Flexibilität bei der Arbeits-
zeitgestaltung und die Tatsache, 
dass es sich um sehr sichere Ar-
beitsplätze handelt. In der Tarif-
runde 2023 kam es aber bereits 
zum bislang teuersten Abschluss 
mit 200 Euro Sockelerhöhung, 
einem Lohnplus von 5,5 Prozent 
sowie einer steuerfreien Einmal-
zahlung von 3 .000 Euro . Das war 
ein sehr kräftiger Zuwachs. So 
kann und darf es aber nicht stän-
dig weitergehen.“

Höhere Zuschläge für Über-
stunden, drei zusätzliche freie 
Tage im Jahr und einen weiteren 
freien Tag für Gewerkschafts-
mitglieder hält der Deutsche 
Landkreistag für völlig überzo-
gen. „Es muss in einer derart  
herausfordernden Gesamtsitua-
tion der öffentlichen Hand viel-
mehr darum gehen, dass wir uns 
nicht auch noch gegenseitig in 
die Ecke drängen, sondern viel-
mehr konstruktiv nach Lösun-
gen suchen“, so Brötel abschlie-
ßend. r

Bayerns Gesundheitsministerin Judith Gerlach:

Frauengesundheit im Fokus
Anlässlich des Internationalen Frauentags rückt Bayerns Gesund-
heitsministerin Judith Gerlach die Gesundheit von Frauen in den 
gesellschaftlichen Fokus. „Es gibt Krankheiten, die ausschließlich 
oder häufiger Frauen betreffen, wie Gebärmutterhalskrebs, En-
dometriose oder Essstörungen“, erklärte Gerlach in München.

Im Rahmen des Schwerpunkt-
themas Frauengesundheit be-
trachtet das Gesundheitsminis-
terium verschiedene Aspekte 
über alle Lebensphasen hinweg 
– von der Mädchengesund-
heit über Schwangerschaft bis 
zu den Wechseljahren . Präven-
tion spiele dabei eine zentra-
le Rolle: „Ausreichende Bewe-
gung, gesunde Ernährung, Ver-
zicht auf Alkohol und Rauchen 
und Stressbewältigung sind es-
senziell. Gleichzeitig klären wir 
aber auch über besonders wich-
tige Vorsorgeuntersuchungen 
für Frauen und Mädchen in be-
stimmten Altersgruppen auf. 
Denn geschlechterspezifische 
Unterschiede gibt es bereits 
vom frühen Kindesalter an.“ 
Ebenso wichtig sind Vorsorgeun-
tersuchungen, um geschlechter-
spezifische Risiken frühzeitig zu 
erkennen“, so Gerlach.

Deutliche Unterschiede

Besonders bei Krebserkran-
kungen seien Unterschiede 
deutlich: Brustkrebs ist mit et-
wa 10.000 Neuerkrankungen 
pro Jahr die häufigste Krebsdi-
agnose bei Frauen in Bayern. 
Gerlach appelliert daher an 
Frauen, sich über empfohlene 
Vorsorgeuntersuchungen zu in-
formieren.

Ein Schwerpunkt liegt auf der 
Mädchengesundheit mit The-
men wie Sport, Körperbild und 

Essstörungen. sowie „Mäd-
chensprechstunde (M1)“. Auf der 
Website des Gesundheitsminis-
teriums stehen hierzu drei Fak-
tenblätter mit weiterführenden 
Informationen zur Verfügung: 
https://www.stmgp.bayern.de/
meine-themen/fuer-frauen/ .

Heraus aus der Tabuzone

Zudem startete im Januar ei-
ne Kampagne zu den Wechsel-
jahren, um dieses Thema aus 
der Tabuzone zu holen. „Die 
Wechseljahre betreffen alle 
Frauen und stellen besonde-
re gesundheitliche Herausfor-
derungen dar . Wir wollen da-
zu aufklären und unterstützen“, 
erklärte die Ministerin. „Die 
Wechseljahre sind keine reine 
Privatangelegenheit von Frau-
en, sondern eine Lebensphase, 
die jede Frau durchläuft – mit 
besonderen gesundheitlichen 
Herausforderungen. Damit sind 
sie ein Thema für die ganze Ge-
sellschaft.“

Seit Jahren engagiert sich die 
Staatsregierung mit Projekten 
für die Frauengesundheit. Dazu 
zählen Kampagnen wie „Hand 
aufs Herz“ zur Herzinfarktprä-
vention oder „Schwanger? Null 
Promille!“. Alle Informationen 
und Angebote sind auf der Web-
site des Gesundheitsministe-
riums abrufbar. https://www.
stmgp.bayern.de/meine-the-
men/fuer-frauen/ .  r
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Starke Partnerschaft.
Wir sind für Bayerns Kommunen da
Von der nachhaltigen Kapitalanlage bis zur Fortschritts- 

finanzierung – gemeinsam mit den Sparkassen bieten  

wir Kommunalkunden ein lückenloses Leistungsspektrum. 

Zinsgünstige Kommunalkredite und spezielle Förder- 

programme der BayernLabo ergänzen unsere Leistungen. 

Erfahren Sie mehr unter bayernlb.de/oeffentliche_hand

Mit Energie und Weitblick
Jasmin Ghubbar über Digitalisierung, Nachhaltigkeit 

und die Stärkung von Nachwuchs und Frauen
Jasmin Ghubbar ist Mitglied der Geschäftsleitung und Bereichsleite-
rin Konzernvertrieb der DSV-Gruppe. Sie ist ein echtes Sparkassen-
gewächs: Ihre Ausbildung und ihr berufsbegleitendes Studium ab-
solvierte sie bei der Stadtsparkasse München. Bereits mit 25 Jahren 
übernahm sie die Leitung einer Filiale und durchlief danach verschie-
dene Stationen im Vertrieb, bevor sie unter anderem die Unterneh-
menskommunikation verantwortete. 2021 wechselte sie zum Deut-
schen Sparkassenverlag nach Stuttgart, wo sie heute die strategische 
Weiterentwicklung des Vertriebs und die Digitalisierung der Spar-
kassenlandschaft vorantreibt. Mit der Bayerischen GemeindeZei-
tung sprach Jasmin Ghubbar über die Themen Digitalisierung, Nach-
haltigkeit, Nachwuchs- und Frauenförderung.

GZ: Wie schätzen Sie die aktu-
elle Entwicklung der Digitalisie-
rung in der Sparkassen-Finanz-
gruppe ein? Welche Rolle spielt 
die DSV-Gruppe dabei, um Spar-
kassen sowie ihre Privat- und 
Firmenkunden mit digitalen Lö-
sungen zu unterstützen?
Jasmin Ghubbar: Die Digitali-
sierung ist ein strategisches 
Kernthema der Sparkassen-Fi-
nanzgruppe, um zukunftsfähig 
und kundenorientiert zu bleiben. 
Als Marktführer in Deutschland 
bieten die Sparkassen ein hohes 
Digitalisierungsniveau, ohne die 
persönliche Nähe zu verlieren – 
ob über die Internet-Filiale oder 
die Sparkassen-App.

Ghubbar: Nachhaltigkeit ist fest 
in der DNA der Sparkassen ver-
ankert – vor allem in ihrer sozi-
alen Verantwortung. Digitalisie-
rung hilft uns, diese noch geziel-
ter wahrzunehmen. Ein Beispiel: 
finanzielle Bildung. Über digitale 
Kanäle wie TikTok und zielgrup-
pengerechte Formate lernen jun-
ge Menschen den bewussten 
Umgang mit Geld. Wer früh Fi-
nanzwissen aufbaut, ist langfris-
tig finanziell selbstbestimmt – ein 
nachhaltiger Ansatz.

Auch digitale Barrierefreiheit 
und Mehrsprachigkeit sind uns 
wichtig. Unsere Lösungen ermög-
lichen es Menschen in den ver-
schiedensten Sprachen, Finanz-
dienstleistungen in ihrem Tempo 
zu nutzen – ohne sich unwohl an 
einem Schalter zu fühlen. So schaf-
fen wir mehr Teilhabe für alle.

Und natürlich profitiert die 
ökologische Nachhaltigkeit, denn 
digitale Prozesse reduzieren Pa-
pierverbrauch und sparen Res-
sourcen. Die DSV-Gruppe bietet 
konkrete Lösungen:
• Na c hha l t i gke i t smana ge -
ment-Software „nawisio“ unter-
stützt Klimabilanzierung und Be-
richterstattung.
• Der „Modernisierungsrechner“ 
hilft bei CO2-sparenden Sanierun-
gen.
• Debit- und Kreditkarten aus 85 
Prozent recyceltem Material und 
virtuelle Karten reduzieren Plas-
tikmüll.
• Die Sparkassen Einkaufsgesell-
schaft fördert nachhaltige Be-
schaffung mit dem „Greenbook“. 

Mit digitalen Innovationen 
macht die DSV-Gruppe Nachhal-
tigkeit für Sparkassen, Unterneh-
men und Privatkunden wirtschaft-
lich und ökologisch effizient.
GZ: Der Mangel an Fachkräften 
ist in vielen Branchen spürbar. 
Welche Wege sehen Sie, um jun-
ge Talente für den Finanzsektor 
zu gewinnen und langfristig zu 
halten? Inwiefern können digita-
le Tools und flexible Arbeitsmo-
delle dabei eine Rolle spielen?
Ghubbar: Um junge Talente für 
den Finanzsektor zu begeistern 
und langfristig zu halten, braucht 
es vor allem flexible Arbeitsmo-
delle. Mobiles Arbeiten, Homeof-
fice, Teilzeit, Gleitzeit, Workati-
on, Sabbatical etc. – all das sind 
wichtige Faktoren für eine bes-
sere Work-Life-Balance und ei-
ne moderne Unternehmenskul-
tur. Besonders für Mitarbeiterin-
nen und Mitarbeiter, die zurück-
kehren, etwa Mütter nach der 
Elternzeit, sind solche Modelle 
essenziell.

Weiterbildung und lebenslan-
ges Lernen spielen ebenfalls ei-
ne zentrale Rolle. Der Finanzsek-
tor verändert sich rasant, und wir 
bieten gezielte Schulungen, di-
gitale Lernplattformen und agi-
le Workshop-Formate, um Mitar-
beiterinnen und Mitarbeiter kon-
tinuierlich weiterzuentwickeln.

Diversität ist ein Muss! Teams 
mit unterschiedlichen Perspek-
tiven sind kreativer, innovativer 
und attraktiver für neue Talente. 
Wir setzen uns aktiv für eine viel-
fältige Unternehmenskultur ein 
– unabhängig von Herkunft, Ge-
schlecht oder Behinderung.

Nicht zuletzt sind digitale Tools 
die Grundlage für moderne Ar-
beitsmodelle. Sie ermöglichen 
ortsunabhängige Zusammenar-
beit, unterstützen Auszubilden-
de beim Lernen und Erleichtern 

durch KI-gestützte Prozesse die 
Arbeit in vielen Bereichen. Die 
Zukunft der Finanzbranche ist di-
gital – und genau das macht sie 
für Fachkräfte interessant.

Mehr Frauen in Führung – 
ein Erfolgsfaktor

GZ: Sie engagieren sich für mehr 
Frauen in Führungspositionen. 
Welche Maßnahmen halten Sie 
für besonders wirkungsvoll, um 
Diversität in der Finanzbranche 
weiter voranzubringen? Und 
was bedeutet für Sie persönlich 
das Hashtag #kindundkarriere?
Ghubbar: Mir liegt besonders 
am Herzen, dass Frauen Karrie-
re und Familie vereinen können, 
ohne sich für eines entscheiden 
zu müssen. Dazu braucht es ei-
ne Unternehmenskultur, die Füh-
rung in Teilzeit, Job-Sharing und 
flexible Arbeitsmodelle ermög-
licht. Entscheidend sind auch 
Mentoring-Programme und star-
ke Role-Models wie z.B. Karolin 
Schriever, seit September 2022 
geschäftsführendes Vorstands-
mitglied des Deutschen Sparkas-
sen- und Giroverbandes, die zei-
gen, dass es geht!

Frauen bringen wertvolle Füh-
rungskompetenzen mit – gerade 
als Mütter: Organisationstalent, 
Kommunikationsstärke und Ent-
scheidungsfähigkeit unter Druck. 
Deshalb möchte ich Frauen er-
mutigen, den Schritt in die Füh-
rung zu wagen. Lasst euch nicht 
von der Vorstellung abschrecken, 
dass Karriere und Kinder nicht 
vereinbar seien – es geht!

Aus eigener Erfahrung weiß 
ich: Man muss nicht alles allein 
machen. Unterstützung anneh-
men und Prioritäten setzen hilft, 
sich auf das Wesentliche zu kon-
zentrieren. Mehr Frauen in Füh-
rung bedeutet mehr Vielfalt, 
mehr Innovation und eine besse-
re Zukunft für alle.

Wero und EPI

GZ: Die Bedeutung eines starken 
europäischen Zahlungssystems 
wächst. Warum ist eine Lösung 
wie Wero gerade jetzt beson-
ders wichtig, und welche Vortei-
le bringt sie für Sparkassen, Un-
ternehmen und Bürger? Was ist 
die EPI?
Ghubbar: Die European Pay-
ments Initiative (EPI) ist ein Zu-
sammenschluss von 16 Banken 
und Zahlungsdienstleistern aus 
Deutschland, Belgien und Frank-
reich mit dem Ziel, eine unab-
hängige europäische Zahlungs-
lösung zu schaffen. Mit Wero 
machen wir Europa im Zah-
lungsverkehr unabhängiger von 
internationalen Paymentanbie-
tern – die Wertschöpfung bleibt 
in Europa, Daten werden sicher 
nach EU-Standards verarbeitet.

Gerade jetzt, in geopolitisch 
unsicheren Zeiten, ist eine star-
ke europäische Alternative ent-
scheidend. Wero bietet Sparkas-
sen, Kommunen, Unternehmen 
und Bürgern eine moderne, ver-
lässliche Lösung kombiniert mit 
einer einfachen Nutzung:
• Freischaltung direkt in der 
Sparkassen-App
• Echtzeitzahlungen rund um die 
Uhr
• Schnelle Überweisungen per 
Handynummer oder E-Mail- 
Adresse

Ich nutze Wero selbst begeistert 
und sehe großes Potenzial, dass 
es sich als neuer Standard im eu-
ropäischen Zahlungsverkehr eta-
bliert. Ab Mitte 2025 wird Wero 
noch weiter ausgerollt, dann wird 
es auch in Onlineshops als Zahl-
verfahren integriert. Der nächste 
wichtige Schritt für die Zukunft des 
Payments in Europa! Wero wird die 
Lücke, die durch den Wegfall von 
Giropay entstanden ist, mehr als 
ausfüllen. Daher auch mein drin-
gender Aufruf an alle Kommunen: 

Jasmin Ghubbar.   
 Bild: Deutscher Sparkassenverlag

Es lohnt sich, auch im Sinne von 
starken europäischen Strukturen 
und insbesondere für die geschütz-
ten Daten der eigenen Kunden, 
nicht zu amerikanischen Dienstleis-
tern zu wechseln, sondern noch ein 
paar Monate durchzuhalten.
GZ: Was wollen Sie unseren Le-
serinnen und Lesern noch mit 
auf den Weg geben?
Ghubbar: Vieles, was wir heu-
te für unsere Kunden, die Spar-
kassen, entwickeln, kann auch 
von Kommunen genutzt werden, 
aber das wäre ein eigenes Ge-
spräch wert. Fest steht: Die digi-
tale Transformation bietet enor-
me Chancen – für Sparkassen, 
Kommunen, Unternehmen und 
Bürger. Doch wir dürfen sie nicht 
nur hinnehmen, sondern müssen 
sie aktiv mitgestalten. 

Appell an Kommunen  
und Unternehmen

Ein starkes europäisches Zah-
lungssystem ist dafür essenziell. 
Mit Wero haben wir die Möglich-
keit, uns von außereuropäischen 
Abhängigkeiten zu lösen und Da-
ten sicher in Europa zu halten. Ich 
appelliere an Unternehmen und 
Kommunen, sich bewusst für eu-
ropäische Lösungen zu entschei-
den – denn unsere wirtschaft-
liche Unabhängigkeit steht auf 
dem Spiel. Gleichzeitig müssen 
wir die Arbeitswelt zukunftsfähig 
machen: Diversität und flexible 
Arbeitsmodelle sind kein Luxus, 
sondern ein Wettbewerbsvorteil. 
Mehr Frauen in Führung und mo-
derne Strukturen machen den Fi-
nanzsektor innovativer und att- 
raktiver. 

Lassen Sie uns gemeinsam an 
einer digitalen, nachhaltigen und 
souveränen Finanzwelt arbeiten 
– für eine starke Zukunft Europas!
GZ: Vielen Dank für das Ge-
spräch!  CH

Unsere digitale Strategie hat 
zwei Schwerpunkte:
• Kundenorientierte Lösungen: 
Mobile-first Services, höchste Si-
cherheitsstandards und smarte 
digitale Angebote wie der Chat-
bot Linda, der rund um die Uhr 
Kundenfragen beantwortet.
• Interne Automatisierung: 
KI-gestützte Prozesse vereinfa-
chen Abläufe, optimieren Analy-
sen und entlasten Mitarbeiterin-
nen und Mitarbeiter, sodass sie 
sich auf wertschöpfende Tätig-
keiten konzentrieren können.

Die DSV-Gruppe treibt Inno-
vationen aktiv voran – von digi-
talen Identifikationsverfahren 
bis hin zu Forschungsprojekten 
wie „Flow Factory“, einem For-
schungs-Lab für KI-Innovationen 
in der Finanzpraxis. Ein weite-
res Beispiel ist SparkasseGPT, das 
seit 2024 mit geprüften Sparkas-
sen-Inhalten verständliche Ant-
worten auf komplexe Finanzfra-
gen liefert. So gestaltet die Spar-
kassen-Finanzgruppe die digita-
le Zukunft – sicher, effizient und 
kundenfreundlich.

Nachhaltigkeit  
und Digitalisierung

GZ: Digitalisierung und Nachhal-
tigkeit werden oft als zentrale 
Zukunftsthemen genannt. Wie 
gelingt es, beides sinnvoll zu ver-
binden? Welche Lösungen bietet 
die DSV-Gruppe, um Sparkas-
sen, Unternehmen und Privat-
personen wirtschaftlich und 
ökologisch nachhaltig aufzu- 
stellen?

Komunicus – Dienstleistungen 
und Zukunftsexpertise 

für Kommunen 
„Wie es unserem Land geht, entscheidet sich maßgeblich 
in den Kommunen und wird dort auch sichtbar“, weiß Josef 
Glasl, Geschäftsführer der itslive GmbH. „Kommunen verant-
worten die Entwicklung sozialer Infrastruktur von Bildung 
bis Wohnen. Sie müssen nachhaltige Energielösungen ent-
wickeln, die immer komplexer werdenden Verwaltungsauf-
gaben meistern, die Digitalisierung vorantreiben und eine 
vielseitige Mobilität ermöglichen. Mit all diesen Herausfor-
derungen werden kommunale Entscheider jedoch oft allein 
gelassen.“ An genau diesem Punkt setzt die Dienstleistung 
von Komunicus an.

„Mit Komunicus entlasten wir kommunale Entscheider und 
stärken die kommunale Resilienz“, führt Glasl weiter aus. „Mit 
uns können Kommunen in jedem relevanten Bereich sofort 
nachhaltige und wirtschaftlich erfolgreiche Lösungen entwi-
ckeln... Unser Beratungsansatz fokussiert darauf, Kommunen 
so aufzustellen, dass sie sich schnell mit den für sie relevanten 
Partnern im Markt verbinden und loslegen können.“ 

Zu den Themen, zu denen Komunicus berät, gehören die 
Fachbereiche Finanzierung, Kommunalentwicklung, Steuern, 
Recht, Unternehmensgründungen, Kommunikation und öffent-
liche Ausschreibungen. Egal, ob eine Kommune ein neues Feu-
erwehrhaus, Kindertagesstätten, Flüchtlingsunterkünfte oder 
bezahlbaren Wohnraum entwickeln muss: Komunicus hilft Ge-
meinden dabei, ganzheitliche Lösungen zu entwickeln, die fi-
nanzierbar und schnell umsetzbar sind. 

„Zu unserem Geschäftsfeld gehört außerdem die Revitalisie-
rung oder Gründung von kommunalen Unternehmen, die am 
Markt erfolgreich agieren können.“ Ziel von Komunicus sei es 
darüber hinaus, Kommunen und Gemeinden zu befähigen, für 
sie relevante Zukunftsthemen proaktiv anzugehen. Hauptziel-
gruppe von Komunicus sind mittelgroße Gemeinden und Städte 
mit 5.000 bis 30.000 Einwohnern sowie Landkreise.

Der Strategie- und Kommunikationsexperte Glasl reprä-
sentiert dabei eine von vier Säulen, auf denen das Beratungs-
netzwerk von Komunicus aufbaut. Neben ihm bringen wei-
tere Top-Berater und Mitgründer des Netzwerks wie Dr. Ste-
fan Detig, Altbürgermeister und Rechtsanwalt bei der DETIG 
Rechtsanwaltsgesellschaft mbH, Luitpold Grabmeyer, Ge-
schäftsführer des Beratungsunternehmens Bavatria Consult 
und Dr. Rafael K. Hörmann, Fachanwalt für Steuerrecht und 
Geschäftsführer und Geschäftsführer der Kanzlei CHP, ihre Ex-
pertise und Erfahrung in die neu gegründete Allianz ein. r 

https://www.bayernlb.de/internet/de/blb/resp/oeffentliche_hand_2/einstieg_fuer_oeffentliche_hand/einstieg_6.jsp
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Vereinfachung als Schlüssel 
zum Politikwechsel

Die Chance des Friedrich Merz̀
Ein Kommentar von Dr. Jürgen Gros

Das Ergebnis der Bundestagswahl vom 23. Februar 2025 hat sich 
über Wochen weitgehend abgezeichnet. Die Unionsparteien als 
Wahlsieger, die AFD an zweiter Stelle und die Ampelparteien in un-
terschiedlichem Maße abgestraft für ihr politisches Missmanage-
ment in den letzten Jahren. Das alles kam also nicht überraschend. 

Wenig überraschend ist leider 
auch das, was ab dem 24. Feb-
ruar bislang folgte. Siegesfreude 
hier, wenig Selbstkritik da, viel po-
litische Rhetorik ohne Handlung 

lissen, Austesten von Themen über 
die Medien, Start der geübten 
Routinen von Koalitionsgesprä-
chen. Politisches Nach-Wahl-Busi-
ness as usual also. 

Inhaltlich, personell und struk-
turell lässt der Politikwechsel frei-
lich auf sich warten – wohl noch 
mindestens bis Ostern und damit 
– vom Wahldatum an gerechnet – 
nicht weniger als acht üppige Wo-
chen, vielleicht auch mehr. Ob er 
dann wirklich kommt – und in wel-
chem Umfang – wird sich weisen. 
Dabei hat Deutschland nichts drin-
gender notwendig als Verände-
rung und mutige Politikgestaltung. 
Politische Leadership wird erwar-
tet und ist dringlich nach Jahren 
der politischen Führungslosigkeit. 

Sicher, die politischen Gestal-
ter sind um ihre Aufgabe kaum 
zu beneiden. Der Gordische Kno-
ten, den es für eine Neuaufstel-
lung Deutschlands zu durchschla-
gen gilt, ist immens groß und die 
diversen Stränge, die ihn bilden, 
haben sich über die Jahre fest ver-
zurrt und sind verfilzt. Wo anfan-
gen, wo ansetzen sind Kernfragen 
im Umfeld limitierter Finanzres-
sourcen, grundgesetzlicher Anfor-
derungen, wirtschaftlicher-, au-
ßen- und sicherheitspolitischer 
Herausforderungen. Irgendwie 

scheint alles mit allem zusam-
menzuhängen. Und weil es so ist, 
hilft letztlich wohl nur mutige Ver-
einfachung. 

Drei schlichte Fragen klären 
die Grundlagen: Wo erleben die 
Menschen in Deutschland Poli-
tik unmittelbar, wie entsteht das 
Bruttosozialprodukt und wer fi-
nanziert die Investitionen de-
rer, die es produzieren? Die Ant-
worten helfen womöglich weiter, 
konstruktiv und zukunftsgerich-
tet Politik in Deutschland zu ge-
stalten. Handlungsfähige und si-
chere Kommunen sorgen für posi-
tive politische Naherfahrung und 
stärken das Vertrauen der Bür-
gerinnen und Bürger in ein funk-
tionierendes politisches System. 
Der Mittelstand ist Motor und Be-
schäftigungsanker der deutschen 
Wirtschaft und die Regionalban-
ken mit dem Kern der Sparkassen 
sowie Volks-und Raiffeisenban-
ken ihr wichtigster Finanzier. 

Daran ausgerichtet könnte das 
politisches Grundkonzept für ei-
ne Politikwechsel formuliert wer-
den, zumal eines, dessen Blau-
pause kaum mehr als drei Seiten 
eines Koalitionsvertrages benö-
tigt. Denn was dazu notwendig 
ist, haben kommunale Spitzen-
verbände, Mittelstandsvertreter 
und Bankenverbände längst erar-
beitet und niedergeschrieben, in 
Bayern und im Bund. Nicht alles 
in ihren Papieren muss als wohl-
feil gelten, aber der überwiegen-
de Teil ist durchdacht und hilf-

Dr. Jürgen Gros.  Bild: Barbara Obermaier

allen Ortes, Abstecken von Posi-
tionen, Formulierung von Forde-
rungen an den potenziellen Koali-
tionspartner, Aufbau von Drohku-

reich. Ihn können, ja sollten sich 
die politischen Akteure zu eigen 
machen – ideologiefreies Prak-
tikerwissen als Grundlage dafür, 
sich nicht wieder in Verhandlun-
gen über Spiegelstriche zu ver-
heddern. Die Zeiten abgehobener 
Politik müssen ein Ende finden. 
Politische Erdung durch fachliche 
Expertise tut Not und wäre ein 
echter Politikwechsel.

Unbestritten würde das in vie-
len Politikfeldern zur Rosskur und 
auch deutlichen Einschnitten in 
über Jahrzehnten aufgebauten 
wohlfahrtsstaatlichen Besitzstän-
den führen. Ein weniger an Staat 
in der Breite und dafür Fokussie-
rung auf staatliche Kernleistun-
gen wären die positive Folge. Zu-
gleich eröffnet das Spielräume, 
den Deutschen Sorgen im Bereich 
der inneren wie äußeren Sicher-
heit, Zuwanderung und Wirt-
schaftsentwicklung zu nehmen. 
Der Handlungsbedarf bei diesen 
Metathemen ist drängend und 
immens.

Der wohl künftige Bundeskanz-
ler Friedrich Merz ist bei alledem 
womöglich freier als mancher sei-
ner Vorgänger. Er muss – schon al-
tersbedingt – nicht auf seine Wie-
derwahl zielen. Die Amtszeiten 
von Konrad Adenauer, Helmut 
Kohl und Angela Merkel wird er 
kaum toppen (wollen). In eine Rei-
he mit Adenauer und Kohl treten 
kann er dagegen sehr wohl. Jeden-
falls dann, wenn er einen epocha-
len Politikwechsel einleitet, gestal-
tet und sich damit um Deutsch-
land und Europa verdient macht. 
Mit ihm wird sich zudem ganz we-
sentlich entscheiden, ob es gelingt, 
bei der nächsten Bundestagswahl 
wieder vermehrt Wähler und 
Wählerinnen von den Rändern in 
die politische Mitte zu holen.  r

Über unseren Autor

Der an der Ludwig-Maximi- 
lians-Universität in München  
promovierte Politikwissenschaft-
ler Jürgen Gros (*1969) war zwei 
Jahrzehnte im Management ver-
schiedener bayerischer Verbän-
de tätig, zuletzt als Präsident des 
Genossenschaftsverbands Bay-
ern. Schwerpunktmäßig beschäf-
tigt er sich mit finanzwirtschaftli-
chen und mittelstandspolitischen 
Themen.  r

Geschäftsentwicklung 2024:

LBS Süd gewinnt Marktanteile
Im vergangenen Jahr konnte die LBS Landesbausparkasse Süd ihr 
Bausparneugeschäft in einem herausfordernden Marktumfeld sta-
bil halten. 2024 schlossen die Menschen in Baden-Württemberg, 
Bayern und Rheinland-Pfalz mehr als 223.000 LBS-Verträge über ei-
ne Bausparsumme von knapp 16,3 Mrd. Euro ab. Mit diesem Er-
gebnis hat die LBS Süd den Marktanteil in ihrem Geschäftsgebiet 
auf 37,2 Prozent ausgebaut (Vorjahr: 33,7 Prozent). Der Bestand an 
Bauspareinlagen lag zum Ende des Jahres 2024 bei 32,4 Mrd. Euro.

„Wir sind zwar mitten in den 
Fusionsprojekten, aber bereits 
heute lässt sich sagen, dass der 
Zusammenschluss der LBS Süd-
west und der LBS Bayern zur 
größten Landesbausparkasse  
Deutschlands ein voller Erfolg 
ist“, zeigt sich Stefan Siebert, 
Vorsitzender des Vorstands der 
LBS Süd, zufrieden. „Mit einem 
Neugeschäft von 16,3 Mrd. Eu-
ro konnte die LBS Süd in ihrem 
zweiten Geschäftsjahr an das 
Vorjahresergebnis anknüpfen 
und damit in einem herausfor-
dernden Umfeld Marktanteile 
hinzugewinnen. Die Ergebnisse 

vor der Zinswende 2022 wurden 
sogar übertroffen.“ 

Das gesamte Finanzierungs-
neugeschäft (Bewilligungen) der 
LBS Süd ist 2024 im Vergleich 
zum Vorjahr um 14 Prozent auf 
gut 3,1 Mrd. Euro gestiegen. Mit 
1,5 Mrd. Euro entfiel knapp die 
Hälfte des Neugeschäftsvolu-
mens auf Bauspardarlehen. Rund 
1,6 Mrd. Euro der LBS-Bewilli-
gungen waren Kredite für Vor- 
und Zwischenfinanzierungen so-
wie sonstige Baudarlehen.

Die Kreditauszahlungen der LBS 
Süd beliefen sich 2024 auf knapp 
3,3 Mrd. Euro. Inklusive der Bau-

sparguthaben stellte die LBS Süd 
ihren Kundinnen und Kunden im 
vergangenen Jahr rund 7,8 Mrd. 
Euro (+0,6 Prozent) zur Verfü-
gung. Der Kreditbestand betrug 
zum Jahresende 24,4 Mrd. Euro.

Besonders gefragt sind im ak-
tuellen Zinsumfeld weiterhin 
Bauspardarlehen. Die Summe 
der Auszahlungen stieg 2024 um 
rund 29 Prozent auf 1,5 Mrd. Eu-
ro. Bausparen erfüllt damit wie-
der seinen ursprünglichen Zweck 
als verlässlicher Finanzierungs-
baustein mit langfristig festen 
und günstigen Zinsen. Wer einen 
zuteilungsreifen Bausparvertrag 
hat, kann jetzt bei der Baufinan-
zierung davon profitieren.

Knapp 40 Prozent des bewillig-
ten Darlehensvolumens wurden 
zur Entschuldung bestehender 
Kredite eingesetzt. Der Kauf ei-
ner Wohnung, eines Eigenheims 
oder eines Mehrfamilienhauses 
ist mit gut 30 Prozent der zweit-
größte Verwendungszweck, ge-
folgt von Modernisierungen mit 
knapp 20 Prozent. Nur knapp 
sechs Prozent des bewilligten 
Darlehensvolumens wurden zur 
Finanzierung von Neubauten ge-
nutzt. 

Neues Tarifangebot

Einer der wichtigsten Meilen-
steine im Rahmen der Fusions-
aktivitäten der LBS Süd war die 
Einführung einer neuen einheitli-
chen Tarifgeneration für das ge-
samte Geschäftsgebiet. Seit Ok-
tober vergangenen Jahres kön-
nen Kundinnen und Kunden in 
Baden-Württemberg, Bayern 
und Rheinland-Pfalz aus insge-
samt sechs Tarifvarianten wäh-
len, die auf unterschiedliche 
Kundenbedürfnisse ausgerich-
tet sind – vom Eigenkapitalauf-
bau über die Finanzierung der ei-
genen vier Wände bis hin zu Mo-
dernisierungs- und Energiespar-
maßnahmen. Insbesondere für 
junge Menschen, die noch nicht 
genau wissen, ob und wann sie 
in die eigenen vier Wände zie-

hen wollen, hat die LBS einen 
Tarif mit höheren Guthabenzin-
sen im Programm. Hier steht das 
Sparen mit Unterstützung durch 
staatliche Förderungen im Vor-
dergrund. Angeboten wird zu-
dem erstmals auch eine Tarifva-
riante, welche die Verwendung 
für bestimmte energieeffiziente 
Maßnahmen mit einem aktuell 
um 0,3 Prozentpunkte vergüns-
tigten Darlehenszins belohnt. Die 
bezuschussten energieeffizien-
ten Maßnahmen sind an den ge-
setzlichen Vorgaben der Taxono-
mieverordnung orientiert.

Das vorläufige Betriebsergeb-
nis 2024 der LBS Süd liegt bei 
rund 55 Mio. Euro und damit et-
wa zehn Prozent unter dem Vor-
jahreswert. Belebung am Immo-
bilienmarkt

Nach dem Einbruch infolge 
der Zinswende 2022 hat sich der 
Markt für Wohnimmobilien im 
vergangenen Jahr wieder leicht 
erholt. Gründe dafür sind unter 
anderem die Stabilisierung der 
Bauzinsen und die Beruhigung 
der Inflation, die den Schritt ins 
Eigenheim für die Menschen 
wieder berechenbarer machen. 
Darüber hinaus erhöhen die 
steigenden Mieten die Attrakti-
vität von Wohneigentum. Dies 
hat zu einer leichten Belebung 
insbesondere im Bestandsmarkt 
geführt.

Angesichts der aktuell her-
ausfordernden wirtschaftlichen 
und weltpolitischen Rahmenbe-
dingungen rechnet die LBS Süd 
für das Geschäftsjahr 2025 mit 
einem Neu- und einem Finan-
zierungsgeschäft, das sich etwa 
auf Höhe des Vorjahres bewe-
gen wird. r

LfA-Förderbilanz 2024:

Mittelstand investiert 
trotz herausfordernder 

Umstände
2024 war für die LfA Förderbank Bayern ein verhaltenes Förder-
jahr. Das Kreditvolumen für die Unternehmen und Kommunen 
in Bayern lag insgesamt bei knapp über 1,7 Milliarden Euro. Da-
von wurden 1,35 Milliarden im Rahmen des Kerngeschäfts der 
LfA, den programmgebundenen Förderkrediten, vergeben – ge-
genüber dem Vergleichswert aus dem Vorjahr ist das ein Rück-
gang um 15,5 Prozent. Insgesamt haben über 3.500 Unterneh-
men und Kommunen im vergangenen Jahr auf Angebote der LfA 
zurückgegriffen.

Dabei führten vor allem die 
durch die herausfordernde kon-
junkturelle Lage bedingte Inves-
titionszurückhaltung und ein 
hoher EU-Referenzzinssatz zu 
einer gegenüber dem Jahr zu-
vor insgesamt rückläufigen För-
dernachfrage 2024. Die Sen-
kung des EU-Referenzzinssatzes 
zu Jahresbeginn macht Förder-
kredite jetzt wieder attraktiver 
und dürfte sich positiv auf die 
Fördernachfrage auswirken. Be-
reits gegen Jahresende ging der 
Trend wieder nach oben. Die 
Fördernachfrage in den letzten 
beiden Quartalen war im Jah-
resverlauf am höchsten. Über 
das gesamte Jahr 2024 hinweg 
stabil entwickelt hat sich insbe-
sondere die Gründungsförde-
rung. Im Vergleich zu 2023 gab 
es dabei einen leichten Anstieg 
der Darlehenszusagen auf über 
470 Millionen Euro. Mehr als 40 
Prozent davon flossen in die Fi-
nanzierung von Unternehmens-
nachfolgen.

Zuwachs beim  
Innovationskredit 4.0

Einen Zuwachs um über 7 Pro-
zent gab es auch beim Innovati-
onskredit 4.0, dem Spezialkre-
dit der LfA zur Innovationsför-
derung. Diese Förderdarlehen 
von insgesamt knapp 200 Milli-
onen Euro haben knapp 500 Un-
ternehmen in erster Linie zur Fi-
nanzierung von Innovations- 
und Digitalisierungsvorhaben 
genutzt. Mit einem Zusagevo-
lumen von knapp 550 Millionen 
Euro lag ein weiterer Schwer-
punkt der LfA-Förderung 2024 
auch wieder auf der Finanzie-
rung von Wachstums- und Mo-
dernisierungsmaßnahmen.

Nachdem das Förderangebot 
der LfA bereits 2024 an meh-
reren Stellen optimiert wur-
de, sind für dieses Jahr deutli-
che Erweiterungen geplant: So 
werden die Darlehenshöchstbe-
träge bei Förderkrediten deut-

lich erhöht, die Risikoentlastun-
gen aufgestockt und der Antrag-
stellerkreis in vielen Förderpro-
grammen deutlich vergrößert.

Mut zur Veränderung

Bayerns Wirtschaftsminister 
und LfA-Verwaltungsratsvorsit- 
zender Hubert Aiwanger zur 
LfA-Förderbilanz 2024: „Unter-
nehmen und Kommunen, die 
im vergangenen Jahr Förderun-
gen in Anspruch genommen ha-
ben, zeigen den Mut zur Verän-
derung und investieren – ge-
nau das, was wir heute brau-
chen. Gleichzeitig macht die 
rückläufige Nachfrage deutlich, 
wie herausfordernd die aktu-
elle Investitionslage ist. Damit 
Bayern auch weiterhin Spitzen-
reiter bleibt, bauen wir das Un-
terstützungsinstrumentarium 
der LfA deutlich aus. Ein Bei-
spiel dafür ist die angestoßene 
VC4Start-ups-Initiative, mit der 
wir neue Fondsgenerationen 
für Start-ups ins Leben rufen. 
Durch den Ausbau wird die LfA 
künftig noch mehr Unterneh-
men attraktive Finanzierungslö-
sungen bieten können.“

Attraktive Förderangebote

Dr. Bernhard Schwab, Vor-
standsvorsitzender der LfA: „Die 
zahlreichen Unsicherheiten ha-
ben 2024 viele Unternehmen 
bei ihren Investitionsentschei-
dungen zögern lassen. Erfreuli-
cherweise konnten wir mit unse-
ren Förderangeboten trotzdem 
mit dazu beitragen, dass insbe-
sondere das Gründungsgesche-
hen in Bayern nicht nachgelas-
sen hat. Auch mit Blick auf die 
mittlerweile günstigere Entwick-
lung des EU-Referenzzinssatzes 
sowie den anstehenden Ausbau 
des LfA-Förderangebots setzen 
wir darauf, dass in diesem Jahr 
die Förderzahlen und damit das 
Investitionsgeschehen auch ins-
gesamt wieder steigen.“ r

Bayerns Finanzpolitik 
erhält erneut Spitzenrating

„Wir führen unsere Finanzpolitik in Bayern auf Spitzenniveau fort. 
Der Freistaat erhält dafür auch 2025 von Standard & Poor’s er-
neut das Bestenrating ‚AAA/A-1+‘ mit stabilem Ausblick. Die re-
nommierte Ratingagentur bewertet damit Bayerns Haushaltsfüh-
rung und Finanzpolitik weiterhin auf der höchstmöglichen Stufe“, 
betonte Finanz- und Heimatminister Albert Füracker anlässlich 
der Veröffentlichung des aktuellen Ratingberichts.

„Das Rating zeigt: Trotz der 
Vielzahl an Herausforderungen 
und Unsicherheiten in Deutsch-
land, insbesondere auf Bundese-
bene, bleibt Bayerns Ruf als Ga-
rant für politische und finanzielle 
Stabilität ungebrochen. Der Frei-
staat steht seit jeher für finanz-
politische Stabilität. Mit seriö-
ser Planung, zielgerichteter Pri-
orisierung und effizientem Haus-
haltsvollzug werden wir auch 
künftig die Weichen für eine at-
traktive, prosperierende und 
generationengerechte Zukunft 
stellen“, so Füracker weiter.

Nach Angaben des Finanzmi-
nisteriums beruht das Spitzen-

rating für Bayern insbesondere 
auf den stabilen politischen  
Rahmenbedingungen, dem so-
liden Finanzmanagement sowie 
der nach wie vor widerstands-
fähigen Wirtschaft im Frei-
staat. Zudem ist auch die star-
ke Liquiditätslage und niedri-
ge Verschuldung im nationalen 
wie auch internationalen Ver-
gleich ein wesentlicher Faktor. 
Standard & Poor’s gehört zu 
den weltweit führenden Rating- 
agenturen, die jährlich Wirt-
schaftsunternehmen, Banken, 
Staaten und Länder hinsichtlich 
ihrer Bonität analysieren und 
bewerten. r

Münchener Hypothekenbank:

Hypothekenpfandbrief 
setzt Akzente am Kapitalmarkt
Die erste Benchmark-Emission der Münchener Hypothe-
kenbank in diesem Jahr stieß auf eine sehr große Nachfra-
ge bei den Investoren. Der Hypothekenpfandbrief mit einem 
Volumen von 500 Mio. Euro hat eine Laufzeit von zehn Jah-
ren und einen Kupon von 2,75 Prozent. Das Orderbuch wur-
de bei einem Gesamtvolumen von rund 930 Mio. Euro ge-
schlossen.

Das starke Investoreninteresse spiegelt sich auch in der 
Preisgestaltung wider: Die Emission wurde mit 49 Basis-
punkten über Swap-Mitte angekündigt, jedoch mit ei-
nem Spread von 44 Basispunkten über Swap-Mitte bege-
ben. Insgesamt wurden 45 Orders aus acht Staaten einge-
reicht. Der regional größte Anteil des Emissionsvolumens 
kam mit über 80 Prozent aus Deutschland, gefolgt von Süd- 
europa sowie Investoren aus Österreich und der Schweiz. 
Größte Investorengruppe waren mit 77 Prozent des Emis- 
sionsvolumens Banken.

„Das begrenzte Angebot an Pfandbriefen in den letzten 
Wochen eröffnete ein günstiges Zeitfenster für die Plat-
zierung einer zehnjährigen Anleihe, die hervorragend in 
unser Fälligkeitsprofil auf der Passivseite passt“, sagte 
Rafael Scholz, Leiter Treasury der Münchener Hypothe-
kenbank.

Die Transaktion begleiteten BNP Paribas, Commerzbank, 
DZ Bank, Landesbank Baden-Württemberg, NORD/LB und 
UniCredit. Die Ratingagentur Moody’s bewertet Hypothe-
kenpfandbriefe der Münchener Hypothekenbank mit der 
Höchstnote Aaa. r
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Es geht um viel mehr 
als nur die Mehrwertsteuer

Bezirkstagspräsident Dr. Olaf Heinrich diskutiert neue Ansätze  
mit Dehoga-Bezirkschefin Rose Marie Wenzel

Mainkofen. Vereinsheime, Bürgerhäuser und die zunehmende 
Zahl an Firmenkantinen setzen der Gastronomie in Niederbayern 
zu. Mit dem Rückgang geht nicht nur ein großes Stück an Lebens-
qualität in den Ortschaften verloren, die langfristigen Auswir-
kungen gehen weit darüber hinaus – und viele Folgen sind noch  
gar nicht abzuschätzen.

Um über dieses Thema zu 
sprechen und einen neuen Vor-
schlag zu diskutieren, suchte Be-
zirkstagspräsident Dr. Olaf Hein-
rich kürzlich das Gespräch mit 
Rose Marie Wenzel. Sie betrieb 
nicht nur viele Jahre das Ruder-
haus und das Café Wiedemann 
in Deggendorf (wo sie zu Spit-
zenzeiten 75 Mitarbeiter be-

häuser kaum mehr halten kön-
nen.

Seit einigen Jahren stellt die 
Dehoga-Bezirksvorsitzende ei-
nen weiteren Trend fest: „Nun 
werden leerstehende Wirtshäu-
ser mit hohen staatlichen Förder-
quoten zu Bürgerhäusern umge-
baut. Damit die Gemeinde einen 
passenden Betreiber findet, wird 

tinen einrichten, was wieder-
um die Gastronomiebetriebe 
schwächt. „Es gibt Modelle, bei 
denen der Arbeitgeber bewusst 
auf eine Kantine verzichtet und 
stattdessen seinen Mitarbeitern 
Essensgutscheine für die lokale 
Gastronomie anbietet“, erklär-
te er und bat Rose Marie Wenzel 
um eine Einschätzung, ob dies 
aus ihrer Sicht sinnvoll ist. 

Prinzipiell befürwortet sie 
solch ein Modell, gibt jedoch 
zu bedenken, dass mittlerweile 
die Wege zwischen Firmen und 
Wirtshäusern länger geworden 
sind, weil sich vor allem größe-
re Unternehmen außerhalb der 
Zentren ansiedeln. „Da die Men-
schen aber gerade in der Mittags-
pause wenig Zeit haben, würde 
sich hier eher eine Belieferung 
anbieten, als die Einkehr vor Ort.“ 

Marktverzerrende Wirkung

Manche Kantinen bieten ihr 
sehr günstiges Essen aber nicht 
nur für die eigenen Mitarbei-
ter an, sondern öffnen sich auch 
für die Öffentlichkeit. Dies zu än-
dern, wäre schon mal ein erster 
Schritt. „Ein Mittagessen für 4,50 
Euro ist hoch subventioniert, da 
kann ein Wirt einfach nicht mit-
halten. Es muss nicht sein, dass 
Kantinen öffentlich zugänglich 
sind.“ Dass dies teilweise in öf-
fentlichen Behörden der Fall sei, 
habe ebenfalls eine marktverzer-
rende Wirkung.

Für die Gastronomie geht es 
um weit mehr als nur um die 
Senkung der Mehrwertsteuer, 
da waren sich beide einig. „In 
den vergangenen Jahren gab es 
für sehr viele Vorhaben staat-
liches Geld, nun sehen wir die 
Leistungsfähigkeit des Staates 
gefährdet und es ist Zeit, bei den 
Subventionen den Rotstift anzu-

Bund der Steuerzahler in Bayern:

Kritik an geplantem 
Schulden-Exzess des Bundes
Der Bund der Steuerzahler in Bayern kritisiert die Pläne der 
Union und SPD, neue Schulden von 500 Mrd. Euro für Infra- 
strukturmaßnahmen aufzunehmen sowie die geplante Aus-
nahme von der Schuldenbremse auf das Heftigste: „Zur  
Erinnerung: Alles was über 1 Prozent des BIP für die Vertei-
digung ausgegeben wird, soll nicht mehr unter die Schulden-
bremse fallen, dies sogar ohne Obergrenze. Experten spre-
chen hier von 400 Mrd. bis 1.000 Mrd. Euro! Das, was jetzt 
im Raum steht und ab dieser Woche im Bundesrat verhan-
delt wird, ist ein wahrer Schuldenexzess“, teilt der BdSt mit. 

„Man sollte sich dabei nicht vom zeitlichen Horizont von 
fünf Jahren täuschen lassen, denn am Schluss droht uns al-
leine beim Bund durch diese Sonderschulden ein zusätzlicher 
Schuldenberg in Billionenhöhe! Es ist deshalb höchste Zeit, 
das Kind beim richtigen Namen zu nennen: Es sind ‚Sonder-
schulden‘ und kein ‚Sondervermögen‘, unterstreicht Steuer-
zahlerpräsident Rolf von Hohenhau.

Die Schuldenbremse sei eines der elementaren Wahl-
kampfthemen gewesen. Die Bürger hätten sich für deren Bei-
behaltung ausgesprochen. Dies nun zu hintergehen, wäre aus  
Sicht des Steuerzahlerbundes ein klarer Bruch eines Wahl-
versprechens. Präsident von Hohenhau weiter: „Die geplan-
te Verschuldung ist exorbitant, gefährdet die finanzielle Sta-
bilität und nimmt uns die Handlungsfähigkeit in der Zukunft. 
Ich warne deshalb ausdrücklich vor diesen langfristigen Zins-
lasten und potenziellen Steuererhöhungen. Statt neuer Schul-
den sollten Einsparungen und effizientere Investitionen prio-
risiert werden. Bürokratische Hürden verzögern Infrastruktur-
projekte, daher braucht es ein ‚Investitionsbeschleunigungs-
gesetz‘.“

Der Bund der Steuerzahler zeigt sinnvolle Gegenvorschlä-
ge auf: Einsparungen und Umschichtungen im Haushalt, die 
Privatisierung von Bundesvermögen und Nutzung von Goldre-
serven könnten Alternativen sein. Eine gemeinsame EU-Ver-
teidigungspolitik könnte Kosten senken. Die militärische Effizi-
enz sollte gesteigert werden, statt nur auf teure Waffensyste-
me zu setzen. Ukraine-Hilfen sollten stärker konditioniert und 
mit Gegengeschäften verknüpft werden. Transparenz und kla-
re Tilgungspläne seien essenziell, um finanzielle Nachhaltig-
keit zu gewährleisten. Ein Politikwechsel sei notwendig, um 
langfristige wirtschaftliche Stabilität zu sichern.
Weitere Vorschläge siehe: https://steuerzahler.de/bay-
ern/presseinbayern/news/statement-zum-geplanten-schul-
denpaket-der-groko/ r

setzen“, ist Olaf Heinrich über-
zeugt. Auch Rose Marie Wen-
zel plädiert dafür, dass die Poli-
tik den Menschen wieder mehr 
die Möglichkeit geben solle, 
sich selbst zu entfalten und et-
was zu erwirtschaften. „Dann flo-
riert auch die Wirtschaft“, ist sie 
überzeugt.

Die Zeit drängt jedenfalls, denn 
die Gastronomie ist ein zentraler 
Hebel, um den ländlichen Raum 
attraktiv zu halten. Die Auswir-
kungen fehlender Einkehrmög-
lichkeiten in den Ortschaften auf 
den Tourismus seien noch gar 
nicht abschätzbar. Genauso sieht 
Heinrich die Funktion von Wirts-
häusern als traditionellem Be-
gegnungsort. „Wo diese immer 
häufiger fehlen und die Men-
schen sich in ihren unterschied-
lichen Meinungen und Biografi-
en nicht mehr begegnen können, 
wird auch die Demokratie zu-
nehmend gefährdet.“ Noch dazu 
kommt, dass die Attraktivität der 
Innenstädte weiter leiden wird, 
wenn es dort immer weniger 
gastronomische Angebote gibt. 
„Welchen Vorteil hat dann ein 
Büro in der Innenstadt noch?“, 
stellte Heinrich in Frage. „Leben-
dige Ortskerne sind ohne Gastro-
nomie nicht vorstellbar.“

Die Auswirkungen für einzel-
ne Orte und ganze Regionen sei-
en sehr bedenklich, darin waren 
sich beide einig und Rose Marie 
Wenzel bedankte sich beim Be-
zirkstagspräsidenten für den An-
stoß, einen Bewusstseinswan-
del auf verschiedenen Ebenen 
einzuleiten: „Denn es geht um 
viel mehr als nur die Mehrwert-
steuer – es geht um Lebensquali-
tät und Stadtentwicklung bis hin 
zum Erhalt unserer Demokratie.“ 
Der Bezirkstagspräsident ergänz-
te: „Und es geht auch um die 
Rückkehr oder die Stärkung des 
Leistungsprinzips.“ r

Bezirkstagspräsident Dr. Olaf Heinrich mit Rose Marie Wenzel.
 Bild: Bezirk Niederbayern, Manuela Lang

schäftigte), sondern ist auch seit 
fast 30 Jahren Bezirksvorsitzen-
de des Dehoga (Bayerischen Ho-
tel- und Gaststättenverband) in 
Niederbayern. 

„Seit ich Bezirksvorsitzende 
bin, hat die Staatsregierung im-
mer mehr Vereinsheime geför-
dert – mittlerweile in einem Aus-
maß, dass es in manchen Orten 
mehrere Vereinsheime gibt, aber 
keinen Wirt mehr“, blickt Wenzel 
zurück. Die Folgen seien im länd-
lichen Raum auch in den Nach-
barorten spürbar, wo sich Wirts-

die Pacht niedrig angesetzt, was 
wiederum den Wettbewerb ver-
zerrt.“ Auch Olaf Heinrich sieht 
die Förderung von Bürgerhäu-
sern skeptisch. „Das macht dort 
Sinn, wo sich die Bürger selbst 
mit Anteilen etwa in Form einer 
Genossenschaft einbringen und 
das Haus dann auch wirklich be-
lebt ist.“ Es sei aber nicht in je-
dem Fall eine wirklich intensive 
Nutzung zu verzeichnen.

Folgenreich ist aus Sicht von 
Heinrich auch, dass immer mehr 
Firmen für ihre Mitarbeiter Kan-

BayernLB-Jahresergebnis 2024 
übertrifft das Vorjahr 

Mit solider Eigenkapitalausstattung für herausforderndes Umfeld gerüstet

Die BayernLB hat auf Basis vorläufiger Ergebniszahlen im Jahr 2024 
ein Ergebnis vor Steuern von 1.579 Mio. Euro erreicht und damit das 
Vorjahr leicht übertroffen (Vj.: 1.441 Mio. Euro). Zum Jahresergebnis 
haben alle Segmente einen positiven Ergebnisbeitrag geleistet.

„Das Jahresergebnis 2024 ha-
ben wir mit einem ausgewoge-
nen Geschäftsmodell und un-
serer starken Tochter DKB er-
zielt. Hilfreich dabei war für uns 
wie für die gesamte Branche der 
Rückenwind aus der Zinssitua-
tion. Mit unserer soliden Kapi-
talausstattung von mehr als 18 
Prozent gehen wir gut gerüstet 
in geopolitisch und konjunktu-
rell herausfordernde Zeiten und 
bleiben als verlässlicher Partner 
an der Seite unserer Kunden“, so 
Stephan Winkelmeier, CEO der 
BayernLB.

Der Zinsüberschuss des Bay-
ernLB-Konzerns lag bei 2.720 
Mio. Euro (Vj.: 2.919 Mio. Eu-
ro), wobei der Wert wesentlich 
durch das Einlagengeschäft der 
DKB begünstigt war. Der Provi-
sionsüberschuss stieg auf 531 
Mio. Euro (Vj.: 473 Mio. Eu-
ro) und war geprägt durch Er-
träge aus dem Kartengeschäft 
der DKB, dem Kreditgeschäft 
im Konzern sowie dem Fonds-
geschäft der Asset-Manage-
ment-Gesellschaften.

Aufgrund der anhaltenden 
konjunkturellen Schwäche ins-
besondere im Heimatmarkt 
Deutschland sowie der zöger-
lichen Entwicklung auf den Im-
mobilienmärkten bildete der 
BayernLB-Konzern mit -491 Mio. 
Euro deutlich mehr Risikovor-
sorge als im Vorjahr. Bei der Bay-

ernLB wurde Risikovorsorge vor 
allem im Geschäftsfeld Immobi-
lien gebildet, was im Wesentli-
chen auf Einzelfälle bei Projekt-
entwicklungen in Deutschland 
und Bestandsbüroimmobilien in 
den USA zurückzuführen ist. Zu-
führungen bei der DKB betrafen 
sowohl den Bereich „Privatkun-
den“ als auch Einzelfälle im Be-
reich „Geschäftskunden“. Die 
NPL-Quote, die den Anteil not-
leidender Kredite am Gesamt-
kreditvolumen abbildet, erhöh-
te sich dadurch auf 1,2 Prozent 
(Vj.: 0,9 Prozent).

Das Fair-Value-Ergebnis stieg 
auf 360 Mio. Euro (Vj.: 226 Mio. 
Euro) und war unter anderem 
geprägt vom Geschäft mit Emis-
sionszertifikaten und mit Edel-
metallen. Die sonstigen Ergeb-
nisbestandteile betrugen 159 
Mio. Euro (Vj.: -159 Mio. Euro) 
und wurden von außerordentli-
chen Ergebniseffekten, u.a. Bei-
tragserstattungen und Rück-
stellungsauflösungen, begüns-
tigt. Das negative Ergebnis im 
Vorjahr ging insbesondere auf 
Belastungen aus dem Abbau 
von Non-Core Portfolien sowie 
aus Wertpapier- und Zinssiche-
rungsgeschäften aufgrund des 
Zinsanstiegs zurück.

Der Verwaltungsaufwand des 
BayernLB-Konzerns blieb mit 
1.602 Mio. Euro stabil (2023: 
1.617 Mio. Euro). Die Aufwän-

de aus Bankenabgabe und Ein-
lagensicherung reduzierten sich 
im Konzern auf 51 Mio. Euro 
(Vj.: 128 Mio. Euro). Dies ent-
spricht den Pflichtbeiträgen 
zur Einlagensicherung i.H.v. 51 
Mio. Euro (Vj.: 58 Mio. Euro), da 
durch das bereits geleistete Bei-
tragsvolumen die Bankenabga-
be wegfiel.

Die Bilanzsumme des Bayern-
LB-Konzerns lag bei 267,7 Mrd. 
Euro (31.12.2023: 273,4 Mrd. 
Euro). Die risikogewichteten Ak-
tiva (RWA) stiegen aufgrund von 
strategischem Wachstum und 
vor dem Hintergrund der kon-
junkturellen Entwicklung auf 
70,0 Mrd. Euro (31.12.2023: 
64,5 Mrd. Euro).

Der Konzern verfügt mit einer 
CET1-Quote von 18,6 Prozent 
(31.12.2023: 19,3 Prozent) wei-
terhin über eine auch im Bran-
chenvergleich solide Kapitalaus-
stattung.

Die Cost-Income-Ratio (CIR) 
verbesserte sich im Jahr 2024 
auf 42,5 Prozent (Vj.: 46,8 Pro-
zent), während die Eigenkapital-
rentabilität (RoE) 12,8 Prozent 
betrug (Vj.: 12,7 Prozent).

Für das Jahr 2025 erwartet 
der BayernLB-Konzern ein Er-
gebnis vor Steuern von mehr als 
einer Milliarde Euro. Die Prog-
nose ist angesichts hoher geo-
politischer Risiken sowie der In-
flations- und Zinsentwicklung 
mit einem erhöhten Maß an Un-
sicherheit behaftet.

Weitere Details werden im Rah-
men der Bilanzpressekonferenz 
am 11. April veröffentlicht. r
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Bayerische Sparkassen 2024:

Jahr der Normalisierung 
und Stabilität

Vergangenes Jahr haben die 56 bayerischen Sparkassen ihre Er-
träge weiter stabilisiert. „Damit können sie ihre Rolle als Finan-
zierungspartner Nummer eins in den bayerischen Regionen wei-
terhin zuverlässig ausfüllen“, stellte Matthias Dießl, Präsident des 
Sparkassenverbands Bayern, bei der Präsentation der Geschäfts-
ergebnisse 2024 in München fest.

Nachdem der massive Einla-
genzustrom der Negativzinsjah-
re 2023 unterbrochen wurde, 
nahmen die Einlagen 2024 ins-
gesamt wieder um 3,6 Prozent 
auf 203,4 Mrd. Euro zu. Über 80 
Prozent davon kommen von pri-
vaten Kunden, die sogar 3,9 Pro-
zent mehr bei ihren Sparkassen 
einlegten und jetzt für einen Ein-
lagenbestand von 154,9 Mrd. 
Euro stehen. Dießl zeigte sich er-
freut, dass die Menschen ihrer 
Sparkasse wieder deutlich mehr 
Anlagen anvertrauen: „Das sind 
Mittel aus der Region, die wir 
wieder in der Region für Kredite 
einsetzen. Damit bleibt der regi-
onale Geldkreislauf in Schwung.“

Ein Großteil der Einlagen floss 
in Termingelder und Eigenemissi-
onen (Festgeld, Spareinlage und 
Sparbrief), doch auch die Sicht-
einlagen stiegen wieder leicht an 
(2024: +1,9 Prozent, 2023: -12,1 
Prozent). Spareinlagen hingegen 
wurden auch 2024 wieder redu-
ziert (-3,3 Mrd. Euro), allerdings 
nicht mehr im selben Ausmaß 
wie 2023 (-7,1 Mrd. Euro).

Zuwachs beim 
Wertpapiergeschäft 

Fortgesetzt hat sich auch das 
Wachstum des Wertpapierge-
schäfts: Der Umsatz im Kunden-
wertpapiergeschäft stieg um 
22,3 Prozent auf 36,6 Mrd. Eu-
ro. Gehandelt wurden vor al-
lem festverzinsliche Wertpa-
piere und erstmals wieder ver-
mehrt Investmentfonds (+37,9 
Prozent). Trotz hoher Lebenshal-
tungskosten bildeten die Kun-
den im vergangenen Jahr 9,5 
Mrd. Euro an neuem Geldver-
mögen, davon 8,1 Mrd. bei pri-
vaten Kunden (+248 Prozent). 
Der Einlagenüberhang der bay-
erischen Sparkassen wuchs 2024 
auf nunmehr 32 Mrd. Euro. Da-
mit konnten sie auch im dritten 
Jahr nach der Zinswende wieder 

steigende Zinserträge erzielen.
Der Kreditbestand nahm leicht 

zu (+0,9 Prozent auf 171,8 Mrd. 
Euro), aufgrund der wirtschaft-
lichen Stagnation in Deutsch-
land gehört das Kreditjahr 2024 
aber mit dem vorigen zu den 
schwächsten der vergangenen 
15 Jahre. Die Zinswende in 2022 
und die wirtschaftliche Unsi-
cherheit im Jahr darauf hatten 
zu geringerer Darlehensnachfra-
ge geführt, was zusammen mit 
anstehenden Tilgungen ein ver-
langsamtes Wachstum im Kre-
ditbestand nach sich zieht.

Das Kreditneugeschäft erhol-
te sich 2024 leicht: Nach einem 
Einbruch um knapp ein Drit-
tel (-32,2 Prozent) im Jahr 2023 
wuchsen die Darlehenszusagen 
ausgehend von diesem niedri-
gen Niveau um 7,3 Prozent. Die 
Darlehenszusagen an Unterneh-
men und Selbstständige, die 
über die Hälfte der Neukredite 
ausmachen, nahmen dabei um 
nur 0,2 Prozent zu, sie betrugen 
14 Mrd. Euro. Im Neugeschäft 
mit privaten Kunden zeigt sich 
hingegen ein Zuwachs von 20,7 
Prozent (2023: -41,6 Prozent).

Trendwende im 
Immobiliengeschäft

Eine leichte Trendwende er-
lebte 2024 das Immobilienge-
schäft der bayerischen Spar-
kassen: Ausgehend vom niedri-
gen Niveau der Vorjahre (2023: 
-43 Prozent, 2022: -12 Prozent) 
wurden insgesamt 21,7 Prozent 
mehr Wohnungsbaufinanzierun-
gen abgeschlossen als 2023, da-
von fast zwei Drittel von Privat-
kunden. Der größte Teil fließt al-
lerdings nicht in den Neubau, 
sondern in den Erwerb und die 
Sanierung von Immobilien.

SVB-Präsident Dießl zufolge 
„liegt hier eine große gesell-
schaftspolitische Verantwortung 
für die neue Bundesregierung: 

Die Zahl der Baugenehmigungen 
ist 2024 wieder gesunken, mit 
Blick auf den Wohnungsmarkt 
und die Altersvorsorge muss 
die Wohneigentumsquote in 
Deutschland aber steigen. Die 
Förderung des Wohnungsbaus 
und der Abbau von Bürokratie 
sollten weit vorne auf der Agen-
da stehen. Die Standards und 
infolgedessen die Kosten müs-
sen sinken – ein Neubau mit et- 
was geringeren Klimaschutz- 
standards dürfte oft mehr brin-
gen als so mancher wenig sa-
nierter Altbau.“

Nach einem Jahrzehnt der 
Null- bis Negativzinsen stabili-
sierte sich der Zinsüberschuss 
auf einem auskömmlichen Ni-
veau (-1,8 Prozent nach +33 
Prozent in 2023). Das deutliche 
Wachstum im Provisionsüber-
schuss von 6,5 Prozent wurde al-
lein durch einen Anstieg im Ver-
waltungsaufwand verbraucht. 
Die Cost-Income-Ratio stieg 
leicht auf 53,1 Prozent (2023: 
51,2 Prozent). Nicht erreicht 
wurde 2024 mit 2,97 Mrd. Euro 
das 2023 erzielte Betriebsergeb-
nis vor Bewertung in Höhe von 
3,065 Mrd. Euro. Die Bilanzsum-
me erhöhte sich von rund 254,9 
(2023) auf 260,5 Milliarden Euro 
(+ 2,2 Prozent).

Stabile Partner

Matthias Dießl ordnete das 
„gut auskömmliche Ergebnis“ 
als wichtigen Schritt für die kom-
munal getragenen Sparkassen in 
Bayern ein: „Unsere mittelstän-
dischen Kunden müssen wissen, 
dass sie in uns stabile Partner 
haben, die ihnen in Transforma-
tions- und Stagnationszeiten den 
Rücken stärken können. Gerade 
für die kommende Zeit liegt hier 
ein Schwerpunkt unserer Ar-
beit und wir werden diese Auf-
gabe erfüllen.“ Besonders be-
deutsam werde das Ergebnis mit 
Blick auf die finanzielle Resilienz 
und Krisenvorsorge der Sparkas-
sen. Angesichts der aktuellen 
hohen makroökonomischen und 
geopolitischen Unsicherheiten 
hätten auch die BaFin und die 
Deutsche Bundesbank die deut-

schen Kreditinstitute nachdrück-
lich dazu aufgefordert, ihre Wi-
derstandsfähigkeit zu erhalten 
und zu verbessern. Dazu gehöre 
auch, die verbesserte Ertragsla-
ge weiterhin für eine angemes-
sene Risikovorsorge zu nutzen 
und die Mittel nicht anderweitig 
zu verwenden.

Der Aufbau von Eigenkapi-
tal sei daher jetzt schon deshalb 
notwendig, um dem unsicheren 
Marktumfeld – voraussichtlich 
sinkende Zinsergebnisse und re-
zessionsbedingte Kreditausfälle 
– begegnen zu können. Hinzu kä-
men kontinuierlich ansteigende 
bankaufsichtsrechtliche Eigen-
mittelanforderungen wie die Er-
höhung der Kapitalanforderun-
gen durch Basel III/CRR III seit 
Jahresbeginn 2025.

Geringere Kreditvergabe

Die Verschärfungen der Ban-
kenaufsicht belasten laut Dießl 
potenziell die Kreditvergabe, 
denn aufsichtsrechtliche Kapi-
talquoten und die vorgeschrie-
bene Eigenmittelbindung für 
Kredite wirkten sich hier direkt 
aus. Insgesamt würden sie eine 
potenziell geringere Kreditver-
gabe von rund 50 Milliarden Eu-
ro bedeuten. Eigenkapital wer-
de also immer mehr zum Eng-
passfaktor. Deshalb warnte der 
SVB-Präsident: „Vor diesem Hin-
tergrund müssen wir die aktuel-
le Ertragslage dringend zu Stär-
kung des Eigenkapitals nutzen, 
damit wir auch künftig Kredit-
klemmen ausschließen können. 
Sparkassen müssen ihre Rolle als 
stabile und verlässliche Finanz-
partner weiter festigen, sowohl 
für die mittelständische Wirt-
schaft als auch für die Privatkun-
den ihrer Heimatregion.“

Modern, flexibel, nahbar

Dass die bayerischen Spar-
kassen nach wie vor trotz zu-
nehmendem Mobile- und On-
line-Banking modern, flexibel 
und nahbar seien, darauf ver-
wies Stefan Proßer, Vizepräsi-
dent des Sparkassenverbands 
Bayern. Jährlich investierten die 
Kreditinstitute mindestens 50 
Mio. Euro in ihr Geschäftsstel- 
lennetz, für 2025 seien sogar In-
vestitionen von deutlich mehr 
als 70 Mio. Euro geplant. Dazu 
zählten jährlich ca. 10 neu ge-
staltete Geschäftsstellen und 
Beratungscenter, bis zu 10 kom-
plett neue SB-Filialen, Geldauto-
matenstandorte sowie über 20 
Renovierungen bestehender Ge-
schäftsstellen.

Darüber hinaus würden im 
Zahlungsverkehr Innovationen 
vorangetrieben, die ihren Kun-
den zeitgemäße Bezahlverfah-
ren sichern. Als aktuelle Neu-
erung nannte Proßer die Ein-
führung des europäischen Be-
zahlsystems Wero (European 
Payments Initiative), mit dem 
in Echtzeit Geld gesendet und 
empfangen werden kann. Im Ju-
li 2024 wurde Wero für P2P-Zah-
lungen gestartet, zur Jahresmit-
te 2025 ist die Freischaltung wei-
terer Funktionalitäten wie E- 
und M-Commerce geplant. „Mit 

Wero bauen wir bereits ein eu-
ropaweit funktionierendes si-
cheres Zahlungssystem auf“, er-
gänzte Präsident Dießl. „Insofern 
sehen wir keinen Nutzen eines 
Digitalen Euro für Endkunden, 
der letztlich auch nur genauso 
als digitales Zahlungssystem die-
nen würde. Die EZB sollte nicht 
als Aufsicht und Marktteilneh-
merin gleichzeitig agieren.“

Im laufenden Jahr 2025 er-
warten die bayerischen Sparkas-
sen ein stabiles operatives Ge-
schäft. Vor dem Hintergrund der 
Entwicklung der Wirtschaftsla-
ge dürfte allerdings abermals ei-
ne wachsende Risikovorsorge 
erforderlich werden, hob Dießl 
hervor. Nach der Neuwahl des 
Deutschen Bundestags seien 
jetzt verlässliche Rahmenbedin-
gungen und ein politischer Auf-
bruch unabdingbar. Deutschland 
stehe vor großen Aufgaben, die 
nur im engen Schulterschluss 
von Politik, Wirtschaft und Ban-
ken bewältigt werden können.

Regulierung und Bürokratie 
abmildern

„Regulatorische Lasten, die 
unsere Kunden und die Wirt-
schaft insgesamt belasten, ha-
ben immer weiter zugenom-
men. Mit Blick auf unsere Leis-
tungsfähigkeit in Europa und die 
Transformation zu einer nach-
haltigen Wirtschaft fordern die 
bayerischen Sparkassen neue 
Impulse: Regulierung, Bürokra-
tie und die Eigenkapitalunterle-
gung von Krediten müssen über-
dacht und abgemildert werden. 
Denn die EU braucht massiven 
Kapitaleinsatz, um ihren Investi-
tions- und Innovationsrückstand 
gegenüber den USA und China 
aufzuholen. Hierzu können und 
wollen die Sparkassen wesent-
liche Beiträge leisten, brauchen 
aber Bedingungen, die einen 
Vorwärtsschub zulassen“, unter-
strich der SVB-Chef.

Angesichts der aktuellen 
Investitionszurückhaltung der  
Wirtschaft forderte er vor al-
lem einen deutlich spürbaren 
Bürokratieabbau: „Bürokratie 
ist ein echtes Investitionshemm-
nis. Viele Mittelständler wären 
bereit, mehr unternehmerische 
Verantwortung zu übernehmen, 
werden aber durch fesselnde 
Bürokratie am Handeln gehin-
dert. Mittlerweile wird das so-
gar in Brüssel so gesehen, die 
EU-Kommission sieht ein, dass 
sie mit ihrem ‚Mikromanage-
ment‘ zu weit gegangen ist.“

Der Bürokratieaufwand be-
laste Unternehmen und Ver-
braucher gleichermaßen. Gu-
te Chancen für mehr Effizienz 
in der Wirtschaft sieht Dießl  
in der Omnibus-Initiative und  
dem Clean Industrial Deal 
der EU-Kommission: „Bürokratie 
abbau für europäische Unter-
nehmen macht Europa hand-
lungs- und wettbewerbsfähiger. 
Die Initiative kommt spät, aber 
als erster Schritt auf einem kon-
sequenten Weg zur Entlastung 
der Unternehmen ist sie wichtig. 
Die Vereinfachungen sind sicher 
kein Kurzstreckenlauf, dürfen 
aber auch nicht zum Marathon 

werden.“ Der Präsident merk-
te jedoch an, dass es weiterhin 
Handlungsbedarf gibt, um auch 
die Bankenregulierung besser 
mit dem ESG-Regelwerk in Ein-
klang zu bringen.

Dießl betonte, dass die EU- 
Kommission konsequent blei 
ben müsse und die umfangrei-
chen Erleichterungen nun auch 
in der Bankenregulierung Ein-
gang finden müssten: „So ist 
die Umsetzung nicht nur eine 
Frage der Gesetzgebung, son-
dern insbesondere der Banken-
aufsicht, deren Interpretation 
und Anwendung vor Ort in den 
Prüfungen. Andernfalls droht 
die Umsetzung der hohen Do-
kumentationspflichten unseres 
Mittelstands indirekt über die 
Anforderungen an die Kredit-
wirtschaft und deren Weiterga-
be an die Kunden.“

Private Altersvorsorge

Mit Blick auf die demografi-
sche Entwicklung plädierte Dießl 
für eine Reform der privaten Al-
tersvorsorge. Mit einem staat-
lich geförderten privaten Al-
tersvorsorgedepot, das es Bür-
gern ermögliche, kostengünstig 
in verschiedene Anlageformen 
zu investieren, könnten gleich-
zeitig die Kapitalmarktkultur in 
Deutschland gestärkt und Mit-
tel für private Investitionen auf-
gebaut werden. Da das pAV-Re-
formgesetz jedoch völlig auf Eis 
liege, sollte die Gesetzesidee 
schnellstmöglich wieder aufge-
griffen werden, um die steuer-
lich geförderte private Alters-
vorsorge langfristig auf ein sta-
biles Fundament zu stellen. 
Hinzukommen sollten weitere 
steuerliche Erleichterungen und 
speziell auch die staatliche För-
derung privaten Wohneigen-
tums.

EDIS-Vergemeinschaftung

Erneut griff Dießl auch die 
Haltung der deutschen Regio-
nalbanken zu einer Vergemein-
schaftung der Europäischen Ein-
lagensicherung auf: „Wir wer-
den nicht müde zu betonen, 
dass eine Vergemeinschaftung 
der EU-Einlagensicherung (EDIS) 
und damit vergemeinschaftete 
Risiken zu falschen Anreizen und 
einer Destabilisierung führt. Die-
se Haftungsgemeinschaft würde 
auch zu einer Einschränkung der 
Kreditvergabemöglichkeiten der 
Regionalbanken führen.“

Die nationalen und als Ein-
lagensicherungssysteme aner-
kannten Institutssicherungssys-
teme der Regionalbanken ver-
hinderten Abwicklungen und 
griffen, bevor europäische Mit-
tel eingesetzt werden müssen. 
Weder ein europäisches Einla-
gensicherungssystem noch ein 
Abwicklungsregime (CMDI) kä-
men damit bei Sparkassen zum 
Tragen, machte Dießl deutlich 
und forderte: „Aufgebaute Mit-
tel müssen im nationalen Sys-
tem bleiben, um die dezentrale 
Struktur zu stärken, denn Spar-
kassen sind ein unverzichtba-
rer Teil der kommenden Savings 
and Investments Union!“ DK

200 Jahre 
Sparkasse Amberg-Sulzbach

Festakt mit Ministerpräsident Dr. Markus Söder

Unter dem Motto „200 Jahre mehr als nur Knete“ feierte die Spar-
kasse Amberg-Sulzbach ihr Jubiläum. Ehrengast war Bayerns Mi-
nisterpräsident Markus Söder. Er würdigte die Sparkassen als die 
Bank für den Mittelstand und hob die Bedeutung der Wirtschaft 
für das Land hervor: „Wenn der Wohlstand wackelt, wackelt die 
Demokratie schneller als wir denken“, betonte Söder.

Grundprinzip der Solidität

Nach seinen Worten stehen 
Sparkassen für das „Grundprin-
zip der Solidität“. Ihre regiona-
le Verankerung sichere die Nä-
he zu Sparern und Unterneh-
men. Durch das soziale Engage-
ment unterstützten Sparkassen 
die Entwicklung der Region. Die 
Anbindung an den ländlichen 
Raum sei dabei besonders ent-
scheidend. Sparkassen seien ge-
prägt von Mittelstand, Hand-
werk, Handel und Familienbe-
trieben. Wie man bezahlt, sei 
eine Form von Freiheit – und da-
zu gehöre auch Bargeld. „Es soll 
als Zahlungsmittel erhalten blei-
ben“, machte Söder deutlich.

„Wir stehen für Vertrauen, 
Stabilität, Gemeinschaft und ei-
ne bunte Geschichte“, erklärte 
Thomas Pickel, Vorstandsvor-
sitzender der Sparkasse Am-
berg-Sulzbach. Vorstandsmit-
glied Sonja Kalb ergänzte: „Un-
sere Sparkasse hat es sich seit 

jeher zur Aufgabe gemacht, für 
die Menschen in der Region da 
zu sein – als verlässliche Part-
nerin, Förderin und Begleiterin. 
Gemeinsam haben wir es ge-
schafft, aus regionalen Wurzeln 
eine starke Basis für Innovation 
und Fortschritt zu schaffen. Mit 
diesem Fundament blicken wir 
voller Zuversicht in die Zukunft 
und freuen uns darauf, unsere 
Heimat weiterhin aktiv mitzuge-
stalten.“

Bewährtes 
Universalkreditinstitut

Seit 1825 hat sich die Sparkas-
se Amberg-Sulzbach behauptet  
und bewährt. Längst ist aus 
dem „Einmannbetrieb“ ein mo-
dernes und leistungsfähiges Fi-
nanzunternehmen entstanden. 
Die Geschäfte haben sich von 
der bloßen Entgegennahme von 
Spareinlagen zu denen eines 
weit gefächerten Universalkre-
ditinstitutes erweitert.

Die drei Sparkassen in der Re-
gion – Stadtsparkasse Amberg, 
Kreissparkasse Amberg sowie 
Stadt- und Kreissparkasse Sulz-
bach-Rosenberg – wurden im 
frühen 19. Jahrhundert gegrün-
det, um Menschen aus allen 
Gesellschaftsschichten Zugang 
zu finanzieller Sicherheit und 
Wohlstand zu ermöglichen. Be-
sonders im Zuge der Industri-
alisierung gegen Ende des 19. 
Jahrhunderts wuchs die Bedeu-
tung der Sparkassen. Ziel war 
es, Sparmöglichkeiten für breite 
Bevölkerungskreise zu schaffen 
und wirtschaftliche Eigenver-
antwortung zu fördern. Dabei 
standen Gemeinwohlorientie-
rung und regionale Verbunden-
heit im Mittelpunkt.

Die Stadtsparkasse Amberg, 
damals noch „Amberger Spar-
kasse“, wurde am 03.02.1825 
eröffnet, nachdem deren Errich-
tung am 23.12.1824 vom Magis-
trat der Stadt Amberg bekannt-
gegeben wurde. Im Laufe der 
Jahre eröffnete die Stadtspar-
kasse Amberg sechs Zweigstel-
len und unterhielt bereits Ende 
der 1980er Jahre eine SB-Spar-
kasse im Meister-Einkaufszen- 
trum.

Die Statuten der Kreissparkas-

se Amberg, damals noch „Be-
zirkssparkasse“, wurden am 
17.05.1843 genehmigt. Die Er-
öffnung fand vermutlich im De-
zember 1843 statt. Im Laufe der 
Zeit kamen 17 Zweigstellen hin-
zu.

Gemeinwohlorientierung 
und regionale Verbundenheit

Die Stadt- und Kreissparkas-
se Sulzbach-Rosenberg, frü-
her auch „Stadtsparkasse“ und 
„Stadt- und Bezirkssparkasse“ 
genannt, wurde am 14. oder 
21. November 1825 ihrer Be-
stimmung übergeben. Im Unter-
schied zur Stadtsparkasse Am-
berg waren in Sulzbach nur die 
„minderbemittelten Einwohner- 
klassen“ und Kinder der „hiesi-

gen Einwohner“ zur Sparkasse 
zugelassen. Im Laufe der Jahre 
eröffnete die Stadt- und Kreis-
sparkasse Sulzbach-Rosenberg 
13 Zweigstellen und unterhielt 
zusätzlich eine fahrbare Filiale, 
mit der man 29 Ortschaften des 
Geschäftsbezirks bediente.

Fusion

Am 01. Mai 1994 fusionier-
ten die Stadtsparkasse Amberg, 
die Kreissparkasse Amberg, die 
Stadt- und Kreissparkasse Sulz-
bach-Rosenberg und deren 
Gewährträger, der Landkreis 
Amberg-Sulzbach, die Stadt 
Amberg und die Stadt Sulz-
bach-Rosenberg, zur Sparkas-
se Amberg-Sulzbach. Ziel war 
es, die Kräfte zur Bewältigung 

von Zukunftsaufgaben zu bün-
deln und die nachhaltige Versor-
gung der Bevölkerung, der hei-
mischen Wirtschaft, des Hand-
werks, des Handels, der Land-
wirtschaft, der Industrie und 
der freien Berufe mit geld- und 
finanzwirtschaftlichen Leistun-
gen durch eine vereinte, örtlich 
verwurzelte Sparkasse zu festi-
gen.

Gleichzeitig fördert die Spar-
kasse Amberg-Sulzbach nicht 
nur das wirtschaftliche Leben, 
sondern engagiert sich auch im 
sozialen, kulturellen und sport-
lichen Bereich. „Die Nähe der 
Sparkasse zu ihren Kunden und 
ihre Verbundenheit mit der Re-
gion waren, sind und bleiben ih-
re Stärke“, heißt es auf der Web-
site des Kreditinstituts. DK
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Staatsminister Glauber:

Leitplanken für Erfolgs- und 
Vorzeigeprojekte

Frohe Kunde für die Kommunen: Wie Bayerns Umweltminister 
Thorsten Glauber in München mitteilte, sollen die Richtlinien für 
Zuwendungen zu wasserwirtschaftlichen Vorhaben (RZWas) naht-
los fortgeführt werden. Damit ist es weiterhin möglich, die Kom-
munen bei den Pflichtaufgaben Wasserversorgung und Abwasser- 
entsorgung zu unterstützen.

Die neuen Richtlinien „RZWas 
2025“ sollen zum 1. April 2025 in 
Kraft treten und bis 31. Dezember 
2028 gelten. Im Kern sollen För-
dersystematik und Förderverfah-
ren beibehalten werden. Geplant 
ist, als wesentliche Neuerungen 
beispielsweise einen neuen För- 
dergegenstand für die interkom-
munale Zusammenarbeit bei der 
gemeinsamen Betriebsführung 
einzuführen, um die Zusammen-
arbeit der Kommunen auszubau-
en und zusätzlich die Härtefall-
schwellen im Raum mit beson-
derem Handlungsbedarf (RmbH) 
zu verändern. Dadurch wird für 
die Zukunft eine Verkürzung der 
Wartezeiten bei der Auszahlung 
erreicht.

Daneben soll die Förderpau-
schale für Verbundleitungen und 
Verbundkanäle auf einheitlich 200 
Euro pro Meter angehoben wer-
den bei einer gleichzeitigen De-
ckelung auf maximal 50 Prozent 
der Ausführungskosten. Die An-
passungen in der RZwas sollen hel-
fen, die Auszahlungen weiter zu 

beschleunigen. Dazu soll ebenfalls 
beitragen, dass im Bayerischen Fi-
nanzausgleichsgesetz 2025 für die 
Härtefallförderung der Schwer-
punkt zugunsten der Wasserver-
sorgungsanlagen verändert wer-
den soll. Dadurch können statt bis-
her 66 Millionen Euro im Jahr 2025 
bis zu 99 Millionen Euro investiert 
werden. Der Nachtragshaushalt 
wird vom Bayerischen Landtag be-
schlossen.

Glauber bezeichnete die RZ-
Was als „absolutes Erfolgspro-
jekt“. Die Förderung sei ein we-
sentlicher Baustein für zukunftssi-
chere Trink- und Abwasseranlagen 
überall in Bayern. Insbesondere 
für Kommunen im Raum mit be-
sonderem Handlungsbedarf wür-
den klare Leitplanken für die För-
derung benötigt. 

Die Förderung wasserwirtschaft-
licher Projekte nach den Richtlinien 
für Zuwendungen zu wasserwirt-
schaftlichen Vorhaben (RZWas) ist 
die bedeutendste Förderrichtlinie 
im Bereich des Umweltministeri-
ums. Jährlich werden an die Kom-

munen im Freistaat bis zu 180 Mil-
lionen Euro an Zuwendungen für 
den nichtstaatlichen Wasserbau 
und für Härtefälle bei der Sanie-
rung kommunaler Anlagen der 
Wasserversorgung und Abwasser- 
entsorgung sowie für Pilot- und 
Sonderprogramme bewilligt.

Zuwendungen zu RZWas

Laut Glauber sprechen die Er-
gebnisse der zurückliegenden vier 
Förderjahre für sich: „So wurde 
die Sanierung von über 1.000 Ki-
lometern Wasserleitung und rund 
600 Kilometern Abwasserkanä-
len gefördert. Wir haben die Kom-
munen beim erstmaligen Bau von 
rund 400 Kilometern Verbund-
leitungen zur Sicherstellung der 
Wasserversorgung in Trockenjah-
ren unterstützt. Durch die Här-
tefallförderung wurden Investiti-
onen von über 1,9 Milliarden Eu-
ro angestoßen. Die neuen För-
derrichtlinien sollen dieses hohe 
Niveau erhalten.“

Der Entwurf der RZWas 2025 
wird derzeit bis Anfang Februar 
2025 mit den Kommunalen Spit-
zenverbänden und Fachverbän-
den abgestimmt. Die bisherigen 
RZWas aus dem Jahr 2021 sind bis 
31. März 2025 befristet.

Nach Angaben des Bayerischen 

Umweltministeriums fördert der 
Freistaat Bayern zudem am Klär-
werk Augsburg den Bau einer vier-
te Reinigungsstufe zur Elimination 
von Spurenstoffen mit bis zu 19,8 
Millionen Euro. Minister Glauber 
übergab hierzu in der Fuggerstadt 
den entsprechenden Förderbe-
scheid. Um die Abwasserreinigung 
immer weiter zu verbessern, setzt 
Bayern Glauber zufolge auf die Er-
forschung und Einführung inno-
vativer Techniken. Dafür arbei-
teten Freistaat und Kommunen 
Hand in Hand. Mit einem Förder-
programm würden besonders re-
levante Kläranlagen unterstützt. 
Durch den Bau einer vierten Reini-
gungsstufe werde das Augsburger 
Klärwerk weiterhin zu Deutsch-
lands modernsten Kläranlagen ge-
hören. „Sauberes Wasser ist jeden 
investierten Euro wert“, so der Mi-
nister.

Von den rund 2.300 Kläranla-
gen in Bayern sollen derzeit noch 
auf freiwilliger Basis etwa 90 stra-
tegisch ausgewählte Kläranlagen 
mit einer vierten Reinigungsstufe 
nachgerüstet werden. 13 Kläran-
lagen, darunter das Augsburger 
Klärwerk, wurden als besonders 
relevant identifiziert. Die etwa 90 
Anlagen wurden nach fachlichen 
Gesichtspunkten anhand ihrer  
Ausbaugröße, des Abwasseran-
teils im Gewässer und einer mög-
lichen Relevanz für Trinkwasser-
einzugsgebiete ausgewählt. Nach 
Umsetzung der EU-Kommunal-
richtlinie in deutsches Recht wird 
die vierte Reinigungsstufe für 
zahlreiche Kläranlagen verpflich-
tend werden.

Im Ergebnis können mit nur 
4 Prozent der Kläranlagen 40 Pro-
zent des bayerischen Abwassers 
weitestgehend gereinigt werden. 
Einen Zuwendungsbescheid für 
den Bau einer vierten Reinigungs-
stufe haben bereits die Städte 
Lindau, Erlangen, Schweinfurt 
und Ansbach erhalten. Die im Jahr 
2017 in Weißenburg in Betrieb ge-
nommene Pilotanlage läuft mitt-
lerweile im Regelbetrieb. Die 
Nachrüstung der größeren Klär-
anlagen mit einer vierten Reini-
gungsstufe passt zur bayerischen 
Strategie „Wasserzukunft Bayern 
2050“.

Rund 1,8 Milliarden Kubikme-
ter Abwasser werden in Bayerns 
kommunalen Kläranlagen jähr-
lich gereinigt. Die vierte Reini-
gungsstufe nutzt fortschrittliche 
Behandlungstechnologien, die  
mit breiter Wirkung verbliebe-
ne Spurenstoffe weitestgehend 
entfernen.

Der Bund hat bislang keine ver-
pflichtenden Vorgaben für den 
Bau vierter Reinigungsstufen er-
lassen. Die Nachrüstung von Klär-
anlagen durch die Betreiber ist 
daher bislang eine freiwillige In-
vestition für eine gute Gewässer-
qualität. DK

DWA-Forderungen an eine 
neue Bundesregierung

Forderungen im Zusammenhang mit der Klimafolgenanpassung 
und der Umsetzung der EU-Kommunalabwasserrichtlinie bilden die 
Schwerpunkte eines Positionspapiers, mit dem sich die Deutsche 
Vereinigung für Wasserwirtschaft, Abwasser und Abfall an eine neue 
Bundesregierung wendet. „Der Klimaschutz muss ambitioniert fort-
gesetzt werden. Die Wasserwirtschaft benötigt für den Schutz unse-
rer zentralen Lebensgrundlagen und für die Klimafolgenanpassung 
unserer Siedlungsräume und Infrastrukturen Planungssicherheit und 
eine angemessene Finanzausstattung. Dabei gilt es, einfache Lösun-
gen zu finden und Bürokratie abzubauen“, betont die DWA.

„Weil wir rechtzeitig für die Fol-
gen einer global verzögerten Kli-
maschutzpolitik gerüstet sein 
müssen“, ist aus Sicht des Verban-
des eine Gemeinschaftsaufgabe 
Klimafolgenanpassung im Grund-
gesetz wichtig, damit eine effek-
tive Klimaanpassung von Bund, 
Ländern und Kommunen aus ei-
nem Guss mit der notwendigen 
Finanzausstattung gelingen kann.

Eine an den Klimawandel ange-
passte Überflutungsvorsorge be-
dürfe eines rechtlich verpflich- 
tenden Starkregenrisikomanage-
ments nach bundeseinheitlichen 
Bewertungsstandards, das in die 
Bauleitplanung eingebunden ist. 
Dies müsse in einem Hochwasser-
schutzgesetz III und in einer An-
passung des Baugesetzbuchs zum 
Ausdruck kommen, die rasch ver-
abschiedet werden sollten.

Wasserbewusste 
Stadtentwicklung

„Die wasserbewusste Stadtent-
wicklung mit einer blau-grünen 
Infrastruktur muss als Leitbild ei-
ner modernen Stadtplanung flä-
chendeckend umgesetzt und in 
Bauleitplanung und Raumord-
nung integriert werden“, heißt es 
weiter. „Die Vorsorge gegen Über-
flutungen, Dürre und Trockenheit 
erfordert einen besseren Wasser-
rückhalt in der Landschaft, die Re-
generation des Landschaftswas-
serhaushalts mit Flächenentsiege-
lungen und auch eine ökologische 
Gewässerentwicklung. Zentral ist  
zudem die Verminderung von 
Nutzungskonflikten.“

Für einen zukunftsweisenden 
europäischen Gewässerschutz 
und zum Erreichen der Ziele der 
Wasserrahmenrichtlinie seien an-
spruchsvolle Vorgaben erforder-
lich. Die EU-Kommunalabwasser- 
richtlinie müsse ohne deutsche 
Sonderwege bundeseinheitlich 
und fristgerecht in nationales  
Recht überführt werden. Die 
Überwachungsmethodik zur Ein-
haltung dieser Vorgaben gehö-
re jetzt vereinheitlicht, damit ei-
ne bessere europarechtliche Ver-
gleichbarkeit der Anforderungen 
hergestellt wird.

Eine erweiterte Herstellerver-
antwortung für Stoffe, die bei ih-

rer bestimmungsgemäßen Ver-
wendung Probleme in Gewässern 
verursachen, sei nun rechtskon-
form praxistauglich und rechtzei-
tig umzusetzen, damit die Produ-
zenten und Inverkehrbringer die-
ser Stoffe eigene Anstrengungen 
unternehmen, um diese Gewäs-
sereinträge zu vermeiden, macht 
die DWA deutlich.

Wasserwiederverwendung von 
gereinigtem und anschließend be-
sonders aufbereitetem Abwasser 
solle nach der nationalen Wasser-
strategie und auch nach der euro-
päischen EU-Kommunalabwasser-
richtlinie gefördert werden. Die 
EU-Wasserwiederverwendungs-
verordnung gelte bereits, natio-
nale Anpassungen seien aber not-
wendig. „Die neue Bundesregie-
rung muss dieses Instrument nun 
rechtlich zur Verfügung stellen, 
damit es dort, wo es ökologisch 
und hygienisch möglich ist, in Zei-
ten des Klimawandels in der Pra-
xis eingesetzt werden kann.“

Nitratbelastung

Ein Problem für den Grund-
wasserschutz ist nach wie vor die 
Nitratbelastung. Um die Nitratein-
träge weiter zu senken, plädiert 
der Verband für ein angepasstes 
Düngerecht mit einer Stoffstrom-
bilanz und einem konsequenten 
Monitoring.

Mit sog. Reallaboren werde in 
der Wasserwirtschaft an einigen 
Orten wichtige Grundlagenfor-
schung betrieben, die beispiel-
haft für praxistaugliche Innovati-
onsförderung sein kann. Dies habe 
Vorbildcharakter und sollte von der 
Politik unterstützt werden. Experi-
mentierklauseln sollten grundsätz-
lich eingeführt werden, um Neues 
ausprobieren zu können.

Um eine möglichst schlanke 
und einheitliche Berichterstat-
tung zu ermöglichen, „müssen 
europäische Nachhaltigkeitsbe-
richterstattungspflichten in ei-
nem deutschen Umsetzungsge-
setz gebündelt werden“, heißt es 
abschließend. „Die Wasserwirt-
schaft hat einen Leitfaden erar-
beitet, der eine möglichst unbüro-
kratische Umsetzung sicherstellt. 
Dieser sollte auf europäischer 
Ebene Anerkennung finden.“ DK

Workshop in Augsburg:

Ökologie und Wasserkraft an großen Gewässern
Wie lassen sich Ökologie und Wasserkraft an großen Gewässern verei-
nen? Das war das zentrale Thema des Workshops „Ökologie und Was-
serkraft an großen Gewässern“, der Ende Februar bereits zum vierten 
Mal in Augsburg stattfand. Die Veranstaltungsreihe geht auf das Eck-
punktepapier „Nachhaltige Wasserkraftnutzung an staatlichen Gewäs-
sern in Bayern“ zurück. Dieses ermöglicht eine Nutzung der Wasserkraft, 
die sowohl die Belange der Wasserwirtschaft und des Naturschutzes als 
auch die bayerische Klimaschutz- und Energiepolitik berücksichtigt.

Organisiert wurde die zweitä-
gige Fachtagung von LEW Was-
serkraft, Uniper und Verbund, un-
terstützt vom Bayerischen Staats-
ministerium für Umwelt und 
Verbraucherschutz sowie vom 
Bayerischen Staatsministerium 
für Wirtschaft, Landesentwicklung 
und Energie. Ziel der Veranstal-
tung war es, aktuelle Forschungs-
ergebnisse zur Fischwanderung, 
zum Fischschutz und zu den Aus-
wirkungen von Wasserkraftanla-
gen auf Fischpopulationen im Do-
naueinzugsgebiet zu präsentieren  
und zu diskutieren. Dadurch sol- 
len ein gemeinsames Verständnis 
hinsichtlich einer effizienten Maß-
nahmenplanung und -umsetzung 
an großen Wasserkraftanlagen im 

alpinen Raum entwickelt und mög- 
liche Lösungsansätze aufgezeigt 
werden, um daraus strategische 
Empfehlungen abzuleiten.

Studien und Modellierungen

„Die Wasserkraft ist ein wichti- 
ger Baustein der erneuerbaren 
Energieversorgung. Gleichzeitig  
gilt es, die ökologische Funktions- 
fähigkeit unserer Fließgewässer zu 
bewahren. Wissenschaftliche Er-
kenntnisse helfen dabei, geeigne-
te Maßnahmen zu entwickeln und 
umzusetzen“, erklärte Herfried 
Harreiter, Verbund Hydro Power.

In mehreren Vortragsblöcken 
und Arbeitsgruppen wurden ak-
tuelle Studien und Modellierun-

gen vorgestellt. Insbesondere Un-
tersuchungen zu Fischwanderung 
mittels Radiotelemetrie, Ergeb-
nisse der Illerstrategie, Populati-
onsansatz und Habitatsgestaltung 
sowie Mortalitäts- und Sensor-
fisch-Untersuchungen an Wasser-
kraftanlagen. Die rund 120 Teil-
nehmerinnen und Teilnehmer, dar- 
unter Wissenschaftler, Vertreter 
von Fachbehörden, Wasserkraft-
betreiber sowie Umwelt- und Na-
turschutzorganisationen, disku-
tierten über die praktischen Her-
ausforderungen und Chancen bei 
der Umsetzung von Fischschutz-
maßnahmen. 

„Erneuerbare Energien haben 
herausragende Bedeutung. Um 
das überragende öffentliche Inter- 
esse an der erneuerbaren Ener-
gieerzeugung mit dem Gewässer-
schutz zu vereinen, ist der Aus-
tausch zwischen Forschung, Pra-
xis und Behörden essenziell“, so 
Christian Leeb vom Bayerischen 
Umweltministerium, der dort für 
wasserwirtschaftliche Themen der  
Wasserkraft zuständig ist. r
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Bauamt auf Zeit

Bayerns Neuzugänge in der Denkmalliste:

Vielgestaltiges Erbe
Das Bayerische Landesamt für Denkmalpflege hat die diesjäh-
rigen Neuzugänge in der Denkmalliste bekanntgegeben. Sie 
zeigen laut Generalkonservator Prof. Dipl.-Ing. Architekt Mat- 
hias Pfeil, Leiter des BLfD, wie vielgestaltig das kulturelle Erbe 
des Freistaats ist. Insgesamt sind in der Denkmalliste mehr als 
109.000 Bau- und Kunstdenkmäler verzeichnet.

Zu den „Neuankömmlingen“ 
zählt in der Landeshauptstadt 
München die ehemalige Nähma-
schinenfabrik Strobel & Söhne auf 
der Schwanthalerhöhe. Das Fab-
rikgebäude ist laut BLFD ein ein-
drückliches und seltenes Beispiel 
der Nachkriegsmoderne im Indus-
triebau in München. Es gibt Zeug-
nis von der Industriegeschichte 
Münchens an diesem Ort, insbe-
sondere der über 70 Jahre wäh-
renden Nähmaschinenproduktion 
des Unternehmens.

Eine ehemalige Tankstelle in 
Garmisch-Partenkirchen erzählt 
von Aufschwung der 1950er Jah-
re und der aufkommenden Rei-
selust der wachsenden Autona-
tion Deutschland. Mit ihrem ele-
ganten Flugdach und der zeitty-
pischen Pilzstütze vertritt sie die 
moderne, amerikanisch gepräg-
te automobile Architekturspra-
che der 1950er Jahre. Damit ist sie 
ein Denkmal mit Seltenheitswert. 
Durch den guten Überlieferungs-
zustand hat die Tankstelle mit 
Werkstatt und rückseitiger Gara-
ge für den Denkmalschutz hohe 
geschichtliche Bedeutung.

Ein wertvolles Zeugnis des 
evangelischen Kirchenbaus der 
Nachkriegszeit ist die ehemali-

ge evangelisch-lutherische Ver-
söhnungskirche in Geretsried, 
Landkreis Bad Tölz-Wolfratshau-
sen. Der als Gemeindezentrum 
mit Hauskapelle entworfene Bau 
mit seinen verbundenen Raum-
modulen stellt bayernweit ei-
ne Besonderheit im Baubestand 
dar. Hinzu kommt, dass der Bau 
auch stadt- und ortsgeschichtlich 
stark in regionalem Kontext ver-
ortet werden kann. Der modula-
re, schnell zu errichtende und va-
riable Entwurf steht in der Tradi-
tion der ersten Bunker- und Not-
kirchen, die nach dem Zweiten 
Weltkrieg für die 1950 auf dem 
Gelände zweier ehemaliger Muni-
tionsfabriken konstituierte Stadt  
Geretsried entstanden waren.

Nordfriedhof in Landshut

Ostbayerische Neuzugänge in 
der Denkmalliste sind u.a. der 
Nordfriedhof der Stadt Landshut 
und das Feuerwehrgerätehaus in 
Vornbach (Landkreis Passau). Der 
Ende der 1960er Jahre angelegte 
Friedhof in der niederbayerischen 
Regierungshauptstadt ist bis heu-
te nahezu unverändert erhalten. 
Als Vorbild diente den Planern die 
neue Aussegnungshalle mit Fried-

hofsverwaltung auf dem Münch-
ner Waldfriedhof. Die Gesamtan-
lage zeigt sich in ihrer Schlichtheit 
und Würde bis ins Detail stringent 
durchgestaltet.

Feuerwehrgerätehaus  
in Vornbach

Das im Jahre 1893 erbaute Feu-
erwehrgerätehaus in Vornbach gilt 
als qualitätvoll gestaltetes Zeugnis 
des ländlichen Feuerwehrhaus-
baus im späten 19. Jahrhundert. 
Der Bauplatz befand sich auf dem 
Grundstück der ehemaligen Bene-
diktinerabtei. Anlass für den Bau 
war die Gründung einer freiwil-
ligen Feuerwehr in Vornbach im 
Jahre 1881. Damit fiel der Bau in 
eine Zeit zahlreicher Feuerwehr-
gründungen in Bayern in der zwei-
ten Hälfte des 19. Jahrhunderts. 
Das Gerätehaus mit seinem ho-
hen, hölzernen Schlauchturm do-
kumentiert die ländliche Lebens- 
und Arbeitswelt und die Organisa-
tion dörflicher Gemeinschaft.

An der Stelle der heutigen Senf- 
mühle in Frammersbach (Land-
kreis Main-Spessart) stand im 
späten Mittelalter ein Kupferham-
mer, der im Jahr 1686 durch einen 
Eisenhammer ersetzt wurde. Die-
ser wies sich im Zuge der Indus-
trialisierung als unrentabel. Der 
damalige Eigentümer gründete 
daraufhin 1898 in der ungenutz-
ten Mühle eine Fabrik zur Herstel-
lung von Tafelsenf – mit großem 
Erfolg: Die Fabrik wurde zur be-

deutendsten Senffabrik im König-
reich Bayern.

Das Kinderheim Marienheim in 
Rottendorf im Landkreis Würz-
burg wurde im Jahr 1925 auf Initi-
ative des Ortspfarrers Carl Schna-
bel errichtet und gilt als bedeu-
tendes Zeugnis kirchlicher Sozi-
alfürsorge zwischen den beiden 
Weltkriegen. Das Gebäude be-
sitzt einen Saaltrakt mit integ-
rierter Bühne für Veranstaltun-
gen, mehrere Gruppenräume, ei-
ne Hauskapelle sowie eine ehe-
malige Schwesternwohnung. Der 
Stuck im Hauptsaal stellt spielen-
de Kinder dar. Der kunstvoll ge-
staltete Garten ist von einer Mau-
er umfasst, die mit in Stein ge-
arbeiteten Reliefs von Kindern 
geschmückt ist. Trotz Beschädi-
gungen im Zweiten Weltkrieg und 
Modernisierungsmaßnahmen im 
Jahr 1952 sind wesentliche Ele-
mente der ursprünglichen Ge-
staltung erhalten geblieben, dar-
unter unter anderem die zentra-
le Haupterschließungstreppe, De-
ckenspiegel, eine Kassettendecke 
im Erdgeschoss und Teile der Aus-
stattung der Kapelle.

Hotelturm in Augsburg

Zehn Monate Bauzeit für den 
Rohbau, 35 Geschosse, 115 Me-
ter Höhe: Der Hotelturm im 
Augsburger Wittelsbacher Park 
ist ein Bauwerk der Superlative. 
Schon zu seiner Entstehungszeit 
war er höchstes Turmhotel Eu-
ropas, höchstes Wohngebäude 
Deutschlands und bis zum Jahr 
2000 höchstes Hochhaus Bay-
erns. Noch heute ist er das höchs-
te Gebäude im Raum Augsburg 
und – mit der Aufnahme in die 
Bayerische Denkmalliste im De-
zember 2024 – das höchste be-
wohnte Baudenkmal im Freistaat. 
1969 hatten die Architekten erste 
Pläne für das neue Gebäude vor-
gelegt, 1971 wurde das Bauvor-
haben von der Augsburger Stadt-
verwaltung genehmigt und nur 
ein Jahr später war der Hotel- und 
Apartmentturm bezugsfertig.

Der Bergfriedhof in Lindenberg, 
Landkreis Lindau, wurde 1971 er-
öffnet und wird bis heute als städ-
tischer Bestattungsort genutzt. 
Der Friedhof ist harmonisch in 
die Geländetopographie einge-
bettet, das hügelige und teilwei-
se modellierte Terrain wird von 
geschwungenen Wegen durchzo-
gen. Im Zentrum der Anlage be-
finden sich die Aussegnungshalle 
mit sichelförmigem Grundriss, ein 
markanter Glockenturm und eine 
Brunnenanlage, für deren Bau na-
türliche Materialien aus der Regi-
on verwendet wurden. Wesent-
lich für die Friedhofsanlage ist der 
bewusste Verzicht auf eine Einfas-
sung der einzelnen Gräber. Städ-
tebaulich prägt die Ansicht des 
exponierten Bergfriedhofs das 
Stadtbild von Lindenberg. Die 
Friedhofsanlage repräsentiert die 
für die 1960er und 1970er Jah-
re typische Verbindung von Land-
schaftsarchitektur und Baukunst.

Ehemalige Offizierssiedlung 
in Marktbergel

Als Zeugin der jüngeren Ge-
schichte Mittelfrankens von Be-
deutung ist die sogenannte Muna-
siedlung in Marktbergel im Land-
kreis Neustadt a.d. Aisch-Bad 
Windsheim. Die ehemalige Offi-
zierssiedlung mit sieben erhalte-
nen von ursprünglich acht Wohn-
häusern war im Jahr 1936 auf  
Befehl der nationalsozialistischen 
Gewaltherrscher erbaut worden. 
Sie war Teil der im selben Jahr ge-
bauten Lufthauptmunitionsanstalt  
1/XIII Oberdachstetten, der größ-
ten Luftwaffen-Munitionsfabrik in 
Süddeutschland. Nachdem im Ap-
ril 1945 die US-Armee das gesam-
te Militärgebiet kampflos einge-
nommen hatte, zogen US-amerika-
nische Offiziere in die Häuser ein. 
Die Amerikaner blieben bis ins Jahr 
2006; seither stehen die Häuser 
leer. Durch ihre sachliche Architek-
tursprache sind die Gebäude nicht 
nur geschichtlich, sondern auch 
baukünstlerisch bedeutsam.

V.l.: Franz Xaver Peteranderl (Präsident Handwerkskammer für Mün-
chen und Oberbayern), Professor Heinrich Köster, Oberbürgermeis-
ter Christian Hümmer, Wissenschaftsminister Markus Blume, Frank 
Hämmerlein (Leiter IHK-Akademie Rosenheim-Traunstein) und Land-
rat Siegfried Walch. Bild: Landratsamt Traunstein/Christoph Leonhardt

Sportstätte in Hof

Die Sportstätte Grüne Au in Hof 
entstand im Jahr 1913. Um an die 
sportlichen Erfolge vor dem Krieg 
wieder anzuknüpfen, wurde nach 
dem Ende des Zweiten Weltkrie-
ges der Fußballsport in Hof wieder 
aufgenommen und die Sportflä-
che Grüne Au reaktiviert. In den 
Jahren 1948 bis 1949 entstand 
die im Jahr 2024 neu in die Denk-
malliste aufgenommene, 70 Me-
ter lange Steh- und Sitzplatztri-
büne, eine Holzkonstruktion, die 
sich über einem Betonfundament 
erhebt und von einem Pultdach 
überspannt wird. Die unversehrt 
erhaltene Sitzplatztribüne ist der 
älteste Baukörper des Stadions 
und ein bedeutendes Zeugnis 
für den Wiederaufbau der ober- 
fränkischen Stadt an der Saale.

Das Umspannwerk der Stadt 
Coburg wurde 1954 nach Entwür-
fen der Bayernwerk AG München 
errichtet. Die stark wachsenden 
Gemeinden im Coburger Raum 
und der stetig steigende Ener-
giebedarf, bedingt durch die  
zunehmende Technisierung der 
Haushalte, machte eine Ver-
stärkung des Stromnetzes not-
wendig. Die sachliche Gestal-
tung und die architektonische 
Klarheit sind typisch für das mo-
derne Bauen in dieser Epoche. 
Trotz technischer Modernisie-
rungen im Laufe der Jahre blieb 
das Umspannwerk mitsamt den 
Nebengebäuden in seiner ur-
sprünglichen Form erhalten und 
ist somit ein Zeugnis des nach 
dem Zweiten Weltkrieg erfor-
derlichen Ausbaus der Elektrifi-
zierung. DK

Traunstein:

Offizieller Baubeginn für 
neuen Campus Chiemgau

In Anwesenheit von Bayerns Wissenschaftsminister Markus Blu-
me und Landwirtschafsministerin Michaela Kaniber wurde der 
Bau für den neuen Campus Chiemgau offiziell gestartet. In den 
nächsten Jahren entsteht am Bahnhofsgelände in Traunstein für 
etwa 100 Millionen Euro ein einzigartiges Bildungszentrum. Nach 
der Fertigstellung soll dort Platz für bis zu 600 Studierende sein. 
Darüber hinaus sind eine Skybar und ein studentisches Café so-
wie Flächen für die Zusammenarbeit mit Unternehmen und Start-
Ups vorgesehen.

Seit dem Start im Jahr 2020 ist 
der Campus Chiemgau am Stadt-
platz in Traunstein im Forum 
Chiemgau untergebracht. Die 
Zahl der Studierenden ist in den 
vergangenen Jahren rasant ge-
wachsen, derzeit sind circa 280 
junge Leute an diesem Stand-
ort der Technischen Hochschule 
Rosenheim eingeschrieben. Da-
mit ist man an der Kapazitäts-
grenze angelangt. Der Campus 
Chiemgau ist ein gemeinsames 
Projekt des Landkreises Traun-
stein, der TH Rosenheim, der IHK 
Akademie Traunstein sowie der 
Handwerkskammer für München 
und Oberbayern.

„Wir investieren in die  
Zukunft unserer Heimat“

„Dass sich der Campus so dy-
namisch entwickelt, freut uns 
sehr“, sagte Traunsteins Landrat 
Siegfried Walch. „Das Besondere 
an diesem Campus ist, dass hier 
Wissenschaft und Praxis eng zu-
sammenarbeiten – in gemeinsa-
men Projekten, mit einem klaren 
Fokus auf die Verzahnung von 
akademischer und beruflicher 
Bildung.“ Die 100 Millionen Eu-
ro, die der Landkreis Traunstein 
in die Hand nimmt, seien sehr 
gut angelegtes Geld. „Wir inves-
tieren hier in erster Linie nicht in 
Gebäude, sondern in die Zukunft 
unserer Heimat“, so Walch.

Der Freistaat Bayern unter-
stützt den Bau des Campus 
Chiemgau mit 30 Millionen Eu-
ro. „Das besondere Konzept mit 
akademischer und beruflicher 
Bildung unter einem Dach bringt 
verschiedene Welten zusammen. 
Dieser innovative Ansatz hat uns 
überzeugt“, erläuterte Blume 
das finanzielle Engagement der 
Staatsregierung. Er glaube fest 

daran, dass sich die Investition 
auszahlen werde, so der Staats-
minister. An die Adresse der TH 
Rosenheim gerichtet sagte er: 
„Diese dynamische Hochschule 
hat ein Händchen dafür, Standor-
te im ländlichen Raum zu entwi-
ckeln. Das hat sich sowohl in Burg- 
hausen wie auch in Mühldorf ge-
zeigt, und in Traunstein wird es 
nicht anders sein.“

Studienangebot zu  
Digitalisierung und Innovation

Auch Hochschulpräsident Pro-
fessor Heinrich Köster verwies 
in seinem Grußwort auf die er-
folgreiche Entwicklung der Au-
ßenstandorte. Dabei habe es sich 
besonders bewährt, das Studien-
angebot auf ein bestimmtes Mot-
to auszurichten. „In Burghausen 
dreht sich alles rund um Chemie 
und Wirtschaft, in Mühldorf am 
Inn steht der Mensch im Mittel-
punkt. Hier in Traunstein bauen 
wir Studienangebote zu den The-
men Digitalisierung und Innova-
tion auf“, so Köster. Bemerkens-
wert sei, dass ein erheblicher Teil 
der Studierenden am Campus 
Chiemgau aus dem Ausland kom-
me. „Wir sehen, dass das Leucht-
turmprojekt in Traunstein weit 
über die Grenzen der Region hin- 
ausstrahlt.“

Die steigende Zahl der Stu-
dentinnen und Studenten in der 
Stadt sieht Oberbürgermeister 
Dr. Christian Hümmer mit Wohl-
wollen, wie er betonte. „Traun-
stein wird jünger, und das ist 
erfreulich. Mit dem Campus 
Chiemgau am Bahnhofsgelände 
entwickeln wir uns zudem städ-
tebaulich sehr positiv. Wir se-
hen dem Tag der Eröffnung mit 
großer Freude entgegen“, unter- 
strich Hümmer. r

Denkmalschutz in Bayern:

Wegweisende Neuerungen zu 
Modernisierung und Entbürokratisierung 
„Mehr Vertrauen, weniger Vorschriften, schnellere Verfahren“: 
Auf diese Formel brachte Kunstminister Markus Blume im Münch-
ner PresseClub die geplante Novellierung des Bayerischen Denk-
malschutzgesetzes (BayDSchG). Nach der Reform des Bayerischen 
Denkmalschutzes im Jahr 2023 und der Öffnung der Denkmalpfle-
ge für die Nutzung regenerativen Energien soll 2025 ein weiterer 
Meilenstein für die Denkmalpflege folgen. 

„Wir sind auf dem Weg zum 
modernsten Denkmalschutzge-
setz Deutschlands. Bayern hat 
2023 mit der Novellierung des 
Bayerischen Denkmalschutzge-
setzes als eines der ersten Län-
der Klimaschutz und Denkmal-
schutz mit großem Erfolg in der 
Praxis in Einklang gebracht. Im 
Bereich von Photovoltaik-Anla-
gen konnten wir in den letzten 
zwei Jahren 2,8 Millionen Eu-
ro Fördermittel bewilligen und 
in rund 500 Fällen beratend un-
terstützen. Das zeigt die Wirk-
samkeit und hohe Akzeptanz 
der Neuregelungen“, bilanzier-
te Blume.

„Diesen Erfolgskurs führen 
wir mit der nun geplanten Re-

form fort: Wir wollen moderni-
sieren, entbürokratisieren und 
so die Denkmalpflege in der Pra-
xis für die einzelnen Bürgerin-
nen und Bürger weiter erleich-
tern. Dabei ist klar: Gerade im 
Bereich des Denkmalschutzes 
muss mit Umsicht vorgegangen 
werden – hier steht ein wirksa-
mer Schutz unseres Kulturgutes 
an erster Stelle“, so der Kunst-
minister.

Konkret sollen insbesondere 
Regelungen, die sich in der Pra-
xis nicht durchgesetzt haben, 
gestrichen und stattdessen auf 
in der Vollzugspraxis bewähr-
te und flexiblere Verfahren zu-
rückgegriffen werden. Die Ver-
kürzung von Fristen und die Di-

gitalisierung von Verfahrenspro-
zessen sollen zudem zu einer 
deutlichen Beschleunigung und 
Vereinfachung von denkmal-
schutzrechtlichen Verfahren füh- 
ren. Durch die Einführung eines 
Denkmalpflegewerks als bun-
desweit neues Instrument, der 
Festlegung eines Katalogs von 
erlaubnisfreien Maßnahmen so-
wie der Beschränkung der Er-
laubnispflicht bei Einzelbau-
denkmälern ohne Denkmalwert 
im Inneren sollen die denkmal-
schutzrechtlichen Erlaubnisver-
fahren deutlich reduziert und 
somit die Vollzugpraxis Schritt 
für Schritt erleichtert werden. 

Wie Generalkonservator Prof. 
Mathias Pfeil, Leiter des BLfD, 
betonte, „sind wir als Landes-
amt überzeugt, dass der Schutz 
unseres kulturellen Erbes am 
besten im Miteinander gelingt. 
Deshalb ist ein partnerschaftli-
ches Verhältnis von Behörde und 
Bürgerinnen und Bürgern für uns 
ein Selbstverständnis.“ r

https://bayerngrund.de/
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Kommunale Sportstätten:

Hoher Investitionsbedarf
Um den aktuellen Zustand von Sporthallen, -plätzen und Bädern in 
Deutschland mit Blick auf Investitionsnotwendigkeiten zu beleuch-
ten, hat das Deutsche Institut für Urbanistik (Difu) im Rahmen des 
KfW-Kommunalpanels im Herbst 2024 eine Sonderbefragung un-
ter rund 900 Kämmereien durchgeführt. Die Ergebnisse unterstrei-
chen zum einen, wie wichtig kommunale Sportstätten sind, zum 
anderen machen die Ergebnisse der Befragung deutlich, dass der 
Unterhalt von Sportstätten in vielen Kommunen schwierig ist.

Eine umfassende Erhebung 
aller existierenden Sportstät-
ten in Deutschland gibt es bis-
lang nur in wenigen Bereichen, 
wie beispielsweise für die Frei- 
und Hallenbäder. Generell lässt 
sich jedoch feststellen, dass vie-
le Sportstätten in den westli-
chen Bundesländern im Zuge 
des breit angelegten Förderpro-
gramms „Goldener Plan“ in den 
1960er- und 1970er-Jahren er-
richtet wurden und mittlerweile 
einen erheblichen Sanierungs-
bedarf aufweisen. Darüber hin-
aus sind aufgrund veränderter 
Sportgewohnheiten auch neue 
Bedarfe entstanden, die tradi-
tionelle Sportstätten nicht oder 
allenfalls bedingt erfüllen.

Deutliche Preissteigerungen

Dabei ist es keineswegs so, 
dass die Kommunen überhaupt 
nicht in ihre Sportstätten inves-
tieren würden. Auf Basis der Da-
ten des KfW-Kommunalpanels 
lassen sich für das Jahr 2024 ge-
plante Investitionen im Bereich 
der Sportinfrastruktur auf rund 
3,9 Mrd. Euro hochrechnen, was 
einem Anteil von 8,6 Prozent an 
den gesamten Investitionen für 
2024 entspricht. Dies stellt einen 
leichten nominalen Anstieg dar. 
Aufgrund der zum Teil drasti-
schen Preissteigerungen im Bau-
gewerbe im selben Zeitraum ist 
real jedoch von einem Rückgang 
der Investitionen auszugehen.

In der letzten Befragung be-
zifferten die Gemeinden den 
wahrgenommenen Investitions-
rückstand über alle Aufgabenbe-
reiche hinweg für das Jahr 2023 
auf rund 186,1 Mrd. Euro, was 
im Vergleich zum Vorjahr einem 
eher hohen Anstieg um 12,4 Pro-
zent entsprach. Auf den Bereich 
Sport entfiel ein Anteil von rund 
12,12 Mrd. Euro. Dabei gaben 13 
Prozent der Kommunen einen 
gravierenden Rückstand im Be-
reich Sportstätten an. Weitere 
40 Prozent bezeichneten ihn als 
„nennenswert“.

Konkret verfügten im Jahr 
2024 94 Prozent der teilneh-
menden Kommunen über Sport-
hallen, knapp gefolgt von Sport-
plätzen, die in 92 Prozent aller 
Kommunen vorhanden sind. Et-
was mehr als die Hälfte der teil-
nehmenden Kommunen ver-
fügt über Freibäder und 46 Pro-
zent über Hallenbäder. Sonstige 
Sportstätten, wie Reithallen und 
Bolzplätze, sind in etwa 21 so-
wie Eissporthallen in 8 Prozent 

der teilnehmenden Kommunen 
vorhanden. Diese Anteile un-
terscheiden sich nur wenig zwi-
schen westlichen und östlichen 
Bundesländern. Lediglich der 
Anteil der Kommunen, in denen 
es ein Hallenbad gibt, ist im Os-
ten mit ca. 34 Prozent deutlich 
geringer als im Westen (49 Pro-
zent).

Investitionsrückstand

In der Befragung gaben 59 Pro-
zent der Kommunen an, dass 
der Investitionsrückstand bei 
Sporthallen „gravierend“ oder 
„nennenswert“ sei, bei Hal-
lenbädern sagten dies 62 Pro-
zent, bei Eissporthallen 53 Pro-
zent. Die Ergebnisse zeigen, dass 
die Rückstände aufgrund der 
Gebäudesubstanz besonders 
schwerwiegend bei gedeckten 
Sportstätten sind. Hierbei geht es 
vor allem um den energetischen 
Zustand der Gebäude und Ge-
bäudehüllen sowie marode sani-
täre und technische Anlagen.

In mehr als 40 Prozent der 
Kommunen können wegen des 
schlechten baulichen Zustands 
der Sportstätten bereits jetzt 
einzelne Sportangebote gele-
gentlich nicht stattfinden. 36 
Prozent der Kommunen be-
fürchten, das Sportangebot zu-
künftig reduzieren zu müssen. 
Die befürchtete Reduzierung 
ist im Bereich Sportstätten aber 
moderater als in anderen frei-
willigen Aufgabenbereichen der 
öffentlichen Daseinsvorsorge: 
So geben zum Beispiel 41 Pro-
zent der Kommunen an, ange-
sichts der finanziellen Lage in 
den nächsten Jahren kulturel-
le Angebote herunterfahren zu 
müssen.

Anlagen müssen  
geschlossen werden

Besonders augenfällig wird 
der schlechte Zustand einzel-
ner Sportstätten, wenn man die 
Kommunen danach fragt, wie 
hoch der Anteil der Anlagen ist, 
der in den kommenden drei Jah-
ren geschlossen werden muss, 
sofern keine umfassende Sanie-
rung durchgeführt wird. Hier ge-
ben die teilnehmenden Kommu-
nen an, im Durchschnitt 16 Pro-
zent der Freibäder, 15 Prozent 
der Eissporthallen und 14 Pro-
zent der Hallenbäder schließen 
zu müssen.

Um den Investitionsrückstand 
aufzulösen, der von vielen der 

antwortenden Kommunen im 
Bereich Sportstätten berichtet 
wird, wurde in der Befragung 
nach der Relevanz möglicher Lö-
sungsansätze gefragt, die auch 
über die kommunale Ebene hin- 
ausgehen. Trotz einer Vielfalt 
der zur Auswahl gestellten An-
sätze herrscht aus kommunaler 
Sicht große Einigkeit bezüglich 
der Frage, was auf landes- und 
bundespolitischer Ebene passie-
ren müsse. Rund 76 Prozent al-
ler teilnehmenden Kommunen 
sehen die Lösung vor allem in 
einer besseren Grundfinanzie-
rung von Kommunen, gefolgt 
von einer Entbürokratisierung 
von Förderprogrammen (55 Pro-
zent). Auch ein geringerer Eigen-
mittelanteil (31 Prozent) und ei-
ne Aufstockung von Förderpro-
grammen (29 Prozent) erfahren 

in knapp einer von drei Kommu-
nen Zustimmung.

Deutlich geringer fällt die Zu-
stimmung der Kommunen zu 
Maßnahmen aus, die auf die 
Fortbildung von Mitarbeiten-
den innerhalb der Kommunen 
abzielen – lediglich 0,3 Pro-
zent erachten dies als relevant 
– oder auf die Erstellung einer 
Ebenen übergreifenden Strate-
gie (1,7 Prozent). Diese Rangord-
nung unterstreicht, dass der Er-
halt und Bau von Sportstätten 
in der kommunalen Wahrneh-
mung primär als Finanzierungs-
herausforderung wahrgenom-
men werden. Bestehende För-
derprogramme werden zwar 
registriert, aber ob ihrer büro-
kratischen Anforderungen und 
finanziellen Ausstattung als ver-
besserungswürdig erachtet.  DK

Landesbausparkassen fordern: 

Selbstnutzer nicht weiter 
diskriminieren

Die aktuelle Förderprogramme helfen nicht beim Erwerb von 
Wohneigentum, weil sie von energetischen Mehrkosten auf-
gezehrt werden. Das ist beim Mietwohnungsbau anders, wie 
eine neue Studie von empirica zeigt.

Berlin – Die nächste Bundesregierung muss zu einer Woh-
nungsbauförderung zurückfinden, die potenziellen Wohneigen-
tümern wieder eine faire Chance auf den Erwerb eigener vier 
Wände gibt. Diese Schlussfolgerung ziehen die Landesbauspar-
kassen aus der empirica-Studie „Mieter oder Eigentümer – wer 
wird stärker gefördert?“, die auf einer Pressekonferenz in Ber-
lin vorgestellt wurde. Die Untersuchung kommt zu dem ernüch-
ternden Ergebnis, dass staatliche Hilfen aktuell im Wesentli-
chen dem Mietwohnungsbau zugutekommen. Die für potenziel-
le Selbstnutzer vorgesehenen KfW-Förderprogramme hingegen 
verfehlen weitgehend ihre Wirkung, da sie nicht beim eigentli-
chen Erwerb helfen, sondern lediglich einen Teil der Mehrkos-
ten ausgleichen, die durch übergesetzliche Energieeffizienz-Vor-
gaben an das Gebäude entstehen.

Die Studie basiert auf einer Gegenüberstellung von bereinig-
ten Barwerten der steuerlichen Förderung für Vermieter einer-
seits und der aktuellen Zinsvergünstigungen für unterschiedli-
che KfW-Förderkredite andererseits. Es zeigt sich: Während ei-
ne neue Mietwohnung mit mindestens 18.000 Euro subventio-
niert wird, unterstützt der Staat den eigentlichen Erwerb von 
Wohneigentum zur Selbstnutzung bei gutwilliger Interpretation 
allenfalls mit rund 100 Euro. Anders war es seinerzeit beim Bau-
kindergeld: Unter denselben Annahmen ergab sich hier ein För-
derbarwert auf Augenhöhe von rund 19.000 Euro.

Substanzielle Eigentumsförderung ohne Wenn und Aber

„Angesichts der schwächelnden Wohneigentumsbildung soll-
te die künftige Bundesregierung hier dringend gegensteuern“, 
fordert Axel Guthmann, Verbandsdirektor der Landesbauspar-
kassen und Auftraggeber der Studie. „Es braucht endlich wieder 
eine substanzielle Eigentumsförderung ohne Wenn und Aber.“ 
Sinnvoll wäre aus Sicht von Guthmann zudem ein Erlass oder 
eine Ermäßigung der Grunderwerbsteuer zumindest für Erster-
werbende, besser noch für alle Käufe zur Selbstnutzung. „Kaum 
etwas hilft so effektiv über die Eigenkapitalhürde hinweg – und 
durch die sinkende Kreditbelastung zugleich auch über die Ein-
kommenshürde.“

Auch Studienautor Reiner Braun, Vorstandsvorsitzender des 
Berliner Forschungsinstituts empirica, hält es für wohnungspo-
litisch geboten, die aktuelle Diskriminierung der Wohneigen-
tumsbildung auszugleichen: „Fast jeder neue Eigentümer macht 
am Ende der Umzugskette eine günstigere Mietwohnung frei“, 
argumentiert Braun. Unterstützung beim Erwerb bräuchten vor 
allem Familien, weil der Markt für sie keine passenden Miet-
wohnungen bereithalte. „Und über die Vorteile von Wohnei-
gentum beim Aufbau von Vermögen sollte man gar nicht mehr 
reden müssen. Der Vorsprung von Selbstnutzern gegenüber 
Mietern betrug zuletzt – bei gleichem Einkommen – kurz vor 
dem Ruhestand gut das Fünffache. Das macht sich auch in der 
Altersvorsorge bezahlt.“

Was man auch nicht vergessen dürfe: Die Förderung des Miet-
wohnungsbaus schade angehenden Eigentümern sogar, weil sie 
die Baupreise treibe. „Dafür bedarf es unbedingt einer Kompen-
sation“, sind sich Braun und Guthmann einig.
Zusammenfassung der wesentlichen Studienergebnisse: htt-
ps://presse.lbs.de/pressreleases/foerderung-des-wohneigen-
tums-unter-dem-strich-nur-wenig-wert-3369907. r

Neue Ausgabe LandInForm: 

Eine Fläche mehrfach nutzen
Der Flächenbedarf für die Erzeugung erneuerbarer Energie 
steigt. Aber auch für Wohnraum, Verkehr, Retentions- oder 
Naturräume. Ein Lösungsansatz ist, dass eine Fläche mehrere 
Funktionen erfüllt. In der neuen Ausgabe der LandInForm der 
„Deutschen Vernetzungsstelle Ländliche Räume – für die Ge-
meinsame Agrarpolitik der EU“ (DVS) werden Beispiele und Her- 
ausforderungen gezeigt. Dabei geht es unter anderem um die 
Idee, Photovoltaik-Anlagen mit Landwirtschaft oder der Wie-
dervernässung von Mooren zu verbinden und um Ansätze für 
mehr Klima- und Diversitätsschutz.

Bernhard Osterburg, Thü-
nen-Institut, beschreibt in der 
Einführung, welche Flächen in 
Deutschland für welche Zwe-
cke genutzt werden und wel-
che Trends es bei Flächenbedar-
fen gibt. Prof. Stefan Siedentop, 
Technische Universität Dort-
mund, erläutert, dass die Mehr-
fachnutzung von Flächen kein 
Allheilmittel sei und es weiterhin 
darum gehen müsse, Flächen zu 
schützen. Prof. Sabine Schlacke, 
Universität Greifswald, geht im 
Interview auf das noch fehlende 
Bewusstsein von Planenden auf 
der kommunalen Ebene ein, um 
von Anfang an mehrere Funktio-
nen mitzudenken – und dass es 
dafür zudem an einem gesetzli-
chen Leitbild fehle. 

Photovoltaik auf  
landwirtschaftlichen Flächen 
und Mooren

Der Beitrag „Was kann Ag-
ri-PV“ erklärt das Konzept, 
Photovoltaik-Anlagen mit land-
wirtschaftlicher Nutzung zu 
kombinieren, und dass sich ins-
besondere bei Sonderkultu-
ren wie Obst-, Wein- und Ge-
müseanbau Synergien erge-
ben. Einem größeren Ausbau 
von Agri-PV stehen derzeit je-
doch noch planerische Hürden 
im Weg. Vorgestellt wird un-
ter anderem das Projekt „My-
kovoltaik“, welches den Anbau 
von Trüffeln auf Haselnusswur-
zeln in Kombination mit PV-An-
lagen erforscht.

Um Moor-PV geht es in einem 
Projekt in Schleswig-Holstein: 
Solaranlagen wurden auf einsti-
gen Moorstandorten errichtet, 
die im Zuge der Installation wie-
dervernässt werden. Was funk-
tioniert und was nicht, wird in 
dem Beitrag deutlich.

Keyline-Design  
gegen Schlammlawinen

Nach mehreren Schlammla-
winen als Folge von Starkregen 
hat ein Landwirt in Niedersach-
sen seinen hanglagigen Acker 
umstrukturiert und quer zum 
Hang verlaufende Gräben ange-
legt und Baumreihen gepflanzt 
(Keyline-Design). Am Fuß des 
Hangs wurde eine Kurzumtriebs- 
plantage mit schnellwachsen-
den Weiden gesetzt. Die Struk-
turen sollen das oberflächig ab-
fließende Regenwasser verlang-
samen und die Versickerung 
erhöhen. Eine Schwierigkeit da-
bei: Die für den Erosionsschutz 
optimale Lösung hätte nicht zu 
den Voraussetzungen für eine 
GAP-Förderung gepasst. Die Ge-
hölze nutzt der Landwirt teilwei-
se als Energieholz, zudem bilden 
sie strukturierende Lebensräu-
me in der Landschaft und tragen 
so zur Biodiversität bei.

Weitere Praxisbeispiele, wie 
Flächen mehrfach genutzt wer-
den können, finden Leserinnen 
und Leser in der aktuellen Aus-
gabe der DVS-Zeitschrift „Land-
InForm“ unter www.land-in-
form.de.

Hintergrund

Die „Deutsche Vernetzungs-
stelle Ländliche Räume – für die 
Gemeinsame Agrarpolitik der 
EU“ (DVS) ist in der Bundesan-
stalt für Landwirtschaft und Er-
nährung (BLE) angesiedelt. Ih-
re Aufgaben sind Wissenstrans-
fer und Unterstützung: Die DVS 

vernetzt Menschen, die auf dem 
Land leben, arbeiten oder sich 
für die ländliche Entwicklung 
einsetzen. In ihren Medien in-
formiert die DVS über Neuigkei-
ten und Wissenswertes, bei Ver-
anstaltungen vertieft sie einzel-
ne Themen. Finanziert wird die 
DVS aus Mitteln der Europäi-
schen Union.  r

https://bauma.de/de/kampagne/ticket/allgemein/?utm_campaign=BMA_2025_Besucher&utm_medium=print_mmg&utm_source=BayerischeGemeindezeitung&utm_content=250205OMD002&utm_creative_format=sonstiges&utm_marketing_tactic=awareness
https://presse.lbs.de/pressreleases/foerderung-des-wohneigentums-unter-dem-strich-nur-wenig-wert-3369907
https://presse.lbs.de/pressreleases/foerderung-des-wohneigentums-unter-dem-strich-nur-wenig-wert-3369907
https://presse.lbs.de/pressreleases/foerderung-des-wohneigentums-unter-dem-strich-nur-wenig-wert-3369907
http://www.land-inform.de
http://www.land-inform.de
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GZ ZU GAST BEI ...
Welche Kommune und wie 
viele Einwohner vertreten Sie?

Ich vertrete den Landkreis  
Regensburg mit rund 200.000 
Einwohnerinnen und Einwoh-
nern, die in 41 Gemeinden leben.
Wann haben Sie Ihr Amt an-
getreten?

Ich bin seit 2014 hauptamtlich 
als Landrätin im Einsatz. 2020 
wurde ich mit knapp 70 Prozent 
der Stimmen wiedergewählt 
und setze mich seither weiterhin 
mit vollem Engagement für die 
Menschen in meiner Region ein.
Welchem Beruf sind Sie vor 
Amtsantritt nachgegangen 
bzw. üben Sie diesen nach wie 

gern einen besseren Service zu 
bieten. Besonders am Herzen 
liegt mir die Förderung des Eh-
renamts, denn ohne die vielen 
engagierten Menschen in un-
serer Region wäre vieles nicht 
möglich. Ein weiteres großes 
Zukunftsthema ist die Energie-
wende. Mit einer eigens ge-
gründeten Genossenschaft set-
zen wir verstärkt auf erneuer-
bare Energien wie Wind- und 
Solarenergie, wobei wir die Ge-
meinden aktiv einbinden. 
Womit werden Sie sich noch 
auseinandersetzen müssen/
wollen? 

In den kommenden Jahren 

Tanja Schweiger
Landrätin, Landkreis Regensburg

vor aus?
Nach meinem Abitur habe ich eine Ausbildung 

zur Bankkauffrau absolviert, anschließend Be-

triebswirtschaft studiert und weiter in der Bank 
gearbeitet. Von 2008 bis 2014 war ich Abgeord-
nete der Freien Wähler im Bayerischen Landtag.
Was war Ihr persönlicher Anreiz in die Kom-
munalpolitik zu gehen?

Politik war für mich lange kein Thema. Erst 
durch ein Gespräch mit einem Kommunalpoliti-
ker, der von meinem Wissen und meinem Interes-
se an regionalen Themen begeistert war, begann 
ich mich intensiver mit der Kommunalpolitik aus-
einanderzusetzen. Besonders die Verkehrspolitik 
in Regensburg hat mich von Anfang an beschäf-
tigt. Nach mehreren Gesprächen kam dann die 
überraschende Frage, ob ich nicht für die Freien 
Wähler als Landrätin kandidieren wolle. Ich ha-
be mir Zeit genommen, darüber nachzudenken, 
mit Freunden und Familie gesprochen. Als ich von  
allen Seiten nur positives Feedback bekam, war 
mir klar: Ich probiere es. Denn wegducken gilt 
nicht, wenn man die Chance auf eine derart  
exponierte Position bekommt.
Wie haben Sie sich vorbereitet? 

Ich habe mir vor allem Zeit genommen, um 
mir über die Tragweite dieser Entscheidung klar 
zu werden. Statt vorschnell abzusagen, habe ich 
mich intensiv mit politischen Themen befasst, 
mich eingelesen und Gespräche mit erfahrenen 
Kommunalpolitikern geführt. Vor allem mein 
Umfeld hat mich bestärkt und mir das Vertrauen 
gegeben, diesen Schritt zu wagen.
Wo lagen bei Ihrem Amtsantritt die Heraus-
forderungen? 

2014 war ein herausforderndes Jahr, denn die 
Flüchtlingskrise begann kurz nach meinem Amts-
antritt. Plötzlich mussten innerhalb kürzester Zeit 
Unterkünfte, Integrationskonzepte und Verwal-
tungsstrukturen angepasst werden. Gleichzei-
tig war im Landkreis ein akuter Wohnraumman-
gel spürbar, weshalb es dringend notwendig war, 
neue Baugebiete auszuweisen. Die Verkehrssi-
tuation in Regensburg war ebenfalls ein großes 
Thema, mit dem ich mich von Anfang an intensiv 
auseinandergesetzt habe.
Welche Themen beschäftigen Sie momentan? 

Derzeit gibt es zahlreiche Themen, die mich 
und unser Amt intensiv fordern. Die Integration 
von Geflüchteten ist nach wie vor eine wichtige 
Aufgabe, insbesondere im Hinblick auf Arbeits-
marktchancen und gesellschaftliche Teilhabe. 
Die Digitalisierung der Verwaltung spielt eben-
falls eine große Rolle, um Bürgerinnen und Bür-

wird es darum gehen, bürokratische Hürden wei-
ter abzubauen, damit Menschen schneller in Ar-
beit kommen und Unternehmen mehr Planungs-
sicherheit haben. Der Breitbandausbau bleibt ei-
ne zentrale Aufgabe, denn eine starke digitale 
Infrastruktur ist essenziell für den Wirtschafts-
standort. Zudem möchte ich weiterhin bürger-
schaftliches Engagement stärken, denn die Ver-
eine und Initiativen in unserer Region sind ein 
wichtiger Bestandteil unseres gesellschaftlichen 
Lebens. 
Haben Sie einen wichtigen Ratschlag für jun-
ge Kolleginnen und Kollegen?

Mein wichtigster Rat ist: Einfach machen! 
Traut euch, Verantwortung zu übernehmen und 
euch aktiv in die Politik einzubringen. Kommu-
nalpolitik bedeutet, ganz konkret das Lebensum-
feld der Menschen zu gestalten – und genau hier 
kann man wirklich etwas bewegen. 
Wie beziehen Sie Kolleginnen und Kollegen / 
Bürgerinnen und Bürger / Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter in Ihre Arbeit und in Ihre Ent-
scheidungsfindung ein?

Mir ist es wichtig, Entscheidungen nicht im stil-
len Kämmerlein zu treffen, sondern den Dialog 
zu suchen. Ich tausche mich regelmäßig mit Bür-
gerinnen und Bürgern aus, sei es in persönlichen 
Gesprächen oder über Umfragen. Auch die Bür-
germeisterinnen und Bürgermeister der Gemein-
den sind wertvolle Ansprechpartner. Mein Ziel ist 
es, möglichst viele Perspektiven einzubeziehen, 
bevor ich eine Entscheidung treffe.
Wieviel Einfluss wird die Digitalisierung auf 
die künftige Kommunalpolitik haben?

Die Digitalisierung wird die Kommunalpolitik 
grundlegend verändern. In unserer Verwaltung 
nutzen wir bereits digitale Lösungen wie einen 
Chatbot, der Bürgeranfragen beantwortet. Den-
noch gibt es noch viel Potenzial, insbesondere bei 
der Vernetzung mit Landes- und Bundesbehör-
den. Digitalisierung darf aber nicht zu unpersön-
lich werden – ein guter Mix aus digitalen Ange-
boten und persönlichem Kontakt ist für mich der 
richtige Weg.
Gibt es ein Lebensmotto, das Sie begleitet?

Mein Motto ist: „Nicht wegducken, sondern 
Verantwortung übernehmen.“ Das gilt sowohl 
für meine Arbeit als Landrätin als auch für das Le-
ben im Allgemeinen. Ich bin überzeugt, dass wir 
nur dann etwas verändern können, wenn wir uns 
aktiv einbringen.
Wie wollen Sie in Erinnerung bleiben?

Ich möchte als eine Landrätin in Erinnerung 
bleiben, die zugehört, zugepackt und wirklich et-
was bewegt hat. Mir geht es darum, den Land-
kreis Regensburg weiterzuentwickeln, sodass die 
Menschen hier gerne leben, arbeiten und sich 
engagieren. Wenn man in ein paar Jahren sagt: 
„Die hat’s angepackt, hatte uns alle im Blick und 
für die Region viel Gutes bewirkt“, dann wäre das 
für mich die schönste Anerkennung.  r

© Cornelia Lehmann (ZDF), Sendung Markus Lanz 2024

Landkreis Regen:

„Tourismus und Gastronomie  
sind sehr wichtig“

Landrat Dr. Ronny Raith diskutierte in Bodenmais mit Gastronomen und Hoteliers

Bodenmais – Tourismus und Gastronomie sind tragende Säulen der 
Wirtschaft im Landkreis Regen. „Gastronomen und Vermieter leis-
ten einen entscheidenden Beitrag zur regionalen Wertschöpfung“, 
betonte Landrat Dr. Ronny Raith bei einem Treffen mit Branchen-
vertretern im Hotel Adam in Bodenmais. Gemeinsam mit Monika 
Schweizer, der Kreisvorsitzenden des Deutschen Hotel- und Gast-
stättenverbandes (Dehoga), lud er Hoteliers und Gastronomen ein, 
um ihre Anliegen direkt zu besprechen.

In einem gut gefüllten Ne-
benraum stand ein offener Aus-
tausch im Mittelpunkt. „Was er-
warten Sie vom Landkreis? Wel-
che touristischen Schwerpunkte 
sollten wir setzen? Wie können 
wir Sie konkret unterstützen?“, 
leitete Raith die Diskussion ein. 

Raith erfuhr, dass im Land-
kreis Regen Kontrollen vermeint-
lich häufiger stattfinden als in an-
deren Tourismusregionen. „Es ist 
unsinnig, einen Badeweiher zu 
prüfen, bevor die Ergebnisse der 
letzten Probe vorliegen“, erklär-
te ein Hotelier. Der vorgeschrie-
bene Zeitraum sei so knapp, dass 
er bei der zweiten Kontrolle noch 
keinen Befund von der ersten ha-
be. Andere Hoteliers berichteten 
von ähnlichen Problemen. Raith 
versprach, diese mit den Verant-
wortlichen im Landratsamt zu 
besprechen. „Wir müssen die ge-
setzlichen Vorgaben einhalten“, 
betonte er. Wo es möglich sei, 
werde man die Zeiträume anpas-
sen.

Mehr Radwege gewünscht

Die Teilnehmer wünschten sich 
mehr Radwege und Angebote 
für Radfahrer. „Das ist eine wich-
tige Zielgruppe“, betonte auch 
Schweizer. Landkreistouristike-
rin Elisabeth Unnasch erklärte, 
dass ein Radwegekonzept in Ar-
beit sei. „Wir haben das Problem 
erkannt und arbeiten an Verbes-
serungen“, sagte sie. Raith ver-
sprach, dieses Anliegen an die 
Bürgermeister weiterzugeben, 
da viele Entscheidungen in deren 
Zuständigkeitsbereich fallen.

Der langsame Ausbau der In- 
frastruktur, insbesondere der 

Mobilfunknetze, beschäftigt die 
Dehoga-Mitglieder ebenfalls. 
Auch über den Tourismusver-
band Ostbayern (TVO) wurde ge-
sprochen. Einige Vermieter lob-
ten den TVO, während andere 
wenig Unterstützung beklagten. 
Besonders der Wellnessbereich 
werde gut beworben, klassische 
Wander- und Erholungsurlaube 
jedoch zu wenig.

Alle Teilnehmer waren sich ei-
nig, dass die Destination „Baye-
rischer Wald“ stärker beworben 
werden sollte. Den Bayerischen 
Wald kennen die Menschen in 
ganz Deutschland, während Ost-
bayern ein diffuser Begriff bleibt.

Sorge bereiten die kleineren 
Betriebe. „Wir brauchen die Pen-
sionen und Privatvermieter“, 
stellten die Gastronomen fest. 
Ohne sie fehlen auch Einnah-
men in den Geschäften der Orte. 
Wenn weitere Geschäfte schlie-
ßen, wird die Region für Urlaubs-
gäste weniger attraktiv, befürch-
teten viele Teilnehmer.

Problem Fachkräftemangel

Ein weiteres Problem ist der 
Mangel an Mitarbeitern. „Ohne 
ausländisches Personal geht es 
nicht mehr“, waren sich alle einig. 
Man könne nicht nur auf Zuwan-
derung aus EU-Ländern setzen, 
sondern brauche Menschen aus 
allen Nationen. Sprachproble-
me seien oft ein Hindernis. Raith 
wurde gebeten, e-Learning-Platt-
formen und Sprachkurse zu orga-
nisieren.

Zuletzt sprachen die Teilneh-
mer über touristische Leucht-
turmprojekte. Hoteliers und 
Gastwirte wünschen sich mehr 

staatliche Unterstützung. Raith 
betonte, dass er nicht nur Vor-
schläge anhören, sondern auch 
Projekte unterstützen würde. Für 
Errichtung und Betrieb seien Pri-
vatunternehmer gefragt, er und 
die Wirtschaftsförderung könn-
ten jedoch beratend helfen.

Mehrwertsteuer

Raith versprach, Anliegen wie 
den vergünstigten Mehrwert-
steuersatz für die Gastronomie 
an die Bundespolitik weiterzutra-
gen. Die Bürgermeister werde er 
ermuntern, mehr über den Ein-
satz der Kurtaxen und Tourismus- 
abgaben zu informieren.

Regelmäßiger Austausch 
vereinbart

Abschließend wurde verein-
bart, dass man sich künftig re-
gelmäßig zwei Mal pro Jahr zum 
Austausch treffen will.  r

Tourismusverband Franken  
erneut ausgezeichnet

Der Tourismusverband Franken zählt erneut zu den besten deut-
schen Tourismusorganisationen. Bei der ITB Berlin wurde der Ver-
band mit dem „Touristik PR und Medien Award“ ausgezeichnet und 
belegt Platz 9 im weltweiten Ranking der besten Verkehrsbüros. Be-
reits 2024 gelang der Sprung in die Top 10, nun konnte die Platzie-
rung bestätigt werden.

Rund 150 Reisejournalisten und 
Blogger bewerteten die Pressear-
beit in Kategorien wie Fachkom-
petenz, Medienbetreuung und 
kreative Kampagnen. „Diese er-
neute Platzierung unter den Top 
10 bestätigt unser Engagement“, 
betonte Thomas Bold, Vorsitzen-
der des Tourismusverbands. Be-
sonders hervorgehoben wurde 
die vertrauensvolle Zusammen-
arbeit mit den Medien. Um sei-
ne Markenbotschaft „Franken – 
Freude am Entdecken“ weiter zu 
stärken, setzt der Verband auf ei-
ne breite Medienpräsenz. 

Unterstützung für Medien

Der Tourismusverband Fran-
ken bietet Journalisten und Blog-
gern eine Vielzahl an Serviceleis-
tungen: Neben regelmäßigen 
Pressemitteilungen und dem mo-
natlichen Pressedienst „Der Fran-
kenReporter“ mit aktuellen News 
aus den 16 fränkischen Ferien-
landschaften, organisiert der Ver-
band Presse- und Bloggerreisen, 
Redaktionsgespräche und Pres-
sekonferenzen. Zudem steht mit 
dem jährlich erscheinenden Re-
cherche-Handbuch und dem Me-

V.l.: Landrat Thomas Bold (Vorsitzender Tourismusverband Franken), 
Angelika Schäffer (Geschäftsführerin) und Jörg Hentschel (Referent 
der Geschäftsführung) bei der Preisübergabe.  Bild: Tourismusverband Franken

Bayerns Tourismus  
setzt auf Nachhaltigkeit

Ministerin Kaniber: „Wir bewahren unsere Heimat und schaffen unvergessliche Erlebnisse“

München – Bayerns Tourismus punktet mit Nachhaltigkeit. Er ver-
bindet Erholung mit dem Schutz von Natur und Kultur. Dies bele-
gen die aktuellen Auszeichnungen für besonders nachhaltige Tou-
rismusprojekte: Der Haßberge Tourismus e.V. und die Firma PDC 
Tourism erhielten für ihr Engagement das Goldene Pedal des Allge-
meinen Deutschen Fahrrad-Clubs Bayern. Zudem ehrte jüngst der 
Allgemeinen Deutschen Automobil-Clubs (ADAC) das Wanderdorf 
Friedenfels, Bayerns erstes zertifiziertes Naturerlebnisdorf, mit sei-
nem Tourismuspreis. geehrt. Die Preisträger stehen für kreative Ide-
en, authentische Erlebnisse und nachhaltige Konzepte. Sie sind da-
mit Vorbilder für zukunftsfähigen Qualitätstourismus im Freistaat.

Bayerns Tourismusministerin 
Michaela Kaniber betont: „Der 
Bayerntourismus verfolgt einen 
ganzheitlichen Ansatz: er kommt 
Gästen, Beschäftigten und Ein-
heimischen zugute, bewahrt eine 
lebenswerte Heimat und ist na-
tur- und sozialverträglich. Kurz-
um: er ist nachhaltig.“ Sie fährt 
fort: „Lebensqualität und Akzep-
tanz für den Tourismus gehö-
ren untrennbar zusammen. Un-
ser Ziel ist es, einen Tourismus 
zu gestalten, der die Heimat be-
wahrt und von dem sowohl die 
Gäste als auch die Einheimischen 
profitieren. Nachhaltigkeit ist da-
bei der zentrale Baustein. Nur 
wenn Tourismus im Einklang mit 
Mensch und Natur steht, bleibt 
er langfristig erfolgreich.“

Mehr als Naturschutz

Nachhaltiger Tourismus be-
deutet nach Ansicht der Ministe-
rin mehr als Naturschutz: Er um-

fasse auch Besucherlenkung, kli-
mafreundliche Mobilität, Inklusi-
on sowie die Unterstützung von 
heimischen Betrieben mit au-
thentischen Gastgebern sowie 
regionalen Produkten. Diese Auf-
gaben übernehmen verstärkt die 
regionalen Tourismusorganisa-
tionen, die mit innovativen Kon-
zepten die Zukunft der Reisezie-
le aktiv gestalten. Die Bayerische 
Tourismusmarketing GmbH (Bay-
TM) stellt dafür speziell entwi-
ckelte Werkzeuge bereit, damit 
jede Region eine eigene nachhal-
tige Strategie entwickeln kann.

Dem Bayerischen Tourismus-
ministerium kommt dabei eine 
entscheidende Rolle in der Ge-
staltung regionaler Lebens- und 
Erlebnisräume zu: „Bayern ist ein 
wunderbares Genussland, das 
mit seiner lebendigen Kultur und 
seiner kulinarischen Tradition un-
vergessliche Reiseerlebnisse bie-
tet. Wir sind die Heimat für ehrli-
chen Genuss mit überraschender 

Vielfalt Wir wollen das Bewusst-
sein für die Schönheit und den 
Wert der bayerischen Landschaft 
weiter schärfen. Ein Urlaub in 
Bayern soll nicht nur für unver-
gessliche Erlebnisse stehen, son-
dern auch zum Erhalt der Natur 
und der Tradition beitragen“, er-
klärt die Ministerin. Nach Ansicht 
Kanibers verdeutlicht das dies-
jährige Schwerpunktthema der 
Bayerischen Tourismusmarketing 
GmbH „So schmeckt Bayern!“ 
eindrucksvoll, wie eng Landwirt-
schaft und Tourismus miteinan-
der verknüpft sind.

Veranstaltungshinweis

Ein weiteres Highlight, bei dem 
nachhaltiger Tourismus in Bay-
ern auch eine Rolle spielt, ist die 
GenussKonferenz „Kulinarik und 
Tourismus – Lebensqualität und 
Wertschätzung für den ländlichen 
Raum“ am 20. März in Bamberg. 
Experten und Akteure aus Tou-
rismus, Kulinarik und Landwirt-
schaft tauschen sich darüber aus, 
welche Synergien sich zwischen 
den Branchen ergeben. Zudem 
diskutieren sie, welche Trends 
und Innovationen sich im Bereich 
Kulinarik und Tourismus abzeich-
nen und wie die Lebensqualität 
stärken und zur Wertschöpfung 
in Bayern beitragen können. 

https://www.genussakademie.
bayern.de/genusskonferenz r

dienportal https://medienser-
vice.frankentourismus.de/ eine 
umfangreiche Informationsquel-
le für Medienschaffende zur Ver-
fügung.

Neben den besten Ver-
kehrsbüros wurden beim Award 
auch herausragende Reisejour-
nalisten, Blogs und PR-Agentu-
ren geehrt.  r 

https://www.genussakademie.bayern.de/genusskonferenz
https://www.genussakademie.bayern.de/genusskonferenz
https://medienservice.frankentourismus.de/
https://medienservice.frankentourismus.de/
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In der letzten Ausgabe der 
Gemeindezeitung war zu le-
sen, dass der Landkreis Bad 
Tölz-Wolfratshausen jetzt eine 
Katzenschutzverordnung erlas-
sen hat, um so genannte Frei-
gängerkatzen zu registrieren 
und zu kastrieren.

Wobei in meinen Ohren das 
Wort Freigängerkatze etwas 
seltsam klingt. Menschen spre-
chen von Freigängern, wenn sie 
Knackis meinen, die wegen guter Sozialprogno-
se tagsüber die Strafanstalt verlassen dürfen. Ein 
Katzenzuhause ist aber in der Regel kein Knast, 
eine liebevolle Halterfamilie sind keine Gefange-
nenwächter, sondern eher Servicepersonal, und 
keine Katze fragt um Erlaubnis, wenn sie streu-
nen gehen will.

Und dann die Sache mit dem Kastrieren: Das 
hört sich natürlich auch nicht gut an. Im Hinblick 
auf die freie Entfaltung der Persönlichkeit und 
auf ein erfülltes Geschlechtsleben sogar echt 

verboten. Aber uns Katzen ist es halt mal nicht 
gegeben, Enthaltsamkeit zu üben, sich zu be-
herrschen oder beim Anblick eines geschlechts-
reifen Gegenübers noch an anderes als an die 
Fortpflanzung zu denken. Da ist es schon besser, 
das Temperament rechtzeitig operativ zu dämp-
fen. Mir jedenfalls geht die dauernde Rolligkeit 
von früher nicht ab.

Im Zweifel weiß der Mensch halt am besten, 
was für ein Tier gut ist. Schließlich ist das Zu-
sammenleben von Mensch und domestiziertem 
Tier so alt wie die Sesshaftigkeit der Menschen 
selbst. Tier und Mensch haben sich in der Welt-
geschichte immer ergänzt. Tiere liefern die Roh-
stoffe für Kleidung und Decken, sie liefern vielfäl-
tige Nahrungsmittel, sie ziehen und tragen Las-
ten, wie dies Ochsen und Pferde tun. Sie sind im 
Frieden Kollegen und im Krieg Kameraden. Noch 
im Zweiten Weltkrieg wurden von vielen Armeen 
mehr Pferde als Kraftwagen eingesetzt und auch 
in unseren hochtechnisierten Zeiten bleiben die 
Gebirgsjäger Fans von Maultieren.

Neben dieser unmittelbaren Nützlichkeit spen-
den sie den Menschen Ruhe und Trost, lassen 
sich streicheln, geben Wärme, bringen mit ihren 

Faxen und Tollpatschigkeiten 
die Leute zum Lachen. Hunde 
führen blinde Menschen durch 
die Großstadt, Therapiepferde 
unterstützen seelisch aus dem 
Gleichgewicht geratene Teen-
ager und Hasen sind offenbar 
ein großer Gewinn für demenz-
kranke Senioren.

Es ist also nur gerechtfertigt, 
dass Tiere hochgeschätzt wer-
den und man ihnen und ihren 

natürlichen Bedürfnissen gerecht werden will. 
Aber es ist wohl ein Zeichen unserer Zeit, dass 
das Pendel immer wieder in extreme Richtungen 
ausschlägt.

Wenn vor Weihnachten von Aktivisten ge-
gen das Angebot von Gänsen vor einschlägi-
gen Metzgereien demonstriert oder zu Ascher-
mittwoch zum Boykott von Fischläden aufgeru-
fen wird, dann ist das zunächst mal skurril. Aber 
wenn dort gebrüllt wird, dass Gerd der Ganter 
oder Flori die Forelle noch leben wollten, dann ist 
das grotesk: Wenn man ihr Fleisch nicht verkau-
fen könnte, würden weder Gerd noch Flori das 
Licht der Welt erblickt haben.

Oder die Diskussionen um Halteformen in der 
Landwirtschaft: Bauern wissen seit der Sess-
haftwerdung des Menschen um die Wichtig-
keit und die Bedürfnisse der Tiere. Sicher, es gab 
immer wieder Menschen, die Tiere absichtlich, 
aus Spaß oder Profitgier quälten. Gibt es viel-
leicht auch heute noch. Aber ein normaler Land-
wirt sieht im Tier einen Produktionsfaktor, den 
er ebenso pfleglich und schonend behandelt, wie 
der Handwerker sein Werkzeug und der Unter-
nehmer seine Maschinen.

Deshalb ist zu hoffen, dass bei einer künftigen 
Bundesregierung die Landwirtschaftspolitik den 
Weg des Veganismus und des Bauernbashing 
wieder verlässt und die Regeln für die Nutztier-
haltung sach- und fachgerecht statt ideologisch 
aufstellt. Denn auch das würde zu einer Rück-
kehr zu Maß, Mitte und Vernunft in der Politik 
gehören: Tiere müssen nach ihren Bedürfnissen 
gehalten werden und nicht nach den Maßstä-
ben die lebensfremde Tierschutzaktivisten auf-
stellen.

Tiere brauchen natürlich Schutz, aber bitte 
vernünftig. Denn Mark Twain hat Recht: „Tiere 
sind die besten Freunde des Menschen. Sie stel-
len keine Fragen und kritisieren nicht“.

Ihr Pino

GZ PINOS WELT
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„Klärwerk-Clip“  
in Bamberger Stadtbussen

Programm für mentale Gesundheit  
von Kindern und Jugendlichen

Das Jugendalter und das junge Erwachsenenalter sind Lebenspha-
sen, die von tiefgreifenden körperlichen, emotionalen und sozialen 
Veränderungen geprägt sind. Diese Umbrüche können Jugendliche 
anfällig für psychische Herausforderungen machen, die oft in Form 
von Stress, Angst, Depressionen oder anderen psychischen Erkran-
kungen auftreten.

2020 initiierte die Stadt Bam-
berg in der Corona-Krise einen 
Fach-Austausch über die psychi-
sche Gesundheit von Kindern, 
wodurch das Kooperationspro-
gramm von Stadt und Landkreis 
Bamberg sowie der Gesundheits-
region+ „Klärwerk – wenn alles 
scheiße ist“ geschaffen wurde. 
Hierbei werden Kinder, Jugend-
liche, junge Erwachsene, Fami-
lien und Fachkräfte bei Fragen 
und Krisen mit Informationen 
und Hilfsangeboten versorgt. 
Mit der Internetseite www.klaer-
werk-bamberg.de der Gesund-

heitsregion Plus Bamberg wird 
die Suche nach Unterstützungs-
möglichkeiten erheblich verein-
facht.

Ganz neu läuft seit Februar ein 
Clip in den Stadtbussen, der sich 
mit dem Thema psychische Kri-
sen auseinandersetzt und auf 
die Website von „Klärwerk“ ver-
weist. 

Jugendliche der offenen Ju-
gendarbeit Bamberg haben ge-
meinsam mit Mitarbeiterinnen 
von iSo e.V. den Film entwickelt 
und „Klärwerk“ zur Verfügung 
gestellt.  r

Matthias Wiechert (Sozialpsychiatricher Dienst des SkF e.V.) und  
Alexandra Hölzlein (Gesundheitsamt Bamberg) vor den Bildschirmen 
in einem Bamberger Stadtbus.  Bild: Landratsamt Bamberg / Hölzlein

 Bild: Diana Sonntag, LRA Donau-Ries

Landkreis Donau-Ries:

1000 Schulen für unsere Welt
Albrecht-Ernst-Gymnasium Oettingen unterstützt  

Schulbauprojekt im Senegal
Oettingen. Das Albrecht-Ernst-Gymnasium (AEG) Oettingen enga-
giert sich für bessere Bildungschancen weltweit: Schulleiter Christi-
an Heinz überreichte kürzlich im Landratsamt eine Spende in Höhe 
von 3.300 Euro für ein Schulbauprojekt in Fallok, Senegal.

Das Projekt ist Teil der von 
Landrat Stefan Rößle ins Leben 
gerufenen Initiative „1000 Schu-
len für unsere Welt“ und wird in 
Zusammenarbeit mit dem Verein 
Menschenfreude e.V. sowie mit 
einer Förderung der Bayerischen 
Staatskanzlei umgesetzt. 

Verwendung

Die Spende fließt in die Re-
novierung eines Schulgebäudes 
vor Ort, um den Kindern in Fal-
lok bessere Lernbedingungen zu 

ermöglichen.
Landrat Stefan Rößle würdigte 

das Engagement der Schule: „Es 
ist beeindruckend, mit wie viel 
Einsatz sich die Schülerinnen und 
Schüler sowie das gesamte AEG 
Oettingen für dieses Projekt en-
gagieren. Solche Initiativen zei-
gen, dass wir gemeinsam Großes 
bewirken können und dass Bil-
dung keine Grenzen kennt.“ Auch 
in der Vergangenheit unterstütz-
te das AEG Oettingen bereits Bil-
dungsprojekte im Globalen Sü-
den, insbesondere in Haiti.  r

Bezirk Niederbayern: 

Standards müssen auf den Prüfstand
Diskussion über Finanzierungsengpässe, Personalmangel und Reformbedarf  

in der Behindertenhilfe
Freyung. Vor wenigen Monaten übernahm Julia Lorenz die Leitung 
der Caritasschule St. Elisabeth in Freyung. Beim Antrittsbesuch 
von Bezirkstagspräsident Dr. Olaf Heinrich standen neben der po-
sitiven Entwicklung der Schule auch die wachsenden Herausforde-
rungen im Sozialbereich im Mittelpunkt. Mit Vertretern des Förder-
zentrums sowie des Kreis-Caritasverbandes Freyung-Grafenau als 
Träger diskutierte er über einige zentrale Herausforderungen der Be-
hindertenhilfe, wie etwa den akuten Personalmangel, die steigen-
den Sozialausgaben sowie mögliche Reformansätze im Bereich der 
Schulbegleitung und beim inklusiven Wohnen. Heinrich forderte da-
bei eine Überprüfung bestehender Standards sowie effizientere Lö-
sungen, um das deutsche Sozialsystem langfristig tragfähig und fi-
nanzierbar zu halten.

Die Caritasschule St. Elisabeth 
ist ein auf den Bereich der geis-
tigen Entwicklung spezialisier-
tes Förderzentrum in der Trä-
gerschaft des Kreis-Caritasver-
bandes Freyung-Grafenau e.V. 
Ihr angegliedert sind eine schul-
vorbereitende Einrichtung (SVE) 
und eine heilpädagogische Tages-
stätte. Wie Schulleiterin Julia Lo-
renz erläuterte, setzt das päda-
gogische Konzept der Einrichtung 
auf eine individuelle Förderung 
in kleinen Klassen sowie eine en-
ge, diagnosegeleitete Zusammen-
arbeit zwischen Lehrkräften, El-
tern und weiteren pädagogi-
schen Fachkräften. Derzeit besu-
chen 84 Kinder und Jugendliche 
das Förderzentrum: 75 Schüler 
mit geistiger Behinderung wer-
den in insgesamt sieben Klassen 
mit je maximal zwölf Kindern un-
terrichtet; acht Kinder besuchen 
mit der schulvorbereitenden Ein-

richtung (SVE) den Kindergarten 
für Kinder mit besonderem För-
derbedarf.

Julia Lorenz trat als Schulleite-
rin erst vor wenigen Monaten die 
Nachfolge von Ansver Sobtzick 
an und war zuvor rund 30 Jahre 
lang als Konrektorin sowie zuletzt 
auch als Interimsleitung tätig. Mit 
den umfangreichen Baumaßnah-
men sowie der Corona-Pandemie 
liegen spannende und fordernde 
Jahre hinter der sonderpädagogi-
schen Einrichtung. Man habe da-
bei zu jedem Zeitpunkt das Wohl-
wollen der Regierung von Nieder-
bayern sowie des Kreis-Caritas-
verbandes als Träger gespürt und 
fühle sich als Förderzentrum auch 
gesellschaftlich wertgeschätzt, be-
tonte Lorenz. Dank umfangreicher 
Investitionen sei die Einrichtung 
heute sowohl baulich als auch pä-
dagogisch auf einem sehr guten 
Stand, wie Florian Kasparak, ge-
schäftsführender Vorstand des 
Kreis-Caritasverbandes, betonte.

Zunahme der Sozialabgaben 
und des Personalmangels

Bezirkstagspräsident Dr. Olaf 
Heinrich betonte zu Beginn des 
fachlichen Austauschs, dass die 
Behindertenhilfe zunehmend mit 
finanziellen und personellen Eng-
pässen konfrontiert ist. Die So-
zialausgaben haben in den ver-
gangenen Jahren ebenso deut-
lich zugenommen wie der Perso-
nalmangel. In Kombination mit 
einer schwächelnden Wirtschaft 
und rückläufigen Steuereinnah-
men sei ohne ein konsequentes 
Gegensteuern der Fortbestand 
des Systems gefährdet, zeigte 

sich der Bezirkstagspräsident be-
sorgt. 

Abschied  
von der „Lebenslüge“

Die Bayerischen Bezirke er-
arbeiten daher Vorschläge, um 
mit weniger Personal- und gerin-
gerem Mitteleinsatz bestmögli-
che Betreuung zu ermöglichen. 
Um die Effizienz und Bezahlbar-
keit des Systems zu verbessern, 
müssten Standards in allen Be-
reichen auf den Prüfstand, un-
terstrich Heinrich. Die Gesell-
schaft müsse sich von der „Le-
benslüge“ verabschieden, dass 
der Staat jedem in jeder Situati-
on helfen und die Probleme lösen 
könne. Der Sozialstaat sollte sei-
ne Leistungen stattdessen kraft-
voll auf diejenigen konzentrieren, 
die tatsächlich auf Hilfe angewie-
sen sind.

Gemeinsam mit den Vertre-
tern von Schule und Träger disku-
tierte der Bezirkstagspräsident u. 
a. Einsparpotenziale im Bereich 
der Schulbegleitung. Diese am-
bulante Form der Eingliederungs-
hilfe soll jungen Menschen die 
gleichberechtigte Teilhabe am 
Unterricht und damit Inklusion 
ermöglichen. Im Rahmen einer – 
v. a. an den Regelschulen verbrei-
teten – Individualbetreuung wer-
den jedoch große personelle Ka-
pazitäten gebunden und zugleich 
erhebliche finanzielle Mittel auf-
gewendet. Heinrich sprach sich 
daher für Pool-Lösungen aus, um 
das System effizienter und kos-
tengünstiger zu gestalten und 
berief sich hierbei auch auf wis-
senschaftliche Erkenntnisse. Ge-
mäß einer aktuellen Studie sei 
die Schulbegleitung grundsätz-
lich ein sehr effektives Instru-
ment, sie werde aber inflationär 
eingesetzt, was dazu führe, dass 
in manchen Klassen teils mehr als 
eine Hand voll erwachsene Be-
gleiter Platz nehmen. Dies sei ob-
jektiv betrachtet jedoch in den 
wenigsten Fällen tatsächlich not-
wendig und sinnvoll.

Auch Schulleiterin Julia Lorenz 
gab zu bedenken, dass die perso-
nellen Bedarfe der Schulbeglei-

tung von der Behinderungsart 
sowie den individuellen Bedürf-
nissen der Kinder und Jugendli-
chen abhängen. Im Bereich der 
Förderschulen hätten Schullei-
tung und Lehrkräfte die Möglich-
keit einzuwirken und im Dialog 
mit den Eltern einen sinnvollen 
Betreuungsschlüssel festzulegen. 
Dies sei auch an Regelschulen 
vertretbar, so Lorenz. Bezirks-
tagspräsident Heinrich stellte da-
her den Rechtsanspruch auf indi-
viduelle Schulbegleitung in Frage. 
Das Recht auf Schulbegleitung 
solle unbedingt erhalten bleiben, 
allerdings soll nicht mehr jedem 
Schüler ein individueller Betreuer 
zur Seite gestellt werden.

Im Bereich der Wohnheime 
für Menschen mit Behinderung 
schlagen die Entwicklungen des 
demographischen Wandels sowie 
des Fachkräftemangels zuneh-
mend durch. Wegen des flächen-
deckenden und weiter zuneh-
menden Personalmangels kön-
nen die ohnehin knappen Wohn-
heimplätze oftmals nicht mehr 
belegt werden, berichtete Träger-
vertreter Florian Kasparak. Man 
müsse daher die Frage stellen, 
ob eine Absenkung der Fachkraft-
quoten und eine Erhöhung der 
Maximalgröße der Wohnheime 
der Eingliederungshilfe nicht un-
umgänglich sei, um die bestehen-
den Bedarfe weiter bedienen zu 
können. Problematisch sei hier-
bei, dass die Einrichtungen oft-
mals auf Zuschüsse von der „Ak-
tion Mensch“ angewiesen sind 
und diese nur Wohnheime mit ei-
ner vergleichsweise kleinen Bele-
gungszahl fördern. Heinrich nahm 
diese Anregung auf und verwies 
abschließend auf die Intenti-
on der Bezirke, das Sozialsystem 
pragmatisch optimieren zu wol-
len, um einen absehbaren Kahl-
schlag zu verhindern.  r
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Vorschau auf GZ 7
In unserer Ausgabe Nr. 7/2025, die am 27. März 2025  
erscheint, behandeln wir folgende Fachthemen:
• IT l E-Government l Breitband l Mobilfunk
• Arbeitsplatz Kommune
• Umwelttechnologien und Ressourcenschutz
• Abfall l Entsorgungsmanagement l technische Lösungen
• Kommunalfahrzeuge l Fuhrpark

 Energiedienstleistung

Kommunale IT

www. .deEtschel Brunnenservice GmbH  - Rudolfstr. 112  -  82152 Planegg
Tel.: +49 (0) 89 420 496-51  -  Fax: +49 (0) 89 420 496-55  -  info@etbs.de

Brunnensanierung /
Brunnenregenerierung 

Kommunale 
Immobilienentwicklung

L I E F E R A N T E N N A C H W E I S GZGZ

 Kommunalfi nanzierung

KFB Leasfinanz GmbH 
 

Kommunaler    Mietkauf 
Kommunales    Leasing 
 

für Mobilien und Immobilien 
 

    www.kfb-reuth.de 

Informati onssicherheit und 
Datenschutz

Für jeden der richtige Unimog.
Bei Ihren Profis in der Region.

Henne Nutzfahrzeuge GmbH 
85551 Heimstetten, www.henne-unimog.de

Carl Beutlhauser Kommunal- und Fördertechnik GmbH & Co. KG 
93095 Hagelstadt, www.beutlhauser.de

Wilhelm Mayer GmbH & Co. KG Nutzfahrzeuge 
89231 Neu-Ulm, www.wilhelm-mayer.com

Carl Beutlhauser Kommunaltechnik GmbH & Co. KG 
95326 Kulmbach, www.beutlhauser.de

Ing. Kurt Herold GmbH & Co. KG 
97076 Würzburg, www.kurt-herold.de

KLMV GmbH 
95145 Oberkotzau, www.klmv.de
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Altersversorgung

www.pluspunktrente.dewww.pluspunktrente.de
www.pluspunktrente.de

Glasfaser / Glasfaserausbau

www.telekom.de/glasfaser

Glasfaser / Glasfaserausbau

Firmensitz Schwerin
0385/30 31-251
info@kubus-mv.de

Standort München
089/44 235 40-00 
bayern@kubus-mv.de www.kubus-mv.de

Kommunalberatung

Abonnieren Sie unseren 
KOSTENFREIEN NEWSLETTER: 

www.gemeindezeitung.de/newslett er

 Kommunalfi nanzierung

Grünes Licht  
für Glasfaser.
Sichern Sie sich Glasfaser-Ausbau- 
kapazitäten für Ihre Kommune unter:
  

Unsere Grüne Glasfaser 
Adalperostraße 82-86, 85737 Ismaning
unseregrueneglasfaser.de

0800 410 1 410

Ihre Kommunalkredit- und Förderbank

www.bayernlabo.de
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Rubrik: Multifunktionale Wärmerückgewinnung
1 sp. x 115 mm

Ihr Systempartner für
multifunktionale
Wärmerückgewinnung

SEW® GmbH 
www.sew-kempen.de

Vorbildprojekte in Bayern (Auswahl):
Kliniken in Augsburg, Bamberg, Bayreuth, Murnau, Schwein-
furt • Universitäten in Regensburg und Würzburg • FH Aschaf-
fenburg • Saturn Arena Ingolstadt • München: Baureferat, Dt. 
Flugsicherung, Klinikum Großhadern, Muffathalle, The Charles 
Hotel, TUM Garching, Villa Stuck • div. Polizeistationen etc.

Wärmerückgewinnung

Nachrüstbar im 
laufenden Betrieb

Montage vor Ort durch 
modulare Bauweise

Keim- und schadstoff- 
übertragungsfrei

Werkseigener 
Kundendienst

Systemverantwortung 
durch Gesamtplanung

 Multi funkti onale
Wärmerückgewinnung

L E O N E T. D E

GLASFASER-INTERNET
AUS BAYERN.

Aus der Region. Für die Region.

Kommunalfahrzeuge

Eine komplette
Produktpalette für
effektiven Winterdienst

Fahnen/Arbeitsbekleidung

Am Gewerbering 23 • D-84069 Schierling
Tel: 09451 9313-0 • www.fahnen-koessinger.de

Arbeitskleidung
Länderfahnen
Gemeindefahnen
Fahnenmaste
Vereinsbedarf
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Bürgermeisterwahlen in Bayern
Die Gemeinde Colmberg im Landkreis Ansbach hat einen neuen 
Bürgermeister. Einziger Kandidat für die Nachfolge des erkrankten 
Wilhelm Kieslinger (CSU/FWC) war sein bisheriger Stellvertreter 
Gerhard Wachmeier (CSU/Freie Wählerschaft Colmberg und Umge-
bung). Wachmeier konnte sich über 96,3 Prozent der Stimmen freu-
en, die Wahlbeteiligung lag knapp über 50 Prozent.

Christoph Gasteiger (CSU) 
ist neues Gemeindeoberhaupt 
in Moorenweis. Der 47-Jährige 
setzte sich mit 71,3 Prozent der 
Stimmen gegen seine Mitbewer-
berin Monika Trauner (Gemein-
schaft) durch. Sie erhielt 28,7 
Prozent der Stimmen. Wahlbe-
teiligung: 66,3 Prozent.

Wolfgang Bock (CSU) heißt der 
neue Rathauschef der Gemein-
de Georgenberg. Er bekam 52,4 
Prozent der Stimmen. Auf sei-
nen Gegenkandidaten Andreas 
Götz von der Bürgerliste Geor-
genberg entfielen 47,6 Prozent. 
Wahlbeteiligung: 83,9 Prozent.

Mit gerade einmal 50,8 Pro-
zent behielt Ralf Herbst (SPD) bei 
der Stichwahl gegen den partei-
losen Thomas Böhrer (49,2 Pro-
zent) die Oberhand und ist somit 
neuer Bürgermeister in Groß-
ostheim. Der 38-Jährige folgt auf 
Herbert Jakob, der aus gesund-
heitlichen Gründen vorzeitig aus 
seinem Amt ausgeschieden war. 
Wahlbeteiligung: 72,6 Prozent.

Elisabeth Stammler (Gemein-
same Liste) wird mit 59,8 Pro-
zent der Stimmen neues Ge-
meindeoberhaupt von Gebsat-
tel. Sie setzte sich gegen Jakob 
Braun (WUG) durch, für den 40,2 

Prozent votierten. Wahlbeteili-
gung: 82,3 Prozent.

Die Schwarzacher Bürger-
meisterwahl endete mit einem 
für eine Urwahl überraschen-
den Ergebnis: Michael Wilfahrt 
erhielt auf Anhieb 62,5 Prozent 
der Stimmen und leitet somit 
fortan die Geschicke des ober-
pfälzischen Marktes. Insgesamt 
wurden 62 verschiedene Namen 
auf die Stimmzettel geschrieben.

Nach fünfjähriger Unterbre-
chung hat die CSU den Ober-
bürgermeister-Stuhl im Ingol-
städter Rathaus zurückerobert. 
Bei der Stichwahl siegte Mi-
chael Kern deutlich gegen den 
SPD-Bewerber Christian De La-
puente. Der Unternehmensju-
rist Kern kam auf 64,2 Prozent 
der Stimmen, während sich der 
Gewerkschaftsfunktionär De 
Lapuente, der auch von Grü-
nen, Linken, ÖDP und UWG un-
terstützt wurde, mit 35,8 Pro-
zent begnügen musste. Die 
vorgezogene Neuwahl wur-
de notwendig, weil Amtsinha-
ber Christian Scharpf (SPD) als 
Wirtschaftsreferent in Mün-
chen tätig sein wird. Die Wahl-
beteiligung betrug 59,5 Pro-
zent.  DK

Feuchtwanger Gymnasium erkundet 
den Bezirk Mittelfranken

ANSBACH – Eine 10. Klasse des Gymnasiums Feuchtwangen be-
suchte im Rahmen des kürzlich gestarteten Pilotprojekts „Lern- und 
Handlungsort Bezirk“ das Bezirksrathaus in Ansbach. 

Ziel des Projekts ist es, Schul-
klassen einen Besuch im Be-
zirksrathaus zu ermöglichen und 
dadurch Schülerinnen und Schü-

lern Struktur und Aufgaben der 
bayerischen Bezirke an einem 
authentischen Ort näherzubrin-
gen. 

Der Tag begann für die Zehnt-
klässler mit einem Bezirksquiz 
im Sitzungssaal. Gregor Köstler 
von der Bayerischen Landeszen-
trale für politische Bildungsar-
beit informierte die Klasse nach-
folgend über Aufbau und Aufga-
ben der sieben bayerischen Be-
zirke. 

Lernen von den Praktikern

Im Anschluss konnten die 
Schülerinnen und Schüler di-
rekt mit Bezirkstagspräsident 
Peter Daniel Forster und mit Be-
zirksrat Herbert Lindörfer, der 
zudem Dritter Bürgermeister 
der Stadt Feuchtwangen ist, ins 

Gespräch gehen. Danach stell-
te Ausbildungsleiter Johannes 
Heyer die vielfältigen Berufs- 
und Karrieremöglichkeiten beim 
Bezirk Mittelfranken vor. Zum 
Abschluss des Schultages gab 
es noch eine Führung über das 
angrenzende Gelände des Be-
zirksklinikums Ansbach durch 
den kaufmännischen Leiter Ben-
jamin Fischer. Dabei wurde auch 
das hauseigene Museum be-
sucht, das interessante Einbli-
cke in die noch junge Geschich-
te psychiatrischer Behandlun-
gen bietet – ein weiteres High-
light für die Schülerinnen und 
Schüler. 

Ziel: Bayernweites  
standardisiertes Angebot 

Das Pilotprojekt „Lern- und 
Handlungsort Bezirk“ wird vom 
Bezirk Mittelfranken in Zu-
sammenarbeit mit der Bayeri-
schen Landeszentrale für politi-
sche Bildungsarbeit, dem Baye-
rischen Bezirketag und dem Be-
zirk Unterfranken durchgeführt. 
Anfang Februar lernte bereits 
eine 9. Klasse des Nürnberger 
Jenaplan-Gymnasiums den Be-
zirk Mittelfranken im Rahmen 
des Pilotprojekts kennen. Die Er-
kenntnisse aus den beiden Ver-
anstaltungen werden nun für 
geplante Besuche in Unterfran-
kens Bezirksrathaus in Würz-
burg weiter ausgearbeitet. Ziel 
ist es, ein Konzept zu erstellen, 
das als standardisiertes Angebot 
bayernweit Verwendung finden 
kann.  r

Die 10. Klasse des Gymnasiums Feuchtwangen mit Lehrkräften, Bezirkstagspräsident Peter Daniel 
Forster (Mitte), Bezirksrat Herbert Lindörfer (links daneben) und Gregor Köstler von der Bayerischen 
Landeszentrale für politische Bildungsarbeit (rechts daneben) im Saal Mittelfranken des Bezirksrat-
hauses. Bild: Felix Beuter/Bezirk Mittelfranken


